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EDITORIAL/157: Nebelpoeme (SB)





Wochendruckausgabe 157 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
16.11.2019




[image: Aufgeschlagene Schattenblick-Zeitung in den Händen eines Lesers - Foto: © 2013 by Schattenblick]




Foto: © 2013 by Schattenblick




Nebelpoeme

Grautrüb hängt der naßkalte Vorhang im Dazwischen und Davor über
feuchten Wiesen, Feldern und Äckern unter einem sonnenlichtgefluteten
Himmel seinen novemberspäten Gedanken nach, die, der feuchten Erde
entrungen, sich doch träge weigern, zu schnell im hellen Blau des
Himmels in ihre Bestandteile zu zerstieben, um sich dort verteilt am
Ende nicht mehr wiederzufinden.

Der graue Dunst oder Nebel auch gerade am Ende des Jahres bedarf
keiner dezidierten Beschreibung, denn er ist das finale feuchte Tuch,
dem schlußendlich nicht nur die von den Wipfeln gesprungenen Blätter
des Waldes schnellstens erliegen, bis die Erde sie verschlingt,
sondern auch die Pfütze, welcher er fortwährend entsteigt und die dem
unbedachten Schritt des Menschen nicht selten zur triefenden
Überraschung wird.

Vom Boden- und Hochnebel ist die Rede, der, bald in den späten
Morgenstunden in die höheren Regionen der Luft gestiegen, dann doch
seinen Anschluß an die anderen Wolken sucht und mit Gewißheit zu
irgendeinem Zeitpunkt seiner weiteren Reise mit den Regentropfen aller
übrigen Luftgewässer wieder zur Erde zurückkehren wird.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. November 2019
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RUNDSCHREIBEN/002: Liebe Leserin, lieber Leser (SB)


Ankündigung der Wochendruckausgabe 158 der Online-Tageszeitung Schattenblick



Stelle-Wittenwurth, den 14. März 2020


Liebe Leserin, lieber Leser,

die Fortsetzung der regelmäßigen Erscheinung unserer
Wochendruckausgabe der Online-Tageszeitung Schattenblick
wird aus technischen Gründen leider erst ab Samstag,
den 6. Juni 2020 möglich sein.

Bis dahin wünschen wir Ihnen ergiebige Information und viel Spaß
beim Lesen und Stöbern in unserer Online-Tageszeitung Schattenblick
und ihren Archiven unter www.schattenblick.de.


Mit den besten Grüßen in Vertretung Ihrer Schattenblick-Redaktion,

Helmut Barthel

14. März 2020
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WALD/411: Hambacher Forst - mit Erinnerungskraft und virtueller Aktion ... (Michael Zobel)


72. Waldspaziergang am 5. April - alles anders - diesmal als Film

von Michael Zobel, 8. April 2020



Liebe Wald- und Naturschützer*innen, Pressevertreter*innen, Mitmenschen...

Sonntag, 5. April 2020, Palmsonntag, Wald statt Kohle, 72 Monate
Sonntagsspaziergang im und am Hambacher Wald - Alles war anders als
sonst...

Seit sechs Jahren unterwegs, 72 Monate, knapp 60000 Menschen...

Manchmal muss mensch sich kneifen. Ist das alles wirklich wahr? Was haben
wir erlebt, gesehen, gespürt, erreicht...? Hätte uns vor sechs Jahren wer
gesagt, was da am Muttertag 2014 entstehen würde, wir hätten sie/ihn für
völlig durchgeknallt gehalten.

Doch es ist wahr, 72 Monate im Hambacher Wald, bei Sonnenschein,
Wolkenbrüchen, Schneesturm, Hochwasser, Trockenheit, Eiseskälte,
Dauerregen, Hitze, und jetzt Corona.

Deshalb war auch der 72. Waldspaziergang ein ganz besonderer.

Eva war allein unterwegs, Antje auch, ich und Todde ebenso. Im Wald und bei
den Waldbewohner*innen.

An uns wichtigen Orten in und am Wald gab es kleine Treffen. Und
Statements. Entstanden ist ein Film. Danke Todde.

https://www.youtube.com/watch?v=-tRR9pW0dVQ&feature=youtu.be

Schon vorher gab es einen Aufruf:

Haltet inne und denkt darüber nach, was von den Spaziergängen
"hängengeblieben" ist. Welche Bilder, welche Ereignisse, welche
Begegnungen. Was hat aufgewühlt, was hat berührt, was ist entstanden, was
gibt es für Wünsche und Hoffnungen?

Wir sind total gerührt, was da inzwischen angekommen ist, Texte, Fotos,
Lieder... sehr persönliche Geschichten, sehr unterschiedlich. Wir
versuchen gerade, zu ordnen und einen passenden Raum zu schaffen, um diese
wunderbaren Rückmeldungen zusammen zu bringen. Und öffentlich zu machen.

So viel schon jetzt: Niemand geht nach drei oder vier Stunden
Waldspaziergang unberührt nach Hause, es passiert ganz viel im Bewusstsein,
es entsteht ein neuer Blick auf die Dinge, der Besuch im Hambacher Wald
verändert so viel. Und für ganz viele Menschen ist dieser Besuch der
Einstieg in die Thematik, der Beginn einer Politisierung, der Startschuss
für unterschiedlichste Aktivitäten, der Weckruf aus der weit verbreiteten
Lethargie...

Schon deshalb machen wir natürlich weiter. Wir haben viel erreicht,
wunderbare Teile des Hambacher Waldes sind noch da, niemand wird noch
roden, schon gar nicht ein Möchtegern-Kanzlerkandidat.

Aber es gibt noch viel zu tun, wir müssen die Bagger endlich stoppen, die
Dörfer retten, dem Erhalt unserer Mitwelt und unserer Lebensgrundlagen die
absolute Priorität verschaffen.

Vielleicht ist auch die momentane Krise eine Chance, die so schnell nicht
wiederkommt. Die Chance, unsere wirklichen Bedürfnisse zu spüren, die
Chance für ein grundsätzlich anderes Wirtschaften, die Chance für einen
anderen Umgang miteinander, für weltweite Solidarität...

Lasst uns diese Chance nutzen, raus aus der Sackgasse Wirtschaftswachstum
um jeden Preis...

Wichtiger Termin, auch neu und anders: Wir unterstützen nach Kräften die
Menschen in den Dörfern am Tagebau Garzweiler und in den ostdeutschen
Reviern, die für den Erhalt ihrer Heimat kämpfen und die auch "zu Hause"
bleiben wollen...

9.4.: Online-Aktionstag #AlleDörferBleiben

https://www.alle-doerfer-bleiben.de/

Und dann hoffen wir mal, dass wir uns am 10. Mai beim Waldspaziergang
wiedersehen. Unser Jubiläum, Muttertag, vor genau sechs Jahren begann die
unglaubliche Geschichte der Sonntagsspaziergänge... das wollen wir feiern,
ein Fest für Mutter Erde, wir halten Sie/Euch auf dem Laufenden.

Mehr Informationen zu aktuellen und kommenden Terminen auf meiner Webseite
www.naturfuehrung.com

Bis bald im Wald, in den Dörfern oder wo auch immer,

Eva Töller, Michael Zobel, Antje Grothus, Todde Kemmerich und viele
Unterstützer*innen

 * 

Quelle:

Michael Zobel, 8. April 2020

Naturführer und Waldpädagoge

E-Mail: info@zobel-natur.de

Internet: www.naturfuehrung.com



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. April 2020 
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AKTION/563: Ostermarsch so innovativ wie nie zuvor (Netzwerk Friedenskooperative)


Netzwerk Friedenskooperative - Pressemitteilung vom 9. April 2020

"Ostermarsch so innovativ wie nie zuvor"

Auftakt der Ostermarsch-Aktivitäten 2020



Trotz Corona-Krise finden die Ostermärsche in diesem Jahr statt - wenn auch
auf kreative Art und Weise. Das Netzwerk Friedenskooperative stellt auch
2020 wieder umfangreiche Informationen rund um die Osteraktionen der
Friedensbewegung auf seiner Website zur Verfügung. Bei den Aktionen, die in
diesem Jahr hauptsächlich von zu Hause und virtuell stattfinden, werden
u.a. die steigenden Rüstungsausgaben und nukleare Aufrüstung kritisiert
sowie ein solidarisches Miteinander und mehr Kooperation der Staaten
untereinander angesichts der Corona-Epidemie gefordert.

"Wenn die Ostermärsche in Deutschland ausgerechnet im sechzigsten Jahr
ihres Bestehens ausgefallen wären, wäre das für die Friedensbewegung eine
Katastrophe gewesen. Aber ich bin beeindruckt zu sehen, wie kreativ die
Bewegung wird, um ihre Forderungen nach Frieden und Abrüstung trotz
Corona-Krise in die Öffentlichkeit zu bringen.", erklärt Kristian Golla vom
Netzwerk Friedenskooperative. "Viele Aktive greifen jetzt zu innovativen
Mitteln, schmücken ihre Fenster mit Bannern und Friedensfahnen,
veröffentlichen ihre Ostermarsch-Aufrufe als Zeitungsanzeige oder werden im
Internet aktiv. Wer hätte gedacht, dass die Ostermärsche nach sechs
Jahrzehnten noch einmal so innovativ werden?", so Golla weiter.

Ostermarsch-Aktivitäten im Überblick

Eine Übersicht über die dezentral organisierten Oster-Aktivitäten der
Friedensbewegung stellt das Netzwerk Friedenskooperative zur Verfügung
unter: 

https://www.friedenskooperative.de/alternativer-ostermarsch/vor-ort

Auf der Aktionswebsite www.ostermarsch.de sammeln Friedensbewegte Fotos
ihrer kreativen Aktionen und erstellen damit ein virtuelles
Friedenszeichen.

Für Samstag (11. April) rufen verschiedene Friedensorganisationen, darunter
auch das Netzwerk Friedenskooperative zu einer gemeinsamen Online-Aktion
auf. Neben interaktiven Elementen wird es im Rahmen dieser Veranstaltung
u.a. Rede- und Musikbeiträge von Beatrice Fihn (Friedensnobelpreisträgerin,
Direktorin der "Internationalen Kampagne zur Abschaffung von Atomwaffen",
ICAN), Katharina Nocun (Netzaktivistin, Autorin), Renke Brahms
(Friedensbeauftragter der "Evangelischen Kirche Deutschlands"), Jürgen
Grässlin (Sprecher der "Aktion Aufschrei - Stoppt den Waffenhandel") und
Konstantin Wecker (Liedermacher) geben. An der Online-Demonstration kann
man hier teilnehmen: 

https://youtu.be/p1PpbqTb8dA

Themen der Ostermärsche 2020

Die Corona-Krise wirkt sich auch inhaltlich auf die diesjährigen
Ostermarsch-Aktivitäten aus. "In den vergangenen Jahren haben wir eine
enorme Aufrüstung erlebt. Dabei sollte es angeblich um unsere Sicherheit
gehen.", betont Philipp Ingenleuf vom Netzwerk Friedenskooperative. Und
weiter: "Jetzt sehen wir, dass Investitionen in ganz anderen Bereichen
benötigt werden, damit die Menschen sicher leben können. Es ist ein Unding,
dass so viel Geld für Rüstung verschleudert wird. Statt Geld für Panzer
oder Kampfflugzeuge auszugeben, brauchen wir mehr Intensivstationen und vor
allem gut ausgebildetes sowie gut bezahltes Personal im
Gesundheitsbereich!". Erst Ende März rief UN-Generalsekretär António
Guterres zu einem "globalen Waffenstillstand" angesichts der
Corona-Pandemie auf.

Nukleare Abrüstung - eines der Ur-Themen der Ostermärsche - steht auch in
diesem Jahr im Fokus bei vielen Aktiven. Grund dafür ist die in Kürze
bevorstehende Entscheidung über ein neues atomwaffenfähiges Flugzeug für
die Bundeswehr. Laut Medienberichten sollen Flugzeuge des Typs F-18 die
veralteten Tornados der Bundeswehr ersetzen und dazu dienen, die in Büchel
stationierten Atomwaffen im Ernstfall ins Ziel zu fliegen. "Die Mehrheit
der Menschen in Deutschland möchte in einem atomwaffenfreien Land leben.
Die Verteidigungsministerin sollte dies endlich zur Kenntnis zu nehmen. Wer
sich in Zeiten von Corona ernsthaft die nukleare Aufrüstung weiter
vorantreibt, hat den Schuss nicht gehört", sagt Marvin Mendyka vom Netzwerk
Friedenskooperative. Der Abzug der Atomwaffen aus Deutschland sowie der
Beitritt Deutschlands zum UN-Atomwaffenverbot gehören zu den zentralen
Forderungen der Friedensbewegung.

 * 

Quelle:

Netzwerk Friedenskooperative

Römerstr. 88, 53111 Bonn

Telefon: 0228-692904, Fax: 0228-692906

E-Mail: friekoop@friedenskooperative.de

Internet: www.friedenskooperative.de
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APPELL/184: IALANA fordert die Aussetzung der Sanktionen gegen den Iran in der Corona-Krise (IALANA)


IALANA

Juristen und Juristinnen gegen atomare, biologische und chemische
Waffen

Für gewaltfreie Friedensgestaltung

Deutsche Sektion der International Association Of Lawyers Against Nuclear
Arms

Pressemitteilung vom 8. April 2020

IALANA fordert die Aussetzung der Sanktionen gegen den Iran in der
Corona-Krise



IALANA fordert von Bundeskanzlerin Merkel, den Regierungen der EU und der
USA: Setzen Sie sofort alle Sanktionen gegen den Iran aus, die Lieferungen
mit medizinischen Hilfsmitteln zur Bekämpfung der Corona-Pandemie im Wege
stehen.

Iran ist ein Brennpunkt der grassierenden Pandemie. Nach offiziellen
Angaben sind bis jetzt bereits mehr als 3.450 Todesopfer zu beklagen.

Die Katastrophe trifft auf ein Land, dessen Bevölkerung seit Jahren unter
den scharfen Sanktionen der USA und der EU leidet. Die Inflation ist auf
40% gestiegen. Für dieses Jahr werden zusätzlich 500.000 Arbeitslose
erwartet. Die Hoffnung im Iran auf eine wirtschaftliche Erholung und ein
Ende der Sanktionen nach dem Abschluss des Iran-Atom-Abkommens im Juli 2015
trog: Die USA kamen der Verpflichtung zur Aufhebung ihrer Sanktionen nur
teilweise nach, kündigten im Mai 2018 den Vertrag unter Missachtung des
Sicherheitsrates völkerrechtswidrig einseitig auf und setzten nicht nur
ihre bisherigen Sanktionen wieder voll in Kraft, sondern begannen eine
Politik des "maximalen Drucks". Dazu verschärfte die US-Regierung die
Sanktionen noch und installierte mithilfe einer Sperrung des
internationalen Finanzsystems für alle Zahlungsvorgänge mit dem Iran eine
nahezu totale Import- und Export-Blockade. Staatliche iranische
Auslandsguthaben über ca. 60 Mrd. US-Dollar sind ohnehin seit Jahren von
den USA beschlagnahmt. Durch die Sanktionen wird der Iran gehindert, Erdöl
zu verkaufen und mit Hilfe der Devisen Medikamente und medizinisches
Material zu importieren. Deutschland und die EU haben dieser US-Politik
außer der Beteuerung, dass es beim Iran-Atom-Abkommen bleiben solle, nichts
entgegengesetzt; das von ihnen installierte Ersatzfinanzsystem INSTEX hat
in 15 Monaten nur eine einzige Transaktion abgewickelt. Ihre eigenen
Sanktionen hat die EU sogar verlängert.

Die US-Regierung behauptet zwar, Medikamente seien von ihren Sanktionen
ausgeschlossen. Da aber Banken sowie Transport- und
Versicherungsunternehmen nicht das Risiko eingehen wollen, wegen Handels
mit dem Iran sanktioniert zu werden, sind bestimmte lebenserhaltende
Medikamente rar geworden. Auch können die zur Produktion erforderlichen
Grundstoffe nicht importiert werden. Das hat zur Folge, dass auch die
Herstellung vieler Medikamente im Iran selbst unmöglich geworden ist.
Bereits im Herbst letzten Jahres konnten Epilepsiekranke und Krebspatienten
nicht mehr versorgt werden. Die Gesundheit von Millionen Iranern war schon
bedroht, ehe die Pandemie mit COVID-19 Iran erreichte. Human Rights Watch
berichtete, US-Regierungsmitarbeiter hätten mehrmals erkennen lassen, dass
das der iranischen Bevölkerung zugefügte Leid beabsichtigt sei; diese solle
in die Revolte gegen ihre Regierung getrieben werden.

IALANA sieht die einseitigen extraterritorialen Wirtschaftssanktionen, mit
denen die USA alle anderen Staaten auf ihren Kurs zwingen wollen, als eine
nach der UN-Charta rechtswidrige Einmischung in die Angelegenheiten
souveräner Staaten an. Davon betroffen sind auch Kuba, Syrien und jetzt
Venezuela. Die faktische Blockade der Lieferung lebensnotwendiger Güter wie
Medikamente und medizinische Hilfsmittel in den Iran ist noch
schwerwiegender: sie ist ein Menschheitsverbrechen. Sie gibt mit voller
Absicht unschuldige Menschen dem Tod preis.

Im Verfahren vor dem Internationalen Gerichtshof um die Freigabe der
iranischen Auslandsguthaben hat das Gericht im Oktober 2018 einstimmig -
mit Unterstützung auch des von den USA benannten Richters - eine bindende
einstweilige Anordnung getroffen: die USA wurden verpflichtet, nicht nur
die Sanktionen insoweit aufzuheben, als sie die freie Ausfuhr von
Medikamenten, medizinischen Geräten, Lebensmitteln und Agrarerzeugnissen
behindern, sondern auch den dafür anfallenden Zahlungsverkehr nicht zu
beeinträchtigen.

Das hinderte die Trump-Regierung nicht daran, am 17. März 2020, während das
Coronavirus im Iran schon wütete, neue Sanktionen gegen den Iran zu
verhängen und die Einfuhrblockade für medizinische Produkte ausdrücklich
aufrecht zu halten. Die EU, Deutschland, Frankreich und Großbritannien
sandten über die WHO nur eine symbolische kleine medizinische
Hilfslieferung in den Iran.

In der aktuellen Notlage hat die iranische Regierung erstmals seit 60
Jahren sogar den Internationalen Währungsfonds um Soforthilfe in Höhe von 5
Mrd. US-Dollar gebeten. IWF-Direktorin Georgieva hatte vor wenigen Tagen
mitgeteilt, es stünden flexible Notfallkredite im Volumen von 50 Milliarden
Dollar zur raschen Verwendung für Schwellen- und Entwicklungsländer bereit,
die unter der Corona-Krise leiden. Zehn Milliarden Dollar könne der IWF
sogar zum Nullzins vergeben. Iran erfüllt die Kriterien fraglos. Es muss
aber befürchtet werden, dass die USA dagegen ihr Veto einlegen werden.
Nur ein Mittel kann jetzt zuverlässig helfen: die Iran-Sanktionen müssen
umgehend aufgehoben oder zumindest in der Zeit der Pandemie für
medizinische Hilfe ausgesetzt werden. Das fordern auch die
UNO-Hochkommissarin für Menschenrechte, Michelle Bachelet, der
UN-Generalsekretär, António Guterres, und die Sicherheitsratsmitglieder
Russland und China. Gefordert sind neben den USA auch die EU und
Deutschland. Sie müssen nicht nur ihre eigenen Sanktionen aufheben, sondern
den internationalen Druck gegen unilaterale Sanktionen der USA in der
jetzigen Lage der Pandemie verschärfen und humanitäre Hilfslieferungen an
den Iran gewährleisten. Das gebietet die Befolgung der von dem
Internationalen Gerichtshof der Vereinten Nationen in Den Haag erlassenen
Einstweiligen Anordnung und die menschliche Pflicht zur Abwendung einer
humanitären Katastrophe.

Gleichlautend an Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel, Bundesaußenminister
Heiko Maas und Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung Gerd Müller.

 * 

Quelle:

IALANA-Hauptstadtbüro

Marienstr. 19-20, 10117 Berlin

E-Mail: info@ialana.de

Internet: http://www.ialana.de
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AUSSICHTEN/8949: Und morgen, den 10. April 2020 (SB)


+++ Vorhersage für den 10.04.2020 bis zum 11.04.2020 +++






[image: Jean-Luc 8949 Wetterfrosch - © 2020 by Schattenblick]






Steter Sonnenwolkenwandel

führt das Wetterfahrzeug heut'

hin zu neuer Ufer Handel,

was den Frosch Jean-Luc doch freut.
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AUFRUF/010: Soforthilfe für die von der Corona-Pandemie besonders betroffenen Mitgliedsländer (Initiative für ein egalitäres Europa)


Aufruf der Initiative für ein egalitäres Europa - 6.4.2020

Soforthilfe für die von der Corona-Pandemie besonders betroffenen
Gesellschaften und Mitgliedsländer der Europäischen Union!



In Italien, Spanien und Frankreich sind mehrere zehntausend Menschen schwer
am Corona-Virus erkrankt. Ihr Überleben ist von einer gut ausgestatteten
Krankenhausversorgung mit ausreichenden intensivmedizinischen Einrichtungen
abhängig.

Das Gesundheits- und Krankenhauswesen dieser Länder wurde während und nach
der Euro-Krise massiv eingeschränkt. Es ist infolgedessen nicht mehr in der
Lage, diesen schwer erkrankten Menschen angemessen beizustehen.

Wir fordern deshalb die leitenden Instanzen der Europäischen Union, der
Eurozone und die Regierungen ihrer weniger betroffenen Länder Deutschland,
Niederlande und Österreich sowie des De Facto-Mitgliedslands Schweiz auf,
diesen Menschen und dem um ihr Überleben kämpfenden Beschäftigten der
italienischen, spanischen und französischen Krankenhäuser beizustehen.

Wir fordern:

• die Mobilisierung aller geeigneten Transportkapazitäten, damit die
schwerkranken Patientinnen und Patienten aus Italien, Spanien und
Frankreich in die Akutkrankenhäuser der weniger betroffenen Länder der EU
verlegt und dort behandelt werden

• die Bereitstellung eines zinslosen Notfallkredits durch die Europäische
Investitionsbank im Umfang von jeweils 25 Milliarden Euro an die
betroffenen drei Länder sowie die ebenfalls stark bedrohten Länder
Griechenland und Portugal, damit sie die Versorgung der Pandemiekranken und
die Ausstattung des Gesundheitspersonals mit den erforderlichen
Ausrüstungen hochfahren können

• die sofortige Auflösung der Flüchtlingslager in Griechenland und die
Verteilung der Asylbewerber auf die von der Pandemie weniger betroffenen 
EU-Länder

• die Streichung der Staatsverschuldung dieser fünf Länder um mindestens zwei
Drittel, damit sie ihr öffentliches Gesundheitswesen wieder aufbauen und
die Folgen des wirtschaftlichen Lockdowns überwinden können.

Im Interesse der betroffenen Kranken und der besonders bedrohten Insassen
der Flüchtlingslager und Pflegeheime muss dringend und großzügig gehandelt
werden. Wenn dies nicht geschieht, werden Tausende sterben, obwohl ihnen
hätte geholfen werden können. Dies wäre dann auch das Ende des europäischen
Integrationsprozesses.

Nichthandeln bedeutet unterlassene Hilfeleistung. Solidarität rettet
Menschenleben! Die Unterzeichnenden sehen diese Forderungen nach
humanitärer Soforthilfe nur als den ersten Schritt hin zu weltweiter
Solidarität.

Erstunterzeichner:

Michael Backmund (München), Rolf Becker (Hamburg), Frank Borris (Bremen),
Petra Gerschner (München), Rüdiger Hachtmann (Berlin), Hannes Hofbauer
(Wien), Andrea Komlosy (Wien),Thomas Kuczynski (Berlin), Jennifer Kujack
(Berlin),Norbert Meder (Köln), Erhard Neckermann (Lichtenfels), Karl Heinz
Roth (Bremen), Florian Schmaltz (Berlin), Peter Thaesler (Hamburg),
Konstantin Wecker (München).

 * 

Quelle:

Initiative für ein egalitäres Europa
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MELDUNG/116: Richterliche Unabhängigkeit in Polen verteidigen - Eilentscheidung des EuGH (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 8. April 2020

Richterliche Unabhängigkeit in Polen verteidigen - Eilentscheidung des EuGH ist wichtiger Schritt

Statement von Rechtsanwalt Dr. Ulrich Karpenstein, Mitglied des Vorstands des Deutschen Anwaltvereins (DAV)



Der EuGH beschloss heute per einstweiliger Verfügung, dass die
Anwendung eines Gesetzes zur Disziplinierung von Richtern in Polen
ausgesetzt werden muss. Es ging hierbei um die 2018 eingerichtete
Disziplinarkammer, die jeden Richter oder Staatsanwalt entlassen kann.
Andere rechtsstaatlich problematischen Gesetze sind indes noch aktiv:
Nach dem sogenannten "Maulkorbgesetz", seit Februar 2020 in Kraft,
müssen Richter etwa Disziplinarverfahren befürchten, nur weil sie den
EuGH mit Vorabentscheidungsverfahren anrufen.

Dazu der DAV:

"Wir begrüßen den heutigen Beschluss des EuGH ausdrücklich. Die Lage
für die polnische Richterschaft ist sehr ernst - schon jetzt laufen
zahlreiche Disziplinarverfahren gegen Richterinnen und Richter. Es ist
daher ein wichtiger Schritt, die Zuständigkeit der Disziplinarkammer,
deren Unabhängigkeit nicht gewährleistet werden kann, auszusetzen. Die
Anstrengungen dürfen aber hier nicht enden: Entscheidend ist, dass
nunmehr auch die notwendigen gerichtlichen Schritte gegen die jüngste
Verschärfung des Disziplinarrechts in Polen unternommen werden. Hier
ist die Kommission gefordert."

 * 

Quelle:

Statement vom 8. April 2020

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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PARTEIEN/399: London - Regierungschef geht erkrankten Bürgern voran ... (SB)


London - Regierungschef geht erkrankten Bürgern voran ...



In Großbritannien wütet das Corona-Virus besonders heftig. In den
letzten 24 Stunden sind 938 Menschen an der Lungenkrankheit gestorben.
Die Zahl der Covid-19-Opfer liegt inzwischen bei 7111. Setzt sich
diese Entwicklung auf der Insel fort, wie von den Experten des
Institute for Health Metrics and Evaluation (IHME) in Seattle
vorhergesagt, das den weltweiten Verlauf der Epidemie erfaßt, dürfte
die Zahl der Corona-Virus-Todesopfer im Vereinigten Königreich bis
August diejenige Italiens, Spaniens und Frankreichs überholt haben.
Mit 66.000 Verstorbenen hätten die Briten dann die meisten
Covid-19-Opfer in Europa zu beklagen. Sollte es zu diesem traurigen
Ergebnis kommen, können sich die Menschen in England, Schottland,
Wales und Nordirland bei ihrer eigenen Regierung dafür bedanken, die
aus Arroganz, Hybris und Sorglosigkeit nicht rechtzeitig geeignete
Maßnahmen zur Bekämpfung der Seuche ergriffen hat. Ironie der
Geschichte - der Hauptverantwortliche für die nationale Katastrophe,
Premierminister Boris Johnson, liegt selbst seit drei Tagen mit einer
Covid-19-Erkrankung im Londoner Krankenhaus Saint Thomas auf der
Intensivstation.

Als sich im Februar die Ausbreitung des Coronavirus über Europa
abzeichnete und die Zustände in den Krankenhäusern Norditaliens
zusehends verschlimmerten, entschied sich die Johnson-Regierung gegen
sofortige Maßnahmen zur Eindämmung, weil sie angeblich zu aufwendig
und zu teuer seien, und statt dessen für die sogenannte
"Herdenimmunität". Hauptverfechter der utilitaristischen Strategie war
Johnsons Chefberater Dominic Cummings. Bei einer Besprechung über den
richtigen Umgang mit der Herausforderung soll sich der neoliberale
Technophile erfolgreich für folgenden Standpunkt stark gemacht haben:
"Herdenimmunität: die Wirtschaft schützen, und wenn das bedeutet, daß
einige Rentner sterben, dann ist das halt Pech." Als Anfang März in
den meisten anderen Staaten Europas erste Maßnahmen der sozialen
Distanzierung ergriffen wurden, um die Übertragungswege zu verlängern
und die Verbreitung der Seuche zu verlangsamen, lief in Großbritannien
das öffentliche Leben völlig normal weiter. Gegen den Rat und die
Bitte der irischen Regierung fand vom 10. bis 13. März in
Südostengland das Cheltenham Festival statt. Besucht wurden die
traditionsreichen Renntage von mehr als einer Viertelmillion Briten
und Iren. Berichten zufolge haben sich nicht wenige dieser
Pferdesportliebhaber mit Covid-19 infiziert und das Virus in ihre
Heimatgemeinden beiderseits der Irischen See eingeschleppt.

Erst am 16. März entschieden sich Johnson und seine Minister
angesichts der Horrormeldungen aus Italien und der langsam steigenden
Infektionszahlen in Großbritannien für einen plötzlichen Kurswechsel.
Das Konzept der "Herdenimmunität" wurde über Bord geworden. Begründet
wurde das Umdenken mit der fadenscheinigen Behauptung, die Modelle,
welche der ursprünglichen Strategie zugrunde lagen, basierten auf dem
üblichen Verlauf der alljährlichen Grippewelle; man habe die höhere
Ansteckungsrate von Covid-19 nicht berücksichtigt. Offenbar hatte man
die laufend veröffentlichten Daten der Behörden der Volksrepublik
China nicht verfolgt. Bis zu diesem Zeitpunkt hatte Johnson die
Gesundheitsgefahr heruntergespielt und getönt, Großbritannien werde
das neuartige Corona-Virus "innerhalb von 12 Wochen besiegt" haben.
Bei einem Krankenhausbesuch am 3. März gab er demonstrativ allen, auch
Erkrankten, die Hand und prahlte bei anschließenden Pressekonferenzen
sogar mit seinem angeblich menschenfreundlichen Verhalten. Rund eine
Woche, nachdem Johnson plötzlich die Schließung aller Schulen, Kneipen
und sonstigen nicht lebenswichtigen Einrichtungen angeordnet und den
Bürgern bis auf weiteres zum Verbleib in den eigenen vier Wänden
geraten hatte, mußte er am 27. März bekanntgeben, sich selbst mit
Covid-19 infiziert zu haben. Inzwischen haben sich viele Mitglieder
der britischen Regierung, die sich entweder mit dem Corona-Virus
angesteckt oder nur einen Infizierten in der Familie haben, in die
häusliche Quarantäne begeben. Dazu gehört auch Dominic Cummings, der
sich zu Hause in Isolation befindet und dessen Onkel, ein prominenter
Anwalt, vor wenigen Tagen an Covid-19 gestorben ist. Selbst Carrie
Symonds, Johnsons 34jährige schwangere Partnerin, hat sich - wie sich
inzwischen herausgestellt hat - mit dem Coronavirus infiziert, war
jedoch nur ganz leicht erkrankt und hat sich inzwischen wieder erholt.
Wie ein Kapitän, der in der Stunde der Not die Brücke nicht verläßt,
begab sich Johnson zunächst in der Downing Street in die Isolation, um
von seiner kleinen Wohnung aus die Regierungsgeschäfte weiter zu
leiten.

Am 1. April schickte der 55jährige Johnson per Twitter eine
Videobotschaft ans Volk, das er zum Durchhalten aufrief. In der
Aufnahme seiner Laptopkamera sah der ehemalige Journalist recht blaß
und krank aus. Er machte auch keinen besonders guten Eindruck, als er
zwei Tage später auf dem Bürgersteig der Downing Street an der
landesweiten Aktion, eine Runde Applaus für das Krankenhauspersonal an
der Covid-19-Front, teilnahm. Kaum hatte Königin Elizabeth II am Abend
des 4. April eine ihrer höchst seltenen Reden an die Nation gehalten,
um allen ihrer Untertanen Mut in schweren Zeiten zuzusprechen, als das
Amt des Premierministers bekanntgab, Johnson habe sich auf Rat seiner
Ärzte, da seine Temperatur noch hoch sei und er den trockenen Husten
nicht loswerde, ins Krankenhaus begeben. In diesem Augenblick wurde
der Verdacht, Johnson und seine Berater hätten die Schwere der
Erkrankung des Premierministers über eine Woche lang heruntergespielt,
zur Gewißheit.

Zu einer schweren Panne in der Informationspolitik der britischen
Regierung kam es am 5. April, als sich Außenminister Dominic Raab als
geschäftsführender Premierminister in Johnsons Abwesenheit der Presse
vorstellte. Raab behauptete, Johnson gehe es gut, er stehe trotz
Krankenhausaufenthalts laufend mit dem Kabinett in Verbindung. Später
stellte sich heraus, daß Raab zuletzt zwei Tage zuvor mit Johnson
gesprochen hatte und es dem Premierminister überhaupt nicht gut ging,
da er bereits auf der Intensivstation lag und mit Sauerstoff versorgt
werden mußte. Auch wenn die Medien den Begriff tunlichst vermeiden,
herrscht nun in London eine regelrechte Regierungskrise. Niemand
erwartet ernsthaft, daß Johnson, sollte er mit ärztlicher Hilfe die
Infektion mit dem Corona-Virus überstehen, bald wieder seine Pflichten
erfüllen kann. Medienberichten zufolge tobt schon der Kampf um die
Nachfolge. Als möglicher Nachfolger wird bereits Johnsons langjähriger
Rivale Michael Gove gehandelt. Der Staatssekretär für
Kabinettsangelegenheiten, der auch formal Vizepremierminister ist, war
nach der Einlieferung Johnsons ins Krankenhaus recht schnell mit der
Feststellung vor die Fernsehkameras getreten, der 46jährige Raab -
weil nur Ersatzmann - könne ohne das restliche Kabinett keine
Entscheidungen außerhalb seines eigenen Ressorts treffen.

Mit oder ohne Johnson erweist sich das Krisenmanagement der
konservativen Regierung Großbritanniens im Kampf gegen das Coronavirus
weiterhin als desaströs. In den britischen Krankenhäusern sind
Schutzkleidung, Gesichtsmasken und Atemgeräte absolute Mangelware. Das
Testen potentiell Infizierter kommt nur schleppend voran. Schätzungen
zufolge hat sich ein Fünftel des medizinischen Personals mit dem
Coronavirus angesteckt. Acht Notärzte - allesamt Einwanderer aus
früheren britischen Kolonien - sind bereits der Seuche zum Opfer
gefallen. Ähnlich wie in anderen Ländern haben sich in Großbritannien
viele Altenheime zu regelrechten Hot Spots für Covid-19 entwickelt.
Angesichts dieses Phänomens haben die British Medical Association und
das Royal College of General Practitioners vor kurzem den
Altenheimbetreibern empfohlen, ihre ältesten und gebrechlichsten Gäste
dazu zu bringen, ein Dokument zu unterzeichnen, demzufolge sie bei
einem gesundheitlichen Notfall nicht wiederbelebt werden wollen. Man
kann sich sicher sein, daß ein solches DNAR-Formular - "do not attempt
to resuscitate" - nicht über Leben oder Tod des wohlhabenden, bestens
vernetzten Boris Johnson entscheiden wird.

9. April 2020
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VORSICHT/023: Viren - seit es Mikroskope gibt ... (SB)




Heute arbeiten Wissenschaftler und Mediziner unter großem Zeitdruck an
der Entwicklung eines Impfstoffes gegen das Corona-Virus COVID-19.
Obwohl das eine schwierige Aufgabe ist, können sie doch auf all die
Erkenntnisse zurückgreifen, die in den vergangenen Jahrhunderten von
Ärzten, Chemikern und anderen Wissenschaftlern in Erfahrung gebracht
wurden.

Eine wichtige Arbeitsvoraussetzung war die Erfindung des Mikroskops.
Ohne die technische Möglichkeit, Dinge und Lebewesen zu sehen, die mit
bloßem Auge nicht zu erkennen sind, wären auch die winzigen
Mikroorganismen nicht entdeckt worden. Aber gerade sie spielen eine
entscheidende Rolle bei der Übertragung von Krankheiten.


Die ersten Mikroskope

Die Niederländer Zacharias Janssen (1588-1631) und Antoni van
Leeuwenhoek (1632-1723) gelten als die ersten, die sich der
Vergrößerung von winzigen Objekten widmeten. Zacharias Janssen
erlernte den Beruf des Optikers und damit auch das Schleifen von
Brillengläsern.
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Rechts: Antoni van Leeuwenhoek, 1632-1723

Gemälde: Jan Verkolje / Public domain, via Wikimedia Commons




Das war zu damaligen Zeiten keine einfache Angelegenheit. Nebenher
experimentierte Zacharias Janssen mit Glaslinsen und bewirkte durch eine gewisse
Wölbung des geschliffenen Glases einen Vergrößerungseffekt, wodurch
sich kleine Objekte besser betrachten ließen.
Er baute zwei dieser sogenannten Sammellinsen in eine verschiebbare
Röhre, eine an das vordere, die andere an das hintere Ende. Damit war
das erste Mikroskop erfunden. Doch seine Linsen wiesen Lufteinschlüsse
auf und waren nicht ausreichend gebogen, um eine wirklich gute
Vergrößerung zu erzielen. Dadurch traten leichte Verfälschungen in der
Darstellung des betrachteten Objektes auf.

Erst Antoni van Leeuwenhoek gelang es, Linsen herzustellen, die eine
starke Rundung und eine Klarheit aufwiesen. Allerdings verriet er sein
Herstellungsverfahren nicht. Bis heute werden Überlegungen angestellt,
wie es Leeuwenhoek unter damaligen Bedingungen gelungen war, derartige
Glaslinsen anzufertigen. Anders als Zacharias Janssen verwendete er
für sein Mikroskop nur eine einzige Linse. Seine Konstruktion hatte
auch wenig Ähnlichkeit mit den heutigen Geräten. Seine ziemlich
kleinen, klaren, kugeligen Linsen befestigte er zwischen zwei
Messingplatten. Das zu untersuchende Objekt wurde vor der Linse in
einer Halterung angebracht.




[image: Zwischen zwei Messingplatten ist die winzige Linse befestigt, dazu ein Griff und eine Halterung für die Probe direkt vor der Linse - Foto: 2008, by Moira Costa, Fotografia:Teresa Llordés / CC BY-SA (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0), via Wikimedia Commons]

Nachbau des Leuwenhoek Mikroskops von Marc Boada

Foto: 2008, by Moira Costa, Fotografia: Teresa Llordés / CC BY-SA
(https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0), via Wikimedia Commons




Allgemein gilt: je kleiner und kugelförmiger eine Linse ist, umso
geringer ist die Brennweite und desto stärker die Vergrößerung. Auf
diese Weise ließ sich der Vergrößerungsfaktor vervielfachen. Es heißt,
dass er mit seinen Mikroskopen die zu untersuchenden Objekte bis zu
270fach vergrößern konnte. Etwa 500 Mikroskope soll er im Laufe seines
Lebens hergestellt haben.


Leeuwenhoeks Beobachtungen unter dem Mikroskop

Eine der ersten Erfolge hatte er mit der Betrachtung roter
Blutkörperchen, die er 1674 dann genauer beschrieb. Er untersuchte
Regenwassertropfen, Wasser aus dem Teich und den Speichel von
Menschen, worin er Bakterien entdeckte, die er in drei Kategorien
unterteilte: Bazillen, Kokken und Spirillen und sie genau in Form und
Erscheinungsbild beschrieb. 1677 gelang es ihm Spermazellen unter dem
Mikroskop zu zeigen, selbst die von Insekten. In seiner Zeit ging man
noch davon aus, dass niedere Lebewesen spontan erzeugt werden. Doch
mit der Entdeckung des Spermas bei Insekten geriet diese These ins
Wanken, denn nun lag es nahe anzunehmen, dass auch sie sich durch die
Vereinigung von Samen- und Eizelle vermehren.




[image: Die Grafik zeigt Zellen und Fasern des jungen Holzes, Leeuwenhoek fertigte die Zeichnung an - Grafik: Antoni van Leeuwenhoek / Public domain, via Wikimedia Commons]

Darstellung eines mikroskopischen Schnitts durch ein einjähriges Eschenholz

Grafik: Antoni van Leeuwenhoek / Public domain, via Wikimedia Commons




Berühmt geworden ist seine Untersuchung des eigenen Zahnbelags, die er
1683 durchführte und eine Unzahl von Bakterien darin erkannte. Zur
Gegenkontrolle nahm er auch Proben von anderen Menschen, wodurch seine
Beobachtungen bestätigt werden konnten.
Bemerkenswert ist, dass es erst nach etwa 250 Jahren gelang, Linsen
von gleicher Qualität zu bauen wie jene von Antoni van Leeuwenhoek.

An den einzelnen Entwicklungsschritten sowie an der Verbesserung des
Mikroskops waren viele Wissenschaftler aus dem 16. bis zum 19.
Jahrhundert beteiligt. Dabei handelte es sich stets um ein
Lichtmikroskop, bei dem das zu untersuchende Objekt entweder von unten
beleuchtet oder von oben, beziehungsweise schräg angestrahlt wurde.




[image: Im 17. Jahrhundert: Robert Hooke arbeitete seinerzeit mit einem Auflichtmikroskop. Die Skizze zeigt den Weg des Lichts auf das zu betrachtende Objekt - Grafik: 1665, by Robert Hooke / Public domain, via Wikimedia Commons]

Skizze eines Mikroskops (Auflichtmikroskop)

Grafik: 1665, by Robert Hooke / Public domain, via Wikimedia Commons




Bis heute wurde das Mikroskop immer weiterentwickelt. Mit dem
Elektronenmikroskop, dem Rasterelektronenmikroskop, dem
Rastertunnelmikroskop oder dem Röntgenmikroskop erhält man zum Teil
Ansichten selbst von atomaren Strukturen. Das heißt nicht, dass nicht
auch heute noch mit dem Lichtmikroskop gearbeitet wird. Seine
Beleuchtung erfolgt selbstverständlich mit elektrischem Licht und die
Anordnung der Linsen ermöglicht auch hier mehrere hundertfache
Vergrößerungen. Sie reichen bei bestimmten Laboruntersuchen völlig
aus.

Leeuwenhoek ist nicht der Erfinder des Mikroskops, aber wahrscheinlich
der erste Mensch, dem ein Blick in die Welt der Mikroorganismen
gelungen ist. Bis zur heutigen Mikrobiologie war es zwar noch ein
weiter Weg, den Grundstein für diese Forschung war aber bereits auch
durch Leeuwenhoeks Entdeckungen gelegt.


Bakterien als Krankheitsüberträger

Zwei Wissenschaftler nutzen die Mikroskopie beinahe 200 Jahrhunderte
später und haben sich damit mit der Erforschung der Bakterien und
ihrer Bedeutung bei der Übertragung von Krankheiten besonders verdient
gemacht: der Landarzt Robert Koch und der Chemiker, Physiker und
Biochemiker Louis Pasteur. In der damaligen Zeit starben viele Tiere
an Milzbrand. Robert Koch konnte die Verzweiflung der Bauern, die zum
Teil seine Patienten waren, über den Verlust ihrer Rinder miterleben.
Es ließ ihm keine Ruhe und er begann mit seinen Nachforschungen.

Robert Koch war im Besitz eines Mikroskops, das ihm eine genaue
Betrachtung des Bluts von erkrankten Tieren ermöglichte. Darin
entdeckte er das Bakterium Bacillus anthracis und erkannte in ihm den
Milzbranderreger. Louis Pasteur interessierte sich ebenfalls für
Milzbrand, insbesondere für die Übertragungswege, das heißt, wie und
wodurch die Tiere mit dem Erreger infiziert werden. Beide
Wissenschaftler unternahmen aufgrund ihrer neuen Erkenntnisse weitere
Untersuchungen. Louis Pasteur entdeckte den Erreger der Tollwut,
Robert Koch den der Tuberkulose. In diesem Zusammenhang befassten sie
sich mit der Idee, einen Impfstoff unter anderem gegen diese
Krankheiten zu entwickeln. Zwar arbeiteten sie nicht gemeinsam an
diesem Problem, nutzten aber die jeweiligen Ergebnisse und Theorien
des anderen als Anregung für ihre weiteren Überlegungen.

Zuvor hatte bereits ein anderer deutscher Arzt, Aloys Pollender, an der
Erforschung des Milzbrands gearbeitet und seine Ergebnisse 1855
veröffentlicht. Er gilt als Entdecker des Milzbranderregers, den er
bereits ca. 30 Jahre vor Robert Koch erkannte.

Am Beispiel der Erforschung der Mikroorganismen wird besonders
deutlich, wie wichtig ein gegenseitiger wissenschaftlicher Austausch
für die Weiterentwicklung einer Wissenschaft wie der Mikrobiologie
gewesen ist. In der Folge konnten in der Erforschung und Herstellung
von Impfstoffen, Heilmitteln und der Erkennung der Übertragungswegen
große Erfolge erzielt werden. Krankheiten, die sich wie Seuchen
ausbreiteten (Cholera, Tuberkulose, Milzbrand oder die Pest) konnten
dank des neuen Wissens und entsprechender Verhaltens- und
Hygienemaßnahmen eingedämmt werden.

Die Mikroskope von damals erreichten jedoch nicht die Vergrößerung,
die erforderlich gewesen wäre, um Viren zu erkennen. Wie es dazu kam,
wird im folgenden Artikel beschrieben, der in Kürze erscheint.

Fortsetzung folgt ...



Diesem Artikel liegen folgende Quellen zugrunde:

https://www.ndr.de/geschichte/koepfe/Robert-Koch-Die-Revolution-der-Medizin.robertkoch101.html

https://www.planet-wissen.de/natur/mikroorganismen/viren/pwiedieentdeckungderviren100.html

https://www.lichtmikroskop.net/geschichte/antoni-van-leeuwenjoek.php

https://www.lichtmikroskop.net/geschichte/zacharias-janssen.php
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HÖRFUNK/512: Deutschlandfunk Kultur - "Nebenan das Meer" von Frauke Angel, 13.4.2020 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Nebenan das Meer

Von Frauke Angel

Regie: Friederike Wigger

Deutschlandfunk Kultur 2020

(Ursendung)

Kakadu - Kinderhörspiel

Montag, 13. April 2020, 8.05 - 9.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Draußen scheint die Sonne, doch drinnen bei Familie Merkel herrscht
trübe Stimmung. Wie jedes Jahr haben sie auch diesen Sommer weder Zeit
noch Geld für einen Urlaub. Doch dann hat Tochter Miriam plötzlich
eine Idee, wie der Traumurlaub zu retten ist: Familie Merkel braucht
eindeutig einen Papa! Einen mit Zeit, Geld, Wohnwagen und Hund. Aber
wo soll dieser Traumtyp herkommen? Ausgerechnet die kleinste der
Merkel-Geschwister weiß die Antwort: dort, wo Mama sich jeden Abend
herumtreibt natürlich!

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 7. April 2020

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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IMI/1023: Lasst uns die Menschen aus den Lagern holen!


IMI - Informationsstelle Militarisierung e.V.

IMI-Standpunkt 2020/012 vom 9. April 2020

Lasst uns die Menschen aus den Lagern holen!

von Jacqueline Andres



Moria - das Flüchtlingslager auf der griechischen Insel Lesvos - droht
nochmal mal mehr ein Sinnbild der menschenverachtenden Politik der EU zu
werden. Rund 20.000 Menschen, eingepfercht in einem für etwa 2.500 Personen
ausgerichteten Lager, teilen sich unzureichende sanitäre Anlagen. Corona
steht vor den Türen des Lagers - die ersten Fälle auf den Insel wurden
bereits letzte Woche gemeldet.

Die Menschen in Moria können sich noch nicht mal regelmäßig die Hände
waschen!

In Teilen des Lagers nutzen rund 1.300 Menschen den gleichen Wasserhahn -
Wasser gibt es für etwa vier Stunden täglich. Ein Klo wird von mehr als 160
Menschen genutzt. Erst jetzt wurde Seife gekauft, um die zahlreichen
Menschen damit zu versorgen. Wer weiß, wann genau sie die Menschen
erreicht.

Viele Hilfsorganisationen haben ihre Arbeit in den Lagern bereits
eingestellt - die Menschen, die in den Lagern unter straffer Ausgangssperre
stehen, sind somit immer mehr auf sich alleine gestellt!

Sehenden Auges lässt die EU dieses und die anderen Lager in Griechenland
ins Desaster schlittern. Die EU und die BRD machen sich der unterlassenen
Hilfeleistung schuldig. Einige Menschen in Moria nähen sich Schutzmasken,
einige sind in den Hungerstreik getreten und haben sich als Zeichen des
Protests die Lippen zugenäht. Doch selbst der Protest wird ihnen verboten -
die griechische Polizei hat ihnen die zugenähten Münder mit Zwang wieder
geöffnet! Sie haben ein Recht darauf zu leben, sich zu schützen und zu
demonstrieren! Was können sie machen? Oder besser: Was können wir machen?

Wir haben Platz!

Bereits vor vier Wochen kündigte die BRD an, mit weiteren sieben EU Staaten
insgesamt 1,500 unbegleitete Minderjährige von den Inseln aufnehmen zu
wollen. 1,500 von 12,000 Kindern! Wochenlang geschah nichts. Nun heißt es,
im Laufe der kommenden Woche nehme Luxemburg ganze 12 ja genau ein dutzend
Kinder auf und Deutschland ganze 50. Das ist Hohn, das ist ekelhaft und
unfassbar beschämend!

140 Städte und Kommunen aus der BRD haben ihre Bereitschaft dazu erklärt,
Menschen aus den Lagern unterzubringen. Würden alleine diese je 300
Menschen aufnehmen, dann könnten alle 42.000 Menschen aus den Lagern von
den griechischen Inseln Lesvos, Kos, Chios, Samos und Leros umverteilt
werden. Die Bundesrepublik verfügt über 964.000 Hotelzimmer - die meisten
sind momentan nicht belegt. Alleine im Tübinger Ibis Hotel stehen aktuell
126 Zimmer leer! Wir haben Platz!

Wir können sie herholen!

Ganze 50 Millionen EUR wurden für die Rückholaktion deutscher
Staatsbürger*innen ausgegeben, ganze 40.000 Erntehelfer*innen sollen via
Luftbrücke zur Spargelernte nach Deutschland eingeflogen werden - die
Bundesregierung kann eine solche logistische Leistung ganz offensichtlich
mit Leichtigkeit stemmen. Der Verein Mission Lifeline e.V. hat bereits
alles für einen Charterflug von Berlin nach Lesvos spendenbasiert
organisiert. Rund 100 Menschen könnten ab sofort nach Deutschland geholt
werden - was fehlt ist die Genehmigung vom Auswärtigen Amt und dem
Innenministerium, um die Start- und Landeerlaubnis zu erhalten. Es scheint
der politische Wille zu sein, der fehlt. Der Verein Sea Watch fordert die
EU-Kommission auf, die stillgelegten Kreuzfahrtschiffe zu nutzen, um die
Menschen aus den Lagern zu holen. Das Kreuzfahrtschiff AIDAnova verfügt zum
Beispiel über stolze 2626 Gästekabinen.

Wir können Druck aufbauen!

Wir können uns dem Appell anschließen, uns postalisch und per Email an die
Abgeordneten zu wenden und von ihnen die Aufnahme der Menschen aus den
Lagern zu fordern. Wir können Banner aus unseren Fenstern hängen, Schilder
mit uns tragen, die Forderung auf unsere Mundschutzmasken schreiben und mit
unseren Mitmenschen darüber reden - ob beim Spaziergang oder am Telefon.
Portugal hat es vorgemacht, wie Solidarität mit Migrant*innen aussehen kann
- alle Menschen in Portugal, ganz unabhängig von ihrem Aufenthaltsstatus,
haben im März 2020 eine vorerst bis Juli gültige Aufenthaltserlaubnis und
somit auch Zugang zu Sozial- und Gesundheitsleistungen erhalten. Warum
sollte das nicht auf die gesamte EU und die Lager anwendbar sein? Letzten
Sonntag fand der bundesweite Aktionstag Leave No One Behind (Lass niemanden
zurück) statt. In Berlin wurde ein Autokorso aufgelöst und in Frankfurt
eine Protestaktion, bei der der Mindestabstand eingehalten wurde. Hier in
Tübingen ermittelt nun die Kriminalpolizei weil in der Stadt Banner und
Schilder aufgehängt wurden, mit Sprühkreide gesprüht und zwei künstlerische
etwa jeweils 2 Meter lange Grenzinstallationen an den Rändern des
weitläufigen Sternplatzes errichtet wurden. Doch was ist kriminell daran,
auf die desaströsen Zustände in den Lagern hinzuweisen und von unseren
Politiker*innen zu fordern, die Menschen aus diesem Horror rauszuholen?

Wir lassen uns nicht einschüchtern - in den Lagern kann sich ein mögliches
Massensterben entfalten und trotz Corona können wir und müssen wir dagegen
demonstrieren - ob virtuell, ob mit Kunst im öffentlichen Raum oder mit
Mindestabstand auf der Straße! Lasst uns gemeinsam Druck auf unsere
Regierung ausüben und die Menschen aus den Lagern holen! Lasst uns für die
Grundrechte, die Menschenwürde und die Menschlichkeit einstehen!

Die Bundesregierung macht uns glauben, sie würde sich zur Zeit mit ihren
neuen Regeln und Gesetzen vorrangig für die Menschen und ihre Gesundheit
stark machen. Wenn das zur Folge hat, dass wir ihre menschenverachtende
Politik nicht mehr im öffentlichen Raum kritisieren dürfen und wenn wir
wissend 40.000 Menschen innerhalb Europas in den Lagern lassen, ohne uns
für sie einzusetzen, dann ist Europa kein lebenswerter Ort mehr, sondern
ein Ort des Schreckens, der seine Menschlichkeit verloren hat. Dann bin ich
versucht zu schreien: Soll uns Corona doch zu Grunde richten! Keine/r von
uns kann sagen, er oder sie habe von nichts gewusst. Lasst die Menschen aus
den Lagern holen! Lasst uns unser wertvolles und fundamentales Recht zu
Protestieren und unsere Menschlichkeit kämpferisch verteidigen!

 * 

Quelle:

IMI-Standpunkt 2020/012 vom 9. April 2020

Lasst uns die Menschen aus den Lagern holen!

http://www.imi-online.de/2020/04/09/lasst-uns-die-menschen-aus-den-lagern-holen/

Herausgeber: Informationsstelle Militarisierung (IMI) e.V.

Hechinger Str. 203, 72072 Tübingen

Tel.: 07071/49154, Fax: 07071/49159

E-Mail: imi@imi-online.de

Internet: www.imi-online.de
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VORWÄRTS/1577: Patriarchaler Kitsch


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 11/12 vom 27. März 2020

Patriarchaler Kitsch

von Damian Bugmann



Trotz theoretischer Gleichstellung und gesetzlichem
Diskriminierungsschutz sind Fernsehen und Blockbuster-Filme immer noch
gut bestückt mit sexistischen, sowie homo- und transphoben Inhalten.
Auch chauvinistische, imperialistische und antikommunistische Mythen
sowie Überzeugungen sind darin noch weit verbreitet.

"Büezerbueb" Gölä, der sich laut eigener Aussage mehr als Unternehmer
denn als Musiker versteht, gibt sich in der SRF-Talentshow "Voice of
Switzerland" als ein von Testosteron und Adrenalin überschäumender
Macho im Büezeroverall. Ein Beispiel, das sich in Variationen
wiederholt: Nachdem eine junge Kandidatin mit AC-DC-Mütze hinreissend
einen Rock'n'Roll hingelegt hatte, sprang der rechtsbürgerliche
Kitschrocker auf und überschlug sich vor Begeisterung. Jedes dritte
Wort seines euphorischen Feedbacks war "geil", "Schnäbi" oder "Hoden".
Ohne Bedenken überliessen die übrigen Coaches die junge Frau diesem
Mannsbild. Vielleicht gibt es in zwanzig Jahren Klagen wegen sexueller
Belästigung - es gilt die Unschuldsvermutung.


Homophobe Reflexe

Von extremen Ausnahmen abgesehen, sind verbale oder handfeste sexuelle
Belästigungen in neueren Fernsehshows, Spiel- und Dokumentarfilmen
seltener geworden. Bis in die Neunziger Jahre hinein waren die Medien
ziemlich voll davon. Mit dem fortschreitenden Einsickern
feministischer Diskurse treten Filmmachos vorsichtiger auf und
einzelne Frauen dürfen in Serien und Filmen auch mithauen, -stechen,
-schiessen und -bomben. Ist der männliche Superheld verliebt, wird die
Auserwählte geschüzt und von den gefährlichsten Aktionen ferngehalten.
Manchmal stehen Frauen auch als Superwoman oder Charlie´s Angels im
Vordergrund - weil der Markt danach verlangt. Diskriminierende
Darstellungen von Schwulen, homophobe Reflexe und homophobe
Distanzierungen von hetero- und transsexueller Figuren (und ihrer
Regisseure) gehören immer noch zum guten Ton. Sie rufen bei den
heteronormativen Figuren Ekel- und Speireflexe hervor, als sei ihnen
das "falsche" Geschlechtsorgan in den Mund geraten.


Sexarbeiterin oder Ehefrau

Als kleine Betrüger und Pferdediebe signalisieren Bud Spencer und
Terence Hill, in ihren immer noch viel ausgestrahlten Italowestern der
Siebziger und Achtziger, dass sie ganz sicher keine Gegner des
kapitalistischen Wettbewerbs und deshalb vor allem auf Geld aus sind
- aber cool, witzig und hart im Austeilen. Der Grossteil der
Filmfiguren sind weisse Männer mit unterschiedlichem, differenziertem
Profil. Die wenigen Frauenfiguren sind meist in der Geschlechterrolle,
als Sexarbeiterin oder Ehefrau und eher konturlos und dekorativ.
Brutalen Killern, die gegen sie auftreten, reissen die beiden
Protagonisten ohne Umschweife die Kleider vom Leib, dann rennen diese,
als Schwuchteln enttarnt, in ihrer rosa Unterwäsche jammernd und
heulend davon. Mexikaner werden dargestellt als dumm, arbeitsscheu,
disziplinlos und oft vom Alkohol abhängig, Banditen und ihre Anführer
als dumm und brutal. Mexikanische Ehefrauen sind abwesend oder stumm,
dienend am Herd und werden vom grossen Bud herablassend als
Waschweiber bezeichnet. Indianerfiguren sind im Klischee kindisch und
emotional, werden als Menschen und Krieger nicht ernst genommen, ganze
Horden werden von Spencer allein locker in die Flucht getrieben.


Westalliierte Draufgänger

Interessant auch ein Blick auf den Hollywood-Streifen "Force 10 From
Navarone" von 1978, frei nach dem Spielfilm "The Guns of Navarone" von
1961, der im zweiten Weltkrieg in Griechenland spielt. Das Remake
zeigt Widerstandskämpfer in Jugoslawien im zweiten Weltkrieg. Die
Nazis können am Überqueren der Brücke über den breiten Fluss mit
Artilleriefeuer und Anschlägen gehindert werden. Da der bisherige
Widerstand sehr verlustreich gewesen ist, wagt es der Kommandant der
kommunistischen Partisanen nicht, die von den Deutschen schwer
bewachte und gesicherte Brücke zerstören zu lassen. Zwei britische und
zwei US-amerikanische Offiziere (einer davon der junge Harrison Ford),
Spezialisten, Draufgänger mit lebendigem Profil, kommen da gerade
recht und wagen das Unmögliche. Trotz Verbot des Kommandanten
schleichen sie ab, um die Brücke clever und dramatisch zu zerlegen,
was ihnen natürlich gelingt.


Kitschige Heldentat

Die Jugoslawen kommen in diesem Film schlecht weg: Die Partisanen sind
Dutzendgesichter, Frauen fehlen weitgehend. Der Kommandant scheut das
Risiko, sein erster Offizier erweist sich bald als deutscher Spion,
den die Westler umlegen, bevor er noch mehr Unheil anrichten kann. Der
afroamerikanische Sergeant ist ungeschickt, zögerlich und defensiv. Im
Zweikampf mit einem Tschetnik-Hauptmann wächst er über sich hinaus und
bringt den Goliath nach einem schlimmen Kampf um. Diese kitschige
Heldentat verdankt er der Tatsache, dass er auf der Seite der Guten
steht. Die Message dieser Fiktion des Zweiten Weltkriegs ist die
Geschichtsfälschung, dass die Nazis auch in Jugoslawien vor allem dank
der Entschlusskraft und Risikobereitschaft der Amis und Briten besiegt
worden seien. Den jugoslawischen Kommunisten traut man wie den
sowjetischen - ausser allfälligen Grausamkeiten - nicht viel zu.

Die Feinde des Imperiums in anderen Hollywood-Blockbusters sind oft
verschlagene KGB- oder DDR-Spione. Nach 1990 kommen viele Superböse
sehr germanisch wie Nazis daher, manchmal gleichzeitig als ehemalige
Angestellte einer DDR-Botschaft, die ihre "dunkle" Vergangenheit als
Gangster und Massenmörder scheinbar nahtlos fortsetzen.


Mystifizierter Weg des Kriegs

In Hollywood wird oft die Heilsamkeit des Kriegs für Individuum und
Gemeinschaft verherrlicht und gepredigt und Krieg geführt zum Schutz
der angeblichen bürgerlichen Idylle und der Unternehmer-Freiheit
im US/Nato-Imperium.

Die Widersacher der bürgerlichen Halsabschneider werden zu
übermächtigen Monstern stilisiert. "Cowboys und Aliens" (2011) zeigt
US-Siedler in Arizona Ende des 19. Jahrhunderts. Viele Bewohnerinnen
und Bewohner des Städtchens werden von Aliens entführt und beschossen,
welche die Erde exzessiv ausbeuten wollen und die entführten Menschen
als Energiequellen benutzen. Angesicht der drohenden Zerstörung der
Menschheit tun sich Jake (007 Daniel Craig) und seine Banditen,
Dorfbonze Colonel Dolarhyde (Harrison Ford) und lokale Indianer
zusammen, um die Gefahr heldenhaft trotz der technischen und
waffenmässigen Überlegenheit der blutsaugenden Monster abzuwenden.


Wieder auf der Abschussliste

Alle Diskriminierungen und Interessenkämpfe sind vergessen, die
Konflikte werden nach aussen projiziert und gierig der Weg des Kriegs
beschritten. Die vereinigten "Guten" haben Kultur, Humor, Intelligenz,
Mut, Herz, Durchhaltevermögen, Gefühl und Mitgefühl (für
ihresgleichen). Den "Bösen" bleiben nur Hinterlist, Hass,
Rücksichtslosigkeit und blinde Zerstörungswut. Natürlich siegt nach
zähen, verlustreichen Kämpfen "das Gute", alle Aliens und ihre
Infrastruktur werden pulverisiert. Die bürgerliche Idylle ist
wiederhergestellt, der Colonel macht weiter dicke Geschäfte auf Kosten
der anderen, "Kriminelle" und Indianer sind wieder auf der
Abschussliste.


Massaker an Osteuropäern

Das Fremde ist lästig und wird in der Propaganda, in der patriarchalen
Mythenfälschung, masslos überhöht, um die Legitimität zu haben, es
ausmerzen zu können. Die Wirklichkeit im Wilden Westen sah wohl nicht
aus wie in "Cowboys und Aliens", sondern wie in der Verfilmung des
"Johnson County War" 1890 in Wyoming von Michael Cimino in "Heaven's
Gate" (1980), mit Kris Kristofferson, Isabelle Huppert, Christopher
Walken und Jeff Bridges. Darin werben reiche Rancher ruchlose Killer
an, um 125 arme Einwanderinnen und Einwanderer aus Osteuropa zu
massakrieren, die sie als "Diebe und Anarchisten" bezeichnen, weil sie
ihren Profitplänen im Weg sind und ihnen aus Hunger Kälber stehlen und
braten. Die Armen wehren sich verzweifelt mit der Unterstützung von
Schiessprofis. In der konservativen Reagan-Aera wurde der Film zum
kommerziellen Flop und erntete nur in Europa Beachtung, Respekt und
Lob.


Blut- und Drecklöcher

"Godzilla" 2014 ist ein typisches Epos aus der Hollywood-Küche.
Lieutenant Brody, Familienvater, Held und Hansdampf in allen Blut- und
Drecklöchern und das japanische Urzeit-Monster retten die Vormacht der
USA und die Welt vor zwei dank Radioaktivität furchtbaren und
fruchtbaren Monstern, nachdem diese in etlichen Städten Massenpanik
und Kollateralschäden hinterlassen haben. Der Film will mit allen
technischen und psychologischen Tricks einmal mehr beweisen, dass die
USA das Monopol als Weltpolizist verdient haben und die Besten sind im
Inszenieren von megabösen Megamonstern, die dann in Fiktion und
Realität als Vorwand für ihre weltherrschaftlichen Gelüste und
flächendeckenden Verwüstungen und Verseuchungen herhalten müssen.
Ihren Krieg erklären sie zum legitimem Widerstand und als notwendig
zur Erfüllung ihres edlen Auftrags für das Wohl der Menschheit.


Held, Krankenschwester und Stammhalter

Am Schluss nach der Film-Katharsis (gewaltvolle Reinigung) zieht sich
der einsame Monster-Held Godzilla (bis zu seiner nächsten Rettung des
US-Imperiums?) wieder in die Tiefsee zurück. Die heteronormative
Kleinfamilie Brody überlebt und steht unerschütterlich in den
Trümmern: Der Vater (dessen Eltern von den radioaktiven
Feindungeheuern getötet worden waren), verletzt, blut- und
dreckverschmiert, die Frau, natürlich hübsch und Krankenschwester, und
der kleine Stammhalter, nach überstandenem Trauma voll von Bewunderung
für den Vaterhelden. Genetisch überlegen und fruchtbar (wegen der
radioaktiven Strahlung? Wegen der patriotischen Gesinnung?) werden sie
einen wichtigen Beitrag zur Wiederbelebung des grossflächig
kriegszerstörten gelobten Lands leisten.

Wir haben in diesem Artikel bewusst auf das Gender* verzichtet.

 * 
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DOKUMENTATION/1733: BR - Rita Falk, die Frau hinter den bayerischen Blockbustern, 11. + 13.4.2020 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 6. März 2020

Rita Falk - die Frau hinter den bayerischen Blockbustern


Lebenslinien

Montag, 13. April 2020, 22.00 Uhr, BR Fernsehen

"Winterkartoffelknödel. Ein Eberhoferkrimi"

Samstag, 11. April 2020, 20.15 - 21.45 Uhr, BR Fernsehen



Das BR Fernsehen zeigt am Montag, 13. April 2020, um 22.00 Uhr in der
Sendereihe Lebenslinien: "Rita Falk - Frau Eberhofer". Der Film gibt
persönliche Einblicke über die Erfolgsgeschichte und das Leben der
Heimatkrimiautorin Rita Falk, die sich mit ihren Geschichten um den
niederbayerischen Dorfpolizisten Franz Eberhofer in die Herzen der
Leser schrieb. "Rita Falk - Frau Eberhofer" ist in der BR Mediathek
bereits ab Donnerstag, 9. April 2020 zu sehen. Außerdem wird am
Samstag, 11. April 2020, "Winterkartoffelknödel. Ein Eberhoferkrimi"
im BR Fernsehen ausgestrahlt.

1964 kommt Rita Falk in Oberammergau auf die Welt. Sie wird in den
ersten Lebensjahren vor allem von ihrer Großmutter aufgezogen während
die Eltern arbeiten. Für Rita zerbricht die heile Welt, als ihre
Eltern mit ihr zuerst nach München und dann nach Landshut umziehen.
Sie reagiert mit schlechten Noten, bricht das Gymnasium ohne
Schulabschluss ab. Rita rebelliert, wird Punk, zieht mit 17 Jahren von
Zuhause aus und heiratet einen Jugendfreund. Mit ihm bekommt sie drei
Kinder. Doch die Ehe hält nicht lange. Rita muss als Bürohilfe,
Putzfrau und Schankaushilfe jobben, um mit den Kindern über die Runden
zu kommen.

In freien Momenten schreibt sie sich in eine andere Welt. Unterstützt
von ihrem neuen Partner Robert, einem Polizeibeamten, erfindet Rita
skurrile Geschichten um den niederbayerischen Dorfpolizisten "Franz
Eberhofer". Über eine Literaturagentur findet sie einen Verlag, der
auf Anhieb von ihrem Provinzkrimi und ihrer derb-humorvollen
Schreibweise begeistert ist: Inzwischen hat Rita Falk zehn
"Eberhofer"-Krimis" geschrieben, von denen sechs bereits verfilmt
wurden. Der siebte kommt im Sommer in die Kinos.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 6. März 2020

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de

Internet: www.br.de
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MELDUNG/2058: Deutschlandfunk Kultur - Himmel und Hölle in antiken Texten, 12.4.2020 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Die Geografie des Jenseits

Himmel und Hölle in antiken Texten

Von Robert Brammer

Literatur

Sonntag, 12. April 2020, 22.03 - 23.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Was nach dem Tod geschieht, hat Menschen immer beschäftigt. Solange
sich ihr Denken zurückverfolgen lässt, korrespondieren
Jenseitsvorstellungen mit Bildern von Höhlen und Gärten, mit Wäldern,
Wüsten und Feuerseen. Die Unterweltsregionen sind in den
Jenseitserzählungen vieler Kulturen so gut wie nie ein Strafort. Zwar
wird das Totenreich wiederholt als trostlos und unangenehm
geschildert, doch erscheint die Unterwelt zunächst nicht als Hölle, in
der Verstorbene qualvoll leiden müssen. Die antiken Philosophen
stellen sich das Jenseits oft als ein riesiges Niemandsland vor, in
dem Gestorbene umherirren und nicht wissen, wie lange sie in diesem
Transitraum bleiben müssen. Das Jenseits, ob Himmel oder Hölle, ist
ein Raum, in dem sich menschliche Ängste und Hoffnungen spiegeln.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 1. April 2020

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de
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TALK/1721: Deutschlandfunk - Gespräch mit dem Cellisten Eckart Runge, 12.4.2020 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Der Cellist Eckart Runge im Gespräch mit Tanja Runow

Zwischentöne - Musik und Fragen zur Person

Sonntag, 12. April 2020, 13.30 - 15.00 Uhr, Deutschlandfunk



Mit dem Artemis Quartett, das er 1989 mitbegründete, hat Eckart Runge
große Erfolge und künstlerische Erfüllung erlebt. Aber auch tiefe
Krisen. Nach 30 Jahren hat er sich nun entschieden, diese Ehe zu viert
hinter sich zu lassen und neue Wege zu beschreiten. Runge, 1967 in
Heidelberg geboren, hat den Klang des Artemis Quartetts über drei
Jahrzehnte und verschiedene Besetzungswechsel hinweg geprägt. Und sich
mit ihm in die internationale Spitzenliga der Streichquartette
gespielt. Er hat Schicksalsschläge wie den Tod des Bratschers
Friedemann Weigle und eine eigene schwere Erkrankung durchgestanden.
Doch neben aller Arbeit im Quartett ist Runge immer vielseitig
interessiert geblieben. Ein Grenzgänger, der Brücken schlägt, zwischen
dem großen klassischen Repertoire und Tango, Jazz oder Filmmusik.
Dafür dürfte er nun mehr Zeit haben als bislang.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 1. April 2020

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803
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ONKOLOGIE/2070: Hirntumoren bei Kindern - Erblicher Gendefekt bringt die Eiweißregulation aus dem Gleichgewicht (idw)


Deutsches Krebsforschungszentrum - 01.04.2020

Hirntumoren bei Kindern: Erblicher Gendefekt bringt die Eiweißregulation aus dem Gleichgewicht



Bei einem bestimmten Typ von Medulloblastomen - gefährlichen Hirntumoren
bei Kindern - sind die Ursachen in 40 Prozent aller Fälle angeboren. Das
zeigt eine aktuelle Genomanalyse von Wissenschaftlern des
Hopp-Kindertumorzentrums (KiTZ), des Europäischen Laboratoriums für
Molekularbiologie (EMBL) und zahlreichen Kollegen weltweit, die jetzt im
Fachmagazin Nature veröffentlicht wurde. Eine besondere Rolle spielt dabei
ein genetischer Defekt, der bei 15 Prozent dieser Kinder auftritt und dazu
führt, dass die Produktion und der Abbau von Eiweißen aus dem
Gleichgewicht geraten.

Das "Hopp-Kindertumorzentrum Heidelberg" (KiTZ) ist eine gemeinsame
Einrichtung des Deutschen Krebsforschungszentrums (DKFZ), des
Universitätsklinikums Heidelberg (UKHD) und der Universität Heidelberg
(Uni HD).

Medulloblastome gehören zu den häufigsten bösartigen Hirntumoren bei
Kindern. Vom Kleinhirn aus breiten sie sich in das umliegende Gewebe aus
und können über die Gehirn-Rückenmark-Flüssigkeit auch in andere Bereiche
des zentralen Nervensystems streuen. Wegen des schnellen Wachstums bleibt
Ärzten nicht viel Zeit, nach einer passenden Therapie zu suchen.

Im Hopp-Kindertumorzentrum Heidelberg (KiTZ) sind die Ärzte darauf
spezialisiert, die molekularen Eigenschaften kindlicher Krebserkrankungen
zu charakterisieren, um neben Standardtherapien, weitere
Behandlungsmöglichkeiten empfehlen zu können und neuartige, am
Wirkmechanismus orientierte Therapien zu entwickeln.

Gemeinsam mit Kollegen des EMBL und des Deutschen Konsortiums für
Translationale Krebsforschung (DKTK) sowie des St. Jude Children's
Research Hospital in Memphis, USA, unternahmen die KiTZ-Wissenschaftler
die bislang umfänglichste genetische Untersuchung beim Medulloblastom. Sie
untersuchten das Genom und Tumorgenom von 800 Kindern, Jugendlichen und
Erwachsenen mit Medulloblastom und verglichen die genetischen Daten mit
denen von gesunden Personen. Dabei stießen sie auf eine besonders
auffällige erbliche Veränderung bei Kindern und Jugendlichen mit einem
Hirntumor der Untergruppe Sonic Hedgehog-Medulloblastom.

Durch einen angeborenen genetischen Defekt konnten diese Patienten in 15
Prozent der Fälle im Tumor das Protein Elongator Complex Protein 1 (ELP1)
nicht mehr herstellen. Der Elongator Proteinkomplex ist daran beteiligt,
dass Eiweiße nach Anleitung des genetischen Codes korrekt zusammengebaut
und gefaltet werden. Ohne ELP1, das zeigen die vorliegenden Ergebnisse,
gerät ein großer Teil des Proteinhaushaltes durcheinander: "Besonders der
Zusammenbau und die Faltung größerer Proteine funktioniert nicht mehr
richtig und die Anhäufung dieser funktionslosen oder funktionsveränderten
Proteine setzt die Zelle permanent unter Stress. Etwa Hunderte von
Eiweißen sind auf diese Weise fehlreguliert, darunter auch Proteine, die
für die Nervenzell-Entwicklung wichtig sind", erklärt KiTZ-Direktor Stefan
Pfister, Abteilungsleiter im DKFZ und Experte für zielgerichtete Therapien
im DKTK.

Indem die Forscher auch das Erbgut einiger Eltern und Großeltern
untersuchten, stellten sie zudem fest, dass der krebsauslösende
ELP1-Gendefekt erblich ist. "Damit ist dies der bislang häufigste
angeborene Gendefekt, der mit dem Medulloblastom in Zusammenhang gebracht
werden konnte", sagt Jan Korbel, Koautor der Studie vom EMBL. Erstautor
Sebastian Waszak ergänzt: "Die aktuellen Ergebnisse zeigen, dass etwa 40
Prozent der Kinder und Jugendlichen, die an einem Medulloblastom dieses
Subtyps leiden, eine angeborene genetische Veranlagung dafür haben. Das
ist deutlich höher, als wir bislang vermutet hatten." Erblich bedingte
Ursachen für Krebs im Vorfeld zu erkennen, kann helfen, die richtige
Therapieentscheidung zu treffen und das Rückfallrisiko bei Kindern zu
senken. "Beispielsweise können bei einer erblichen Veranlagung zu
DNA-Brüchen, bestimmte Chemotherapien oder Strahlentherapie zu Sekundärtumoren
führen. In solchen Fällen sollte man die erste Erkrankung nicht zu
aggressiv behandeln", sagt Stefan Pfister.


Originalpublikation:

S. Waszak, G. Robinson, et al. Germline elongator mutations in sonic
hedgehog medulloblastoma. In: Nature (Online Publication 1st April 2020).

DOI: 10.1038/s41586-020-2164-5

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution386

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsches Krebsforschungszentrum - 01.04.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / MEDIZIN / GESUNDHEITSWESEN





AUSLAND/2578: COVID-19 in Italien - Überraschung, Schreck, Verlauf ... 9.4.2020 (SB)




Aus einer Meldung der italienischen Nachrichten- und Presseagentur ANSA am
heutigen Donnerstag geht hervor, dass die Zahl der COVID-19 Neuinfektionen
deutlich zurückgeht. Laut Erklärung des Gesundheitsministers Roberto
Speranza stecke jeder Infizierte durchschnittlich nur noch eine weitere
Person an.

Medien berichten, dass die Regierung aufgrund der drohenden Pleiten und des
zunehmenden Drucks der italienischen Arbeitgeberorganisation Confindustria
nach Ostern die Einleitung von "Phase 2" der Corona-Krise plant:
Unternehmen sollen "vorsichtig wieder ihre Arbeit aufnehmen" können.
Anschließend sollen auch "Lockerungen für die Menschen folgen". Die
"Details" hierfür würden zur Zeit erarbeitet. Öffnungen von Geschäften und
Erleichterungen für die Bürger werde es aber erst ab dem 4. Mai geben.

Die Mailänder Tageszeitung "Corriere della Sera" zitiert Premierminister
Giuseppe Conte mit den Worten: "Wir können nicht riskieren, dass die Kurve
der Epidemie wieder ansteigt, weil wir es uns nicht leisten können, von
vorne zu beginnen."

Die vollständige Umsetzung von "Phase 2" könne daher wohl erst nach den
Brückentagen um den 1. Mai erfolgen. In diesem Zusammenhang sollen zu den
Lockerungen laut Berichten neue Schutzregelungen, wie beispielsweise
strikte Schichtregeln für Fabriken und Büros sowie eine Maskenpflicht,
erlassen werden.

Zur Haltung der EU erklärte Premier Conte, wenn sich Europa dieser
Herausforderung nicht mit Finanzinstrumenten wie den Eurobonds stelle,
werde Italien gezwungen sein, eigenständig auf den Notfall zu reagieren und
mit eigenen Mitteln neu zu starten. Nationale Reaktionen könnten jedoch
weniger effektiv sein als koordinierte europäische Maßnahmen und den
europäischen Traum gefährden.

Es sei "im beiderseitigen Interesse, dass Europa Erfolg habe und es der
Herausforderung gewachsen ist, sonst müssen wir den europäischen Traum
unbedingt aufgeben und sagen, dass jeder für sich allein steht. Aber wir
werden dreifache, vierfache, fünffache Ressourcen verwenden, um aus dieser
Krise herauszukommen und wir werden keine Garantie dafür haben, dass wir es
auf die beste, effektivste und aktuellste Weise schaffen werden".

In einem aktuellen schriftlichen Interview der Deutschen Presse-Agentur
äußert der italienische Außenminister Luigi Di Maio [1]:

Die Zukunft Europas selbst steht auf dem Spiel, wirtschaftlich wird es
 mit den Weltgiganten konkurrieren müssen. Wir müssen daran arbeiten, die
 EU zu stärken, nicht sie zu spalten, und ich bin sicher, das wollen auch
 die Deutschen.



Jetzt müsse ein Abkommen gefunden werden, das die Zukunft der Union
schützt.

Und die Präsidentin der Europäischen Zentralbank (EZB) Christine Lagarde
schreibt mit Blick auf die besorgniserregenden Anzeichen auf dem
Arbeitsmarkt des Euroraum in Ihrem heutigen Gastbeitrag im General-Anzeiger
Bonn [2]:

Die Gefahren für die Beschäftigung sind so groß wie seit den 1930er
 Jahren nicht mehr. So waren beispielsweise 2009 in den Vereinigten
 Staaten in der Spitze in einer Woche bis zu 665.000 neue Anträge auf
 Arbeitslosenunterstützung zu verzeichnen. In den letzten beiden Wochen
 ist diese Zahl zunächst auf 3,3 Millionen und dann auf 6,6 Millionen
 gestiegen. Die Arbeitslosenzahlen in Europa verändern sich in der Regel
 schleppender und schwanken weniger stark, doch es sind bereits
 besorgniserregende Anzeichen erkennbar: Der Einkaufsmanagerindex
 verzeichnete im März einen Rekordrückgang bei der Beschäftigung.



und fordert im Weiteren:

Die Staaten müssen einander unterstützen, damit sie alle zusammen die
 bestmöglichen Gegenmaßnahmen gegen einen allgemeinen Schock ergreifen
 können, für den keiner verantwortlich ist.

 Produktionskapazität und Beschäftigung lassen sich am besten schützen,
 indem eine umfassende Koordinierung finanz- und geldpolitischer Maßnahmen
 sowie gleiche Bedingungen im Kampf gegen das Virus gewährleistet werden.
 Wenn nicht alle Länder wieder vollständig genesen, werden die anderen
 darunter leiden. Solidarität ist also im Grunde genommen Eigeninteresse.



2020 müsse laut ANSA mit einem Absinken des BIP um 2 Prozent gerechnet
werden und eine Erholung sei erst 2021 zu erwarten.


Fußnoten:

[1] Redaktionsnetzwerk Deutschland - Meldung vom 9.4.2020, 16:25 Uhr

https://www.rnd.de/panorama/corona-aktuell-09042020-deutschland-braucht-laut-bund-mehrere-milliarden-atemschutzmasken-22XUBHGHXZB6RJ7XPLDBNSXLQI.html

[2] Lagarde: "Staaten müssen einander stützen", General-Anzeiger Bonn - 9.4.2020

https://www.general-anzeiger-bonn.de/news/politik/ausland/christine-lagarde-zur-coronakrise-staaten-muessen-einander-stuetzen_aid-49986151
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POLITIK/2060: Grundgesetzverletzung aus dem Feld geschlagen - Das neue "Epidemie-Gesetz" in Nordrhein-Westfalen (Landtag NRW)


Landtag Nordrhein-Westfalen - Pressemitteilung vom 9.4.2020

Corona-Krise: Zustimmung in zweiter Lesung für das entschärfte
"Epidemie-Gesetz"



09.04.2020 / Der Landtag hat in zweiter Lesung mit den Stimmen von
CDU, SPD, FDP und Grünen dem sogenannten Epidemie-Gesetz zugestimmt.
Die AfD-Fraktion war dagegen und beantragte eine dritte Lesung, die
voraussichtlich am Dienstag, 14. April 2020, stattfinden wird.

Vor der zweiten Lesung hatten sich die Fraktionen von CDU, SPD, FDP
und Grünen auf Änderungen an dem Entwurf der Landesregierung für das
"Gesetz zur konsequenten und solidarischen Bewältigung der
COVID-19-Pandemie in Nordrhein-Westfalen und zur Anpassung des
Landesrechts im Hinblick auf die Auswirkungen einer Pandemie"
verständigt (17/8920, 17/8969 und 17/8971).

Laut der zwischen den vier Fraktionen vereinbarten Änderungen soll u.
a. die Feststellung einer "epidemischen Lage von landesweiter
Tragweite" durch den Landtag mit einer Frist von jeweils zwei Monaten
versehen werden. Sie soll stets neu durch das Parlament festgestellt
werden müssen. Die zunächst geplante Regelung für eine Verpflichtung
von medizinischem Personal soll durch ein Freiwilligenregister ersetzt
werden.

Mit dem "Epidemie-Gesetz" sollen laut Landesregierung Vorkehrungen für
den Fall einer sich weiter verschärfenden Pandemie-Lage getroffen. Es
schafft demnach "ein Regelwerk zur Bestimmung besonderer
Handlungsbefugnisse im Rahmen einer epidemischen Lage von nationaler
oder landesweiter Tragweite".

Das Parlament habe die Möglichkeit, schon im Vorfeld einer Notlage
rechtliche Rahmenbedingungen zu schaffen, "mit denen die Exekutive in
die Lage versetzt wird, die nach ihrer Einschätzung notwendigen
Maßnahmen zu ergreifen", sagte Peter Preuß (CDU). Genau dies geschehe
mit dem Gesetzentwurf und den Änderungsanträgen. Letztere blieben
jedoch hinter den Handlungsoptionen des ursprünglichen Gesetzentwurfs
zurück.

Der ursprüngliche Gesetzentwurf der Landesregierung habe "massive
Grundrechtseingriffe" vorgesehen, sagte Lisa Kapteinat (SPD) und
nannte u. a. die Zwangsverpflichtung von medizinischem Personal. Eine
Zwangsverpflichtung unterwandere die Solidarität der Bürgerinnen und
Bürger. Namhafte Verfassungsrechtler hätten den Entwurf kritisiert. Es
sei gut, dass man nun gemeinsam ein verfassungsgemäßes Gesetz auf den
Weg bringe.

Ihrer Fraktion sei klar gewesen, dass der Entwurf nicht so
verabschiedet werden könne, wie er eingebracht worden sei, sagte
Susanne Schneider (FDP). Man habe die Bedenken von
Rechtswissenschaftlern und die Sichtweisen unterschiedlicher
Akteurinnen und Akteure aus dem Gesundheitswesen aufgenommen. Im
Vordergrund stehe, dass das Vorgehen der Exekutive selbst in
Extremsituationen der Kontrolle des Landtags unterliege.

Für die Grünen-Fraktion sagte Mehrdad Mostofizadeh, es sei wichtig
gewesen, im Verfahren "Stopp zu rufen". So sei die zunächst geplante
Zwangsverpflichtung nicht richtig gewesen. Das nun vorgesehene
Freiwilligenregister sei zielführender, weil zunächst ein Bedarf und
ein Konzept entwickelt werden müssten. Es sei falsch, jemanden
rekrutieren zu wollen, bevor man seine eigenen Hausaufgaben gemacht
habe.

AfD-Fraktionschef Markus Wagner sagte, das Vorgehen der
Landesregierung sei "blamabel und peinlich" gewesen. Gerade, wenn
Politik von den Bürgerinnen und Bürgern fordere, sich an Regeln zu
halten, müsse sie sich vorbildlich verhalten. Er bemängelte auch am
geänderten Entwurf handwerkliche Fehler und kritisierte, seine
Fraktion sei unzureichend in die Beratungen eingebunden worden.

Gesundheitsminister Karl-Josef Laumann (CDU) begrüßte, dass der "Kern"
des Gesetzentwurfs beibehalten worden sei. Das geplante Gesetz gebe
der Landesregierung die Handhabe, so gut wie möglich gegen die
Corona-Pandemie zu kämpfen. Die Landesregierung werde sorgsam mit den
Instrumenten umgehen, die ihr an die Hand gegeben würden. Er dankte
zugleich insbesondere dem medizinischen Personal. "Danke an alle, dass
ihr da seid."

Die erste Lesung des Gesetzentwurfs hatte am 1. April 2020
stattgefunden. Am 6. April 2020 führten der federführende Ausschuss
für Arbeit, Gesundheit und Soziales sowie der Rechtsausschuss eine
Sachverständigenanhörung dazu durch. Am Morgen der zweiten Lesung
waren die insgesamt elf beteiligen Fachausschüsse zu ihren
abschließenden Beratungen über den Entwurf zusammengekommen.

 * 
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POLITIK/2059: Covid-19 - Infektionsschutzgesetz legitimiert Zwangsverordnungen (UZ)


UZ - Unsere Zeit, Nr. 14 vom 3. April 2020

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

Eingeschränkt

Infektionsschutzgesetz legitimiert Zwangsverordnungen

von Ralf Hohmann



Bundesregierung und Länderregierungen überbieten sich gegenseitig in
ihren Gesetzesinitiativen zur weiteren Einschränkung von Grundrechten.
Versammlungsverbote, Ausgangssperren, Kontaktverbot und elektronische
Überwachung per Handytracking haben Hochkonjunktur. Bei der
Interessenvertretung der Rechtsanwälte, dem 62.000 Mitglieder starken
"Deutschen Anwaltverein" (DAV), regt sich Widerstand. "Im Kampf gegen
die Viruserkrankung Covid-19 geht es nicht nur um Leben oder Tod. Es
geht auch um die Bewahrung und Bewährung des demokratischen
Rechtsstaates", hieß es in einer Erklärung zum von der Bundesregierung
vorgelegten Gesetzesentwurf zur Änderung des Infektionsschutzgesetzes
(IfSG) am 22. März.

Die Anwälte befürchten ein Durchregieren ohne Parlamentsbeteiligung im
Wege von kurzfristig erlassenen Rechtsverordnungen und das Auslöschen
der grundgesetzlich garantierten Freiheitsrechte. Der juristische
Schritt von einer noch "gelockerten" Ausgangssperre (Verlassen der
Wohnung im Ausnahmefall zum Arbeiten, Einkaufen, Arzt- und
Apothekenbesuch) zur vollständigen Isolation in der Wohnung ist nur
kurz, schließlich bestimmt Paragraf 28 Absatz 1 IfSG: "Die Grundrechte
der Freiheit der Person, der Versammlungsfreiheit und der
Unverletzlichkeit der Wohnung werden insoweit eingeschränkt", als
medizinische Schutzmaßnahmen es gebieten. Auch vom "Deutschen
Richterbund" (DRB) ist zaghafte Kritik zu hören: "Wichtig ist, dass
alle Sonderregeln anlässlich der Coronakrise nur befristet gelten und
ein Enddatum haben", merkt DRB-Bundesgeschäftsführer Sven Rebehn an -
konkrete Zeiträume nennt er nicht.

Findige Regierungsjuristen entdecken im IfSG eine reich sprudelnde
Quelle für alle Maßnahmen, die ansonsten nur für den Kriegsfall zu
Rate stehen: Zwangsverpflichtung von Ärzten, Zwangsuntersuchung von
"Risikoträgern" und Standortüberwachung von Kontaktpersonen
Infizierter. Auf die Kritik an der Generalklausel des Paragrafen 28
Absatz 1 IfSG gehen Regierungsvertreter nicht ein. In Berlin
orientiert man sich an dem, was Ministerpräsident Markus Söder (CSU)
für Bayern schon am 20. März angeordnet hat: Hier muss der Bürger bei
inzwischen großflächig durchgeführten Polizeikontrollen "glaubhaft
machen", was das Ziel seines Unterwegsseins ist. Laut Bayerns
Landespolizeipräsident Wilhelm Schmidbauer gibt es dabei kein Pardon:
"Wir werden konsequent kontrollieren. Und wer die Regeln missachtet,
kann mit einem saftigen Bußgeld rechnen", drohte er am 30. März in
einem Interview mit dem "Münchener Merkur".

Eilig hat Bayern am 25. März in Eigenregie ein
Landesinfektionsschutzgesetz verabschiedet. Mit dem Begriff des
"Gesundheitsnotstandes" wird hier die zwangsweise Dienstverpflichtung
gerechtfertigt. Nachdem man jahrzehntelang den Personalbestand in
Krankenhäusern und Pflege abgebaut hat, ermöglicht das Gesetz nun die
"Inanspruchnahme" von Angehörigen der Arzt- und Pflegeberufe im
Ruhestand. Es steht zu befürchten, dass die bayerischen Signale bei
der Bundesregierung auf Wohlwollen stoßen werden.


Über den Autor

Ralf Hohmann (Jahrgang 1959) ist Rechtswissenschaftler. Nach seinen
Promotionen im Bereich Jura und in Philosophie arbeitete er im Bereich
der Strafverteidigung, Anwaltsfortbildung und nahm Lehraufträge an
Universitäten wahr. Er schreibt seit Mai 2019 regelmäßig für die UZ.
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POLITIK/2058: Diskussion um Datenschutz im Gesundheitswesen - "Höchster Alarm" bei Missbrauch (SH Ärzteblatt)


Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 3/2020

Datenschutz

"Höchster Alarm" bei Missbrauch

von Martin Geist



Profit vor Datenschutz? Transparency International und Rheuma Liga
hatten zur Diskussion nach Kiel eingeladen.

Korruption ist der Missbrauch anvertrauter Macht zum privaten Nutzen."
So lautet der zentrale Satz von Transparency International (TI).
Tauscht man das Wort Macht gegen Daten aus, wird klar, warum sich die
Anti-Korruptionsorganisation mit Themen wie der elektronischen
Gesundheitskarte auseinandersetzt. Gegen diese Initiative von
Bundesgesundheitsminister Jens Spahn (CDU) hegt Transparency
International erhebliche Bedenken. Damit steht die Organisation nicht
allein, wie eine Veranstaltung von TI und Rheuma-Liga
Schleswig-Holstein im Februar in Kiel zeigte - auch Ärzte und das
Unabhängige Landeszentrum für Datenschutz (ULD) zeigten sich bei
diesem Thema skeptisch.

Anfang Texteinschub

Info


Für ein "besonders anfälliges Gebiet für Korruption" hält Transparency
International das Gesundheitswesen, "weil es intransparent ist und
hier sehr viel Geld alloziert wird." Korruptionsbekämpfung im
Gesundheitswesen bedeute insbesondere, Interessenkonflikte der
zahlreichen Akteure zu erkennen und ihre schädlichen Auswirkungen
transparent zu machen.

Ende Texteinschub

"Wir Ärzte sind von Spahns Tempo wahrscheinlich genauso verunsichert
wie die Patienten", sagte Dr. Svante Gehring vom Vorstand der
Ärztegenossenschaft Nord bei der Podiumsdiskussion der Tagung. Um die
Bestrebungen des von vielen als "umtriebig" wahrgenommenen
Bundesgesundheitsministers wenigstens einigermaßen nachvollziehen und
auch "kritisch begleiten" zu können, hat zum Beispiel die Ärztekammer
Schleswig-Holstein, der Gehring als Vorstandsmitglied angehört, einen
Arbeitskreis "Digitale Transformation" gegründet.

Ebenso wie die überwiegende Mehrheit seines Berufsstandes begrüßte der
Hausarzt aus Norderstedt das Anliegen, durch Digitalisierung mehr
wissenschaftliche und medizinische Transparenz zu schaffen. "Wenn wir
heute wissen wollen, wie viele Menschen in Deutschland an Rheuma oder
Schlafstörungen leiden, können wir das nicht sagen, sondern müssen
Hochrechnungen anhand von Daten einzelner Krankenkassen machen",
beschrieb Gehring den unbefriedigenden Status quo. Niemand könne also
etwas dagegen haben, wenn Gesundheitsdaten für wissenschaftliche
Zwecke "nach allen datenschutzrechtlichen Regeln und Gesetzen" erfasst
werden.

Im Detail sieht der Vertreter der Ärztegenossenschaft aber allerhand
Anlass zum Stirnrunzeln. Im Visier hat er vor allem das Terminservice-
und Versorgungsgesetz (TSVG), nach dem spätestens zu Beginn des Jahres
2021 eine elektronische Patientenakte eingeführt werden soll. Ein
unscheinbarer Chip soll dann alle entscheidenden Angaben zum
körperlichen und psychischen Befinden von mehr als 70 Millionen
gesetzlich Krankenversicherten in Deutschland enthalten: Befunde,
Diagnosen, Therapien, Behandlungsberichte und Impfungen. Sollten alle
diese Daten - wie aktuell vorgesehen - tatsächlich zentral gespeichert
werden, würde nach Gehrings Befürchtung im Fall einer Sicherheitspanne
immenser Schaden drohen. Die Ärztegenossenschaft Nord pocht deshalb
auf eine dezentrale Speicherung sowie auf eine möglichst umfassende
Anonymisierung und Verschlüsselung der Informationen.

Marit Hansen, Landesbeauftragte für Datenschutz in Schleswig-Holstein,
nannte einige sehr unappetitliche Beispiele für einen nicht
auszuschließenden Datenmissbrauch: Wenn Krebskranke angebliche
Wundermittel für teures Geld angeboten bekommen, wenn eine
Job-Bewerbung am Wissen des potenziellen Chefs um gesundheitliche
Probleme scheitert oder aus demselben Grund Versicherungsprämien ins
Unermessliche steigen, wäre für die Landesdatenschützerin höchster
Alarm angesagt. Auch seien Konzerne wie Google und besonders Amazon
schon heute äußerst aktiv auf dem Gesundheitsmarkt und wenig
zimperlich im Umgang mit Daten, die dem Geschäft förderlich sein
könnten.

Nichts einzuwenden ist für Hansen gegen die Digitalisierung im
Gesundheitswesen, sofern diese "reguliert und in fairer Form" erfolge.
Das vorliegende Gesetz des Bundesgesundheitsministers dagegen weise
"ein paar gute Ideen" auf, aber vor allem auch "ganz viele Fehler beim
kleinen Einmaleins der Datensicherheit". Zu tun hat das aus ihrer
Sicht wohl nichts mit bösem Willen, sondern mit übertriebenem
"Schnellschnell" im Gesundheitsministerium. Immerhin zeichneten sich
jedoch Nachbesserungen ab, seit Ende 2019 Sicherheitsforscher auf
erhebliche Defizite hingewiesen haben.

Noch drastischer formulierte Dr. Wolfgang Wodarg, Lungenarzt und
Vorstandsmitglied von Transparency International Deutschland, seine
Vorbehalte. "Es geht häufig ums Geldverdienen", lautete sein Befund.
Die von Spahn angeschobene "riesige Datensammelei" ist aus seiner
Sicht vom wissenschaftlichen Nutzen her fragwürdig, fördert aber umso
mehr den Profit anderer Akteure im Gesundheitswesen.

Unterdessen äußerte sich der frühere Landesdatenschützer Thilo
Weichert differenzierter. Im Gesetz zur elektronischen Patientenakte
sei doppelte Pseudonymisierung und manch weitere hohe Sicherheitshürde
vorgesehen. Ein Missbrauch etwa durch die Pharmaindustrie oder
Versicherungen sei "absolut unmöglich", sofern das Gesetz tatsächlich
befolgt werde. Wenig glücklich ist es aus Sicht Weicherts aber
beispielsweise, dass die vorgesehene zentrale Datenerfassungsstelle
zugleich kontrollieren soll, wer auf diese Daten zugreifen darf.

Ganz machtlos sind die Patienten der Entwicklung nicht ausgeliefert,
stellte derweil Joanna Batista vom Rechtsreferat der
Verbraucherzentrale Schleswig-Holstein klar. Widerspruch speziell
gegen die Speicherung eigener Daten mittels der elektronischen
Patientenakte sei durchaus möglich. Das sieht zwar auch die
Landesdatenschutzbeauftragte Hansen so, mehr würde es aber aus ihrer
Sicht bewirken, die Politiker dazu zu bringen, sich für
Nachbesserungen im Gesetz stark zu machen.

Derweil plädierte Hausarzt Gehring, der von seinen Patienten immer
wieder Unerfreuliches aus dem ganz und gar nicht digitalen Leben hört,
trotz aller Bedenken für eine Portion Gelassenheit: "Die reale Welt
ist ja auch nicht absolut sicher."


Gesamtausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts 3/2020
im Internet unter:

http://www.aeksh.de/shae/2020/202003/h20034a.htm

Zur jeweils aktuellen Ausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts:

www.aerzteblatt-sh.de
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STELLUNGNAHME/272: COVID-19 - Altersdiskriminierungen als auch Zwietracht zwischen den Generationen verhindern (DGGG)


Deutsche Gesellschaft für Gerontologie und Geriatrie (DGGG) - 6. April 2020

Covid-19 Pandemie

Stellungnahme der Deutschen Gesellschaft für Gerontologie und Geriatrie (DGGG)



Die Deutsche Gesellschaft für Gerontologie und Geriatrie (DGGG) ist
die größte interdisziplinäre Gesellschaft für Alternsforschung und
repräsentiert die Gerontolog*innen in Deutschland. Mit großer Sorge
betrachten wir die aktuellen Entwicklungen der Covid-19 Pandemie. Wir
fordern die Regierung dazu auf, alle Maßnahmen zu unterlassen, deren
Begründungen lediglich auf dem chronologischen Alter basieren. Wir
erwarten von der Regierung und den Medien eine vorsichtige und
überlegte Wortwahl, um sowohl Altersdiskriminierungen als auch
Zwietracht zwischen den Generationen zu verhindern. Es ist für den
Zusammenhalt unserer Gesellschaft existenziell notwendig, dass
Menschen aller Altersgruppen, Nationalitäten, Glaubensrichtungen und
sozialer Hintergründe mit gleichen Rechten und Pflichten durch diese
Krise begleitet werden.

Das Alter ist von großer Heterogenität geprägt. Viele Menschen
zwischen 60 und 80 Jahren sind gesund und aktiv z. B. in Berufen, als
Großeltern, im Ehrenamt oder als pflegende Angehörige. Aber auch bei
den Hochaltrigen über 80 Jahren ist die Variabilität der
Alternsverläufe groß. Mehr als die Hälfte der Hochaltrigen in
Deutschland berichten eine gute subjektive Gesundheit, selbst wenn sie
von chronischen Erkrankungen betroffen sind, und 86 % sind mit ihrem
Leben (eher) zufrieden. Natürlich gibt es auch Menschen mit vielfachen
gesundheitlichen Belastungen und Pflegebedürftige, die privat oder in
Heimen Unterstützung benötigen. Diese vulnerablen Personen gibt es
jedoch auch in anderen Altersgruppen, z. B. Menschen mit lebenslanger
Behinderung. Es wäre unverantwortlich, diskriminierend und unethisch,
Millionen Menschen aufgrund ihres chronologischen Alters in Quarantäne
zu zwingen, während jüngere Menschen diese Maßnahmen nicht zu erdulden
hätten. Es ist unsere Pflicht, alle Maßnahmen und ihre Konsequenzen
genau zu reflektieren und Interventionsmöglichkeiten anzubieten, die
beispielsweise Demenzpatienten und ihre Angehörigen in dieser schweren
Zeit unterstützen.

Wir alle hoffen, dass uns diese Krise nicht in eine vergleichbar
verzweifelte Situation führt wie sie unsere italienischen,
französischen oder spanischen Nachbarn und Freunde bereits erleiden.
Sollten jedoch auch in Deutschland Triagemaßnahmen notwendig werden,
dürfen diese keinesfalls nur aufgrund des chronologischen Alterns
vorgenommen werden. Die deutsche Geschichte mahnt uns eindringlich vor
den entsetzlichen Folgen von Selektionen.


Über die Deutsche Gesellschaft für Gerontologie (DGGG)

Gesellschaftliche Entwicklungen und medizinischer Fortschritt
verändern kontinuierlich die Lebensbedingungen und die Bedürfnisse der
Menschen. Besonders vor dem Hintergrund der demografischen Entwicklung
stellt dies für die Gerontologie und die Geriatrie immer neue
Herausforderungen dar. Die Deutsche Gesellschaft für Gerontologie und
Geriatrie unterstützt Gerontolog*innen und Geriater*innen aktiv in der
Alternsforschung und alle in diesem Arbeitsfeld beteiligten
Berufsgruppen bei der praktischen Umsetzung der Ergebnisse.

 * 
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DIABETES/2104: Patienten mit COVID-19-Erkrankung - praktische Handlungsempfehlungen zur Diabetesversorgung (idw)


Deutsche Diabetes Gesellschaft - 07.04.2020

Diabetespatienten mit COVID-19-Erkrankung: 

DDG gibt praktische Handlungsempfehlungen zur Diabetesversorgung heraus



Berlin - Aufgrund der hohen Infektionsrate bei Diabetespatientinnen und
-patienten stellt die Deutsche Diabetes Gesellschaft (DDG) Ärztinnen und
Ärzten praktische Empfehlungen zum Diabetes-Management bei einer
COVID-19-Erkrankung zur Verfügung. Insbesondere sei auf Wechselwirkungen
zwischen antidiabetischen und antiviralen Medikamenten sowie mögliche
Komplikationen bei oralen Antidiabetika zu achten. Noch ist unklar, ob es
einen kausalen Zusammenhang zwischen einem Diabetes und der
COVID-19-Erkrankung gibt. Einzelne wissenschaftliche Arbeiten deuten
darauf hin.


Berlin - Zu den häufigsten Begleiterkrankungen des Coronavirus SARS-CoV-2
zählen ein Diabetes mellitus und Herz-Kreislauf-Erkrankungen. Für diese
Betroffenen besteht im Falle einer Virusinfektion ein erhöhtes Risiko für
einen schweren Krankheitsverlauf mit akutem Lungen- oder
Multiorganversagen. Aufgrund der hohen Infektionsrate bei
Diabetespatientinnen und -patienten stellt die Deutsche Diabetes
Gesellschaft (DDG) Ärztinnen und Ärzten praktische Empfehlungen zum
Diabetes-Management bei einer COVID-19-Erkrankung zur Verfügung.
Insbesondere sei auf Wechselwirkungen zwischen antidiabetischen und
antiviralen Medikamenten sowie mögliche Komplikationen bei oralen
Antidiabetika zu achten. Noch ist unklar, ob es einen kausalen
Zusammenhang zwischen einem Diabetes und der COVID-19-Erkrankung gibt.
Einzelne Arbeiten deuten beispielsweise auf eine mögliche Beziehung
zwischen Coronavirus-Infektionen, ACE2-Expression und Glukosestoffwechsel
hin. Klinische Studien hierzu stehen jedoch noch aus.

Um Menschen mit Diabetes während der Coronavirus-Pandemie bestmöglich zu
versorgen, hat die DDG praktische Handlungsempfehlungen für das
Diabetes-Management von Patientinnen und Patienten mit einer COVID-19-Erkrankung
veröffentlicht. "Insbesondere in der Betreuung von Diabetespatienten mit
häufigen Komorbiditäten wie Herz-Kreislauf-Erkrankungen, Adipositas oder
Bluthochdruck kann eine effektive Diabetestherapie ausschlaggebend dafür
sein, Komplikationen in Folge des Coronavirus zu umgehen", betont DDG
Präsidentin Professor Dr. med. Monika Kellerer.

"Grundvoraussetzungen für Diabetespatienten sind zunächst eine gute
Blutzuckereinstellung, eine Überwachung möglicher Anzeichen für eine
Ketoazidose oder Laktatazidose sowie des Blutdrucks", bilanziert Kellerer
die Handlungsempfehlungen. Insbesondere Frauen mit einem
Schwangerschaftsdiabetes, Menschen mit Typ-1-Diabetes und Patienten mit
Komorbiditäten sollten bei einer COVID-19-Erkrankung hinsichtlich ihres
Diabetes engmaschig betreut werden. "Hierzu bietet sich auch eine
telefonische oder telemedizinische Versorgung per Videosprechstunde an",
so die ärztliche Direktorin des Zentrums für Innere Medizin I am
Marienhospital Stuttgart.

Bei einer intensivmedizinischen Betreuung von Menschen mit Diabetes ist
insbesondere die medikamentöse Therapie individuell und flexibel
anzupassen. Die Autorinnen und Autoren betonen die möglichen
Wechselwirkungen von antidiabetischen und antiviralen Medikamenten sowie
eventuelle Nebenwirkungen oraler Antidiabetika. "Im Falle eines schweren
Krankheitsverlaufs bei COVID-19 ist anzuraten, eine eventuell
vorbestehende orale Medikation durch eine Insulinbehandlung zu ersetzen",
rät Professor Dr. med. Jochen Seufert, Leiter der Abteilung Endokrinologie
und Diabetologie am Universitätsklinikum Freiburg und Mitautor der
Handlungsempfehlung. Insulin gehe weniger mit Komplikationen wie
Ketoazidose oder Laktatazidose einher und sei zudem besser mit antiviralen
Medikamenten wie Hydroxychloroquin kombinierbar. "Die Überwachung der
Blutglukosewerte ist mit einer Insulintherapie zudem wesentlich einfacher.
Bei intensivmedizinischer Betreuung kann mit einem Insulinperfusor
gearbeitet werden, der dem Patienten regelmäßig Insulin verabreicht." Bei
Fieber sowie eingeschränkter Nahrungs- und Flüssigkeitsaufnahme empfehlen
die DDG Experten, eine bestehende Therapie mit SGLT2-Inhibitoren oder
Dapagliflozin bei Typ-1-Diabetes vorerst auszusetzen.

Idealerweise sollte der Blutglukosewert von infizierten Diabetespatienten
zwischen 70 und 180 mg/dl oder 3,9 und 10 mmol/dl und der
Langzeitblutzuckerwert HbA1c unter 7,5 liegen. Bei intensivmedizinisch
betreuten Patienten ist ein Blutzuckerwert zwischen 140 und 180 mg/dl
beziehungsweise 7,8 bis 10 mmol/dl anzustreben. Der Blutdruck sollte
sowohl bei milden sowie schweren Verläufen 135/85 mmHg möglichst nicht
übersteigen.

Die Experten empfehlen zudem, alle COVID-19 erkrankte Personen
hinsichtlich eines nicht -bekannten Diabetes zu untersuchen. "So können
die behandelnden Ärzte ausschließen, dass es zu stoffwechselbedingten
Komplikationen im Krankheitsverlauf kommt und rechtzeitig gegenlenken",
betont Kellerer. Unabhängig von einer Infektion mit dem Coronavirus
empfiehlt die DDG ein Diabetes-Screening per HbA1c-Bestimmung bei allen
klinischen, aber auch ambulanten Patienten über 50 Jahren. Denn den rund
sieben Millionen diagnostizierten Diabetespatienten stehen etwa 1,3
Millionen Menschen gegenüber, die von ihrer Diabeteserkrankung noch nichts
wissen.

Die "Praktischen Empfehlungen zum Diabetes-Management bei Patientinnen und
Patienten mit einer COVID-19-Erkrankung" beziehen sich auf Erwachsene. Für
Kinder und Jugendliche gelten die Behandlungsstrategien und Dosisangaben,
die in der DDG-Leitlinie "Diagnostik, Therapie und Verlaufskontrolle des
Diabetes mellitus im Kindes- und Jugendalter" festgelegt sind.

Informationen:

- Positionspapier der Deutschen Diabetes Gesellschaft "Praktische
Empfehlungen zum Diabetes-Management bei Patientinnen und Patienten mit
einer COVID-19-Erkrankung"

https://www.deutsche-diabetes-gesellschaft.de/fileadmin/Redakteur/Stellungnahmen/2020/20200403_Positionspapier_COVID19_final_1.pdf

- Offizielle Quellen mit medizinischen Informationen zu COVID-19 für
diabetologisches Fachpersonal und Patienten

https://www.deutsche-diabetes-gesellschaft.de/ueber-uns/update-coronacovid-19.html

- Praxisempfehlungen und Leitlinien der DDG: 

https://www.deutsche-diabetes-gesellschaft.de/leitlinien/praxisempfehlungen

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1246
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Deutsche Diabetes Gesellschaft - 07.04.2020
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FORSCHUNG/1411: COVID-19 - Die Zacken in der Viruskrone (idw)


Max-Planck-Gesellschaft zur Förderung der Wissenschaften e.V. - 07.04.2020

Die Zacken in der Viruskrone

Max-Planck-Forscher wollen das Oberflächenprotein des Coronavirus
analysieren und so Bindungsstellen für Impfstoffe und Medikamente
aufspüren



Das Glykoprotein Spike verleiht dem Coronavirus seinen Namen: Wie Zacken
einer Krone stehen die Moleküle von der Virushülle ab. Forschende des
Max-Planck-Instituts für Biophysik in Frankfurt analysieren nun die Struktur
dieses Proteins. Auf diese Weise wollen sie potenzielle Ziele für
Antikörper und Hemmstoffe identifizieren - eine wichtige Voraussetzung für
die Entwicklung neuer Impfstoffe und Medikamente gegen das
SARS-CoV-2-Virus.




[image: © MPI für Biophysik]

Oberfläche des CoV-2-Virus. Ein Molekül des spike-Proteins ist durchscheinend dargestellt, um seine komplexe räumliche Struktur hervorzuheben. 

© MPI für Biophysik



Das Coronavirus braucht das Spike-Protein, damit es eine Zelle befallen
kann. Das Protein bindet vor allem an einen Rezeptor namens ACE2 auf der
Oberfläche menschlicher Zellen. Das Virus kann dann mit der Zellmembran
verschmelzen und sein Erbgut ins Zellinnere entlassen.

Das Spike-Protein ist aber nicht nur die schärfste Waffe des Virus, es ist
auch seine Achillesferse, denn seine exponierte Lage macht es zum
bevorzugten Angriffspunkt für das Immunsystem. Antikörper können das Virus
anhand des Spike-Proteins erkennen, daran binden und es so als Ziel für
Immunzellen markieren. Aber das Virus hat noch einen weiteren Trick auf
Lager: Mithilfe von Zuckermolekülen versucht es, seine Spike-Proteine vor
den Immunzellen zu verbergen.

Schutzschirm aus Zucker

Die Max-Planck-Forscher analysieren daher nicht nur das Spike-Protein
selbst, sondern auch den Zucker-Schutzschirm sowie die Membranhülle des
Virus. Sie wollen dabei über die bislang existierenden statischen
Strukturen hinaus berechnen, wie sich die Spike-Proteine auf der
Virusoberfläche bewegen und wie sie ihre Form verändern - und das mit
einer Genauigkeit, die der Größe eines Atoms entspricht.

Diese Berechnungen werden winzigste Details der Proteinstruktur enthüllen.
Sie sind aber extrem aufwendig: "Wir brauchen dazu die Supercomputer der
Max-Planck-Gesellschaft mit ihrer enormen Rechenleistung", erklärt Gerhard
Hummer, Direktor am Max-Planck-Institut für Biophysik.

Mit ihrem dynamischen Modell des Spike-Proteins wollen die Forscher
Bindungsdomänen aufspüren, an die Antikörper verlässlich binden können.
Auch Bindungsstellen für Hemmstoffe hoffen Hummer und sein Team so zu
entdecken. Diese wollen sie mit den Bindungseigenschaften bereits
existierender Medikamente am Computer vergleichen und so Wirkstoffe
identifizieren, die das spike-Protein blockieren können. "Medikamente, die
bereits auf dem Markt sind, umzuwidmen, geht natürlich viel schneller als
neue Wirkstoffe ausfindig zu machen und in langwierigen klinischen Studien
zu testen", sagt Hummer.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.mpg.de/14652142

Pressemitteilung der MPG

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution207
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Max-Planck-Gesellschaft zur Förderung der Wissenschaften e.V. - 07.04.2020
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STUDIE/298: Auf der Suche nach neuen Antibiotika (idw)


Leibniz-Institut DSMZ-Deutsche Sammlung von Mikroorganismen und Zellkulturen GmbH - 07.04.2020

Auf der Suche nach neuen Antibiotika

DSMZ-Wissenschaftlerin entwickelt innovative Strategie für das Screening
nach Wirkstoffen



(Braunschweig, 7. April 2020): Forschende rund um Professorin Dr. Yvonne
Mast vom Leibniz-Institut DSMZ-Deutsche Sammlung von Mikroorganismen und
Zellkulturen im niedersächsischen Braunschweig haben eine neue Strategie
zur Aktivierung stiller Antibiotika-Gencluster entwickelt. Sie zeigten,
dass sich das Streptomyces Antibiotic Regulatory Protein (SARP), ein
Regulator, der die Biosynthese von Antibiotika in Streptomyceten
reguliert, als genereller Aktivator verschiedener Antibiotika-Gencluster
einsetzen lässt. Wie mit Hilfe der SARPs aktivierbare Gencluster
identifiziert und gezielt angeschaltet werden können, veröffentlichten die
Forschenden in der international renommierten Fachzeitschrift Frontiers in
Microbiology.

In der Studie konnte das Team um die Mikrobiologin Yvonne Mast zeigen,
dass SARP-Regulatoren in vielen verschiedenen Actinomyceten vorkommen und
dort Bestandteil von Genclustern sind, die für ganz unterschiedliche
Wirkstofftypen kodieren. In ihren Experimenten wiesen die Forschenden
nach, dass die SARP-Regulatoren das Potenzial haben, auch Gencluster in
anderen Wirtsstämmen zu regulieren. Am Beispiel des SARP-Regulators PapR2
wurde gezeigt, dass dieser nicht nur in dem Bakterium Streptomyces
pristinaespiralis, in dem er natürlicherweise vorkommt,
Cluster-aktivierende Eigenschaften hat. Er ist auch in der Lage, in anderen
Streptomyceten wie beispielsweise Streptomyces lividans stille Gencluster
zu aktivieren und damit die Wirkstoffproduktion erst zu ermöglichen. Durch
ein besseres Verständnis der Regulationsmechanismen und mit Hilfe von
Genomsequenzdaten können die Forschenden nun vorhersagen, welche
Gencluster sich potentiell durch SARPs aktivieren lassen was die spätere
Findung der Wirkstoffe erleichtert.

Aktivierung stiller Gencluster

Actinomyceten sind bekannt für ihr Potential zur Produktion vieler
bioaktiver Wirkstoffe. Durch Genomsequenzanalysen ist bekannt, dass die
Organismen zahlreiche sogenannte "stille Gencluster" beherbergen, welche
die Information für Wirkstoffsynthesen enthalten, die aber nicht in die
entsprechenden Substanzen übersetzt wird. Es wird angenommen, dass
Actinomyceten theoretisch zehnmal mehr Sekundärmetabolite produzieren
könnten als normalerweise unter Standardlaborbedingungen isoliert werden.
Warum viele der Cluster "inaktiv" sind ist bislang unklar. Ein Grund
könnte aber die fehlende Aktivierung durch regulatorische Elemente sein.
Das Auffinden und Aktivieren solcher stillen Gencluster und die daraus
resultierende Identifizierung und Charakterisierung neuer potentieller
Wirkstoffe sind in Zeiten der Zunahme von Infektionen mit
antibiotikaresistenten Pathogenen von größter Bedeutung. "Der Vorteil der
von uns genutzten Methode ist, dass man damit relativ einfach aber
zielgerichtet Gencluster aktivieren kann. Die meisten anderen Strategien
zur Aktivierung stiller Gencluster sind unspezifische Aktivierungsansätze,
die in der chemischen Analytik aufwendig sind oder aber
Gencluster-spezifische Ansätze, die dann mit viel Klonierungsaufwand verbunden sind."
fasst Professorin Yvonne Mast die Vorteile ihres Forschungsansatzes
zusammen.


Originalpublikation:

Disclosing the Potential of the SARP-Type Regulator PapR2 for the
Activation of Antibiotic Gene Clusters in Streptomycetes. Krause J,
Handayani I, Blin K, Kulik A, Mast Y.

Front Microbiol. 2020 Feb 18;11:225. 

doi: 10.3389/fmicb.2020.00225.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution969
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WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. April 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / SOZIALES





MEDIEN/1047: Webseite mit tagesaktuellen Schätzungen zur Ausbreitung von COVID-19 (idw)


Technische Universität Ilmenau - 07.04.2020

Tagesaktuelle Schätzungen zur Ausbreitung von COVID-19



Auf einer eigens dafür eingerichteten Webseite kann sich jedermann
tagesatuell darüber informieren, wie stark sich die COVID-19-Epidemie in
Deutschland und anderswo auf der Welt ausbreitet. Hierzu schätzen
Wissenschaftler der Technischen Universität Ilmenau in Kooperation mit
Gesundheitswissenschaftlern der Universität Bielefeld die
Reproduktionszahl. Das ist die Anzahl der Personen, die ein Infizierter im
Mittel ansteckt. Diese erlaubt Rückschlüsse auf die Wirksamkeit der
angeordneten Maßnahmen sowie auf den weiteren Verlauf der Epidemie im
Sinne eines Monitorings und stellt damit unter anderem ein wichtiges
Werkzeug für die politischen Entscheidungsträger dar.

Seit das Coronavirus Europa erreicht hat, haben Webseiten mit Grafiken zu
seiner Ausbreitung eine geradezu magische Anziehungskraft entwickelt. In
zahllosen Beiträgen werden Daten analysiert und interpretiert. Jetzt, da
Maßnahmen ergriffen wurden, um die Ausbreitung der
Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) zu verlangsamen, stellt sich brennend die Frage
nach deren Wirkung. Mehr noch, werden die Maßnahmen zukünftig wieder
gelockert, so muss man aufpassen, dass die Epidemie nicht wieder
unkontrolliert ausbricht.

Hierfür stellen nun Wissenschaftler um Prof. Thomas Hotz vom Institut für
Mathematik der Technischen Universität Ilmenau ein Werkzeug zur Verfügung.
Dies geschieht in enger Zusammenarbeit mit Prof. Alexander Krämer von der
Fakultät für Gesundheitswissenschaften der Universität Bielefeld. Im
Internet haben sie ein sogenanntes Dashboard erstellt, das für Deutschland
und seine Bundesländer [1] Daten des Robert Koch-Instituts sowie für die
gesamte Welt [2] Daten der Johns Hopkins University auswertet. Die Analyse
schätzt den zeitlichen Verlauf der Reproduktionszahl. "Diese Zahl gibt
an, wie viele Personen ein Infizierter bei gleichbleibenden Bedingungen
im Mittel anstecken würde." erläutert Prof. Hotz. "Ist diese größer als
Eins, so werden mehr Personen angesteckt als aktuell infiziert sind und
die Fallzahlen wachsen exponentiell an; ist sie hingegen kleiner als Eins,
so endet die Epidemie früher oder später, sofern keine neuen Fälle von
außen ins Land gelangen. Damit ist sie ein geeignetes Maß für die
Ausbreitungsgeschwindigkeit der Epidemie."

Die Datenanalyse zeigt deutlich die Wirkung der in Deutschland getroffenen
Maßnahmen (siehe Abbildung). Seit den Schulschließungen um den 16. März
sinkt die Reproduktionszahl und beträgt jetzt seit Einführung der
Maßnahmen am 23. März etwa Eins. Dies bedeutet, dass sich die
Ausbreitungsgeschwindigkeit kaum beschleunigen wird, solange die Maßnahmen
in Kraft bleiben. "Doch was passiert, wenn die Maßnahmen gelockert
werden?" fragt Prof. Krämer. "Dann muss man kontinuierlich überwachen, wie
sich die Reproduktionszahl entwickelt. Und genau das ermöglicht unsere
Webseite."


Link zur deutschen Webseite:

[1] https://stochastik-tu-ilmenau.github.io/COVID-19/germany

Link zur englisch-sprachigen Webseite:

[2] https://stochastik-tu-ilmenau.github.io/COVID-19/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution97
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MEDIEN/1046: COVID-19-Online-Karte dokumentiert weltweite klinische Forschung zum Coronavirus (idw)


Universität Heidelberg - 06.04.2020

COVID-19-Karte der Hoffnung

Heidelberger Geoinformatiker und Mediziner dokumentieren weltweite
klinische Forschung zum Coronavirus / COVID-19



Einen Überblick über die globalen klinischen Forschungsaktivitäten zum
Coronavirus und der damit verbundenen Atemwegserkrankung COVID-19 gibt
eine Online-Karte, die Geoinformatiker der Ruperto Carola in Kooperation
mit Medizinern des Universitätsklinikums Heidelberg entwickelt haben. Die
regelmäßig aktualisierte "COVID-19-Karte der Hoffnung" basiert auf Daten
der Weltgesundheitsorganisation (WHO) und zeigt, an welchen Orten weltweit
zu welchen Bereichen der Virus- und Krankheitsbekämpfung geforscht wird.
Sie ist frei im Internet abrufbar und dient in erster Linie dazu, den
öffentlichen Informationsfluss zu erleichtern und Kontakte zwischen den
Wissenschaftlern zu ermöglichen.




[image: © Screenshot Universität Heidelberg]

Die Karte zeigt, an welchen Orten weltweit zu welchen Bereichen der Virus- und Krankheitsbekämpfung klinisch geforscht wird.

© Screenshot Universität Heidelberg



"Wissenschaftler und Mediziner weltweit haben auf den Ausbruch der
Corona-Pandemie sofort mit gezielten Forschungsaktivitäten reagiert. Im
Unterschied zu diversen Karten, die Fallzahlen sowie die Verbreitung des
Virus abbilden, bündeln und visualisieren wir Geodaten und Informationen
zu klinischen Studien und wissenschaftlichen Veröffentlichungen",
erläutert Prof. Dr. Alexander Zipf, Leiter der Abteilung Geoinformatik am
Geographischen Institut der Universität Heidelberg sowie Geschäftsführer
des Heidelberg Institute for Geoinformation Technology (HeiGIT), das von
der Klaus Tschira Stiftung getragen wird.

Die Informationen der Karte basieren auf internationalen Daten zu
klinischen Studien im Zusammenhang mit COVID-19, die von der WHO
bereitgestellt und laufend ergänzt werden. "Wir hoffen, dass unsere Karte
für die weltweite Gemeinschaft im Kampf gegen COVID-19 von Nutzen ist und
sind offen für weitere Ideen. Jede Hilfe zum Wohle unserer Patienten ist
willkommen", betont Prof. Dr. Dr. Markus Ries vom Zentrum für Kinder- und
Jugendmedizin des Universitätsklinikums Heidelberg, der das medizinische
Know-how zu dem Projekt beisteuert.

Die Nutzer können mithilfe der Karte nachvollziehen, an welchen Orten
klinische Studien durchgeführt werden - sei es in der Diagnostik, zu
Krankheitsverständnis und Behandlungsmethoden oder im Bereich Arzneimittel
für neuartige Therapien und Impfstoffe. Darüber hinaus werden auch Studien
durgeführt, die beispielsweise danach fragen, wie sich die Pandemie auf
die Helfenden auswirkt. Die Orte lassen sich bis auf Stadtebene genau
darstellen. Mit einem Zeitschieberegler kann außerdem analysiert werden,
zu welchem Zeitpunkt Studien registriert wurden und in welchem Stadium sie
sich befinden. Auch E-Mail-Kontaktdaten der jeweiligen Forscher sind
verfügbar. Die angebotenen Funktionen werden nach Angaben der Heidelberger
Wissenschaftler ständig erweitert.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://covid-19.heigit.org/clinical_trials.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution5
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ENTWICKLUNG/1526: Sollen zur Eindämmung des Coronavirus Handydaten genutzt werden dürfen? (idw)


Deutsche Gesellschaft für Medizinische Informatik, Biometrie und Epidemiologie e.V. (GMDS) - 07.04.2020

Sollen zur Eindämmung des Coronavirus Handydaten genutzt werden dürfen?



Kann moderne Technologie eine Pandemie eindämmen helfen, ohne die
Privatsphäre zu verletzen?

JA sagt Prof. Dr. Alfred Winter, Präsident der Deutschen Gesellschaft für
Medizinische Informatik, Biometrie und Epidemiologie (GMDS).

Handys mit Bluetooth sind geeignet, um Kontakte von Infizierten mit nicht
infizierten Personen im Nachhinein zu ermitteln. Wenn zwei teilnehmende
Handys nahe beieinander sind, kann eine App Kontaktinformationen
austauschen. Die Privatsphäre aller Beteiligten wird dabei gewahrt, weil
keine persönlichen Informationen ausgetauscht werden müssen. Es müssen
auch keine Informationen über Ort und Zeitpunkt des Kontakts in zentralen
Datenbanken gespeichert werden.

Mit der Einrichtung einer neutralen Treuhandstelle können die
identifizierenden Daten von Personen strikt von den Kontaktinformationen
getrennt werden. Dazu müssen sich die Personen, welche die App nutzen
möchten, bei der Treuhandstelle registrieren lassen. Um sich zu
registrieren, gibt zum Beispiel Frau Müller Ihre E-Mail-Adresse bei der
Treuhandstelle ab und bekommt eine zufällig erzeugte Nummer zurück, das
Pseudonym. Die Treuhandstelle merkt sich nur, welche E-Mail-Adresse zu
welchem Pseudonym gehört. Kommt nun das Handy von Frau Müller nahe am
Handy von Herrn Meier vorbei, werden lediglich die Pseudonyme der beiden
ausgetauscht. Die Pseudonyme werden nur eine begrenzte Zeit gespeichert,
vielleicht 18 Tage. Sollte Herr Meier kurze Zeit später positiv auf das
Coronavirus getestet werden, übermittelt er mit seiner App alle noch
gespeicherten Pseudonyme an die Treuhandstelle, die dann Frau Müller und
andere Personen, die in letzter Zeit in der Nähe von Herrn Meier waren,
informieren kann. Bei solchen Verfahren hält die GMDS
Kontaktermittlungs-Apps für sehr sinnvoll und auch vertretbar.

Wie in vielen Bereichen der medizinischen Forschung ist auch hier die
Aufklärung und die Einwilligung der Nutzer erforderlich, auch um unnötige
Verängstigungen zu vermeiden. So kann moderne Technologie eine Epidemie
eindämmen helfen, ohne die Privatsphäre zu verletzen. Das massenhafte
Auslesen von Verbindungsdaten in sogenannten Funkzellen ist dagegen viel
zu ungenau und schafft riesige Datenschutzprobleme.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.bayerische-staatszeitung.de/staatszeitung/politik/detailansicht-politik/artikel/sollen-zur-eindaemmung-des-coronavirus-handydaten-genutzt-werden-duerfen.html#topPosition 

Artikel "Die Frage der Woche", Bayerische Staatszeitung, 02.04.2020

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution953
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AUSLAND/9370: Aus aller Welt - 09.04.2020 (SB)




MELDUNGEN



Kabinettschef Vital Kamerhe im Visier der Justiz

Nach der Verhaftung von Kabinettschef Vital Kamerhe droht der
Demokratischen Republik Kongo eine Regierungskrise. Die Inhaftierung
Kamerhes erfolgte im Rahmen von Korruptionsermittlungen gegen
Mitglieder der Führungsschichten des zentralafrikanischen Landes. Der
61jährige wurde in das Makala-Gefängnis in der Hauptstadt Kinshasa
gebracht. Kamerhe und Präsident Felix Tshisekedi sehen sich
aktuell scharfer Kritik ausgesetzt. Ihnen werden unter anderem
mangelnde Transparenz bei der Verwendung von Staatsgeldern
vorgeworfen.

9. April 2020
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JUSTIZ/9370: Kriminalität und Rechtsprechung - 09.04.2020 (SB)




MELDUNGEN



Zollbeamte finden Drogenversteck im Auto

Osnabrücker Zöllner haben bei einer Fahrzeugkontrolle auf einem
Rastplatz an der Autobahn 30 bei Bad Bentheim Drogen im Wert von rund
50.000 Euro sichergestellt. Die von den Beamten entdeckten Päckchen
enthielten 520 Gramm Heroin und 380 Gramm Kokain. Das Rauschgift war
im Luftfiltergehäuse unterhalb des Handschuhfachs versteckt gewesen.
Der 47jährige Fahrer wurde in Gewahrsam genommen. Auf Antrag der
Staatsanwaltschaft Osnabrück erging Haftbefehl.

9. April 2020
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MILITÄR/9367: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 09.04.2020 (SB)




MELDUNGEN



EU-Trainingsmission in Mali wegen Corona-Pandemie ausgesetzt

Die EU-Ausbildungsmission in Mali (EUTM Mali) wird wegen der
Ausbreitung des Coronavirus vorübergehend eingestellt. Es gebe einen
infizierten EUTM-Mitarbeiter, teilte die Mission mit. An der
Ausbildung der einheimischen Sicherheitskräfte in dem
westafrikanischen Krisenland beteiligen sich auch etwa 150
Bundeswehrsoldaten.

9. April 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9369: Aus Parlament und Gesellschaft - 09.04.2020 (SB)




MELDUNGEN



Schäuble plädiert für Deckellungsmodell bei Wahlrechtsreform

In der Dauerdebatte über eine Wahlrechtsreform schlug
Bundestagspräsident Wolfgang Schäuble angesichts der Corona-Krise
eine Deckelung der Zahl der Sitze im Parlament vor. Als Einmallösung
nur für die nächste Wahl lasse sich diese Option in der aktuellen
Situation vertreten, sagte der CDU-Politiker dem Tagesspiegel. Eine
Verringerung der Zahl der Wahlkreise ist laut Schäuble bis zur
nächsten Wahl 2021 nicht mehr zu realisieren. Die Opposition wirft
der Union eine Blockadehaltung vor. Die Regierung habe bereits in der
vergangenen Legislaturperiode eine Reform verhindert, das sollte sich
nicht wiederholen, sagte der Fraktionschef der Linken im Bundestag,
Dietmar Bartsch.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9367: Tragisches und Kurioses - 09.04.2020 (SB)




MELDUNGEN



Streit um Fischfangrechte eskaliert

China weist Vorwürfe aus Hanoi zurück, wonach ein Patroullienboot der
chinesischen Küstenwache einen vietnamesischen Fischkutter im
Südchinesischen Meer versenkt haben soll. Nach Darstellung Pekings
war der vietnamesische Kutter "QNg 90617" aus der Quang Ngai Provinz
illegal in die Gewässer der Xisha Inseln, auch bekannt als
Paracel-Inseln, eingedrungen. Nach ihrer Entdeckung habe der
Fischkutter das Küstenwachschiff gerammt und sei dabei
leckgeschlagen. Alle acht Fischer an Bord wurden demnach gerettet und
auf der Insel Phu Lam abgesetzt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8452: Aus Forschung und Technik - 09.04.2020 (SB)




MELDUNGEN



Sojus-Rakete mit drei Raumfahrern in Baikonur gestartet

Eine Sojus-Trägerrakete bringt drei Raumfahrer zur Internationalen
Raumstation ISS. Das Sojus-Raumschiff MS-16 soll die beiden
Kosmonauten Anatoli Iwanischin und Iwan Wagner sowie den
US-Astronauten Chris Cassidy in nur sechs Stunden zum Orbitalkomplex
fliegen. Die Mission erfolgt aufgrund der Corona-Pandemie unter
strengsten Sicherheitsvorkehrungen. Geplant ist, daß die neue
Besatzung 196 Tage bis Oktober auf der ISS bleibt. Momentan leben und
forschen die Raumfahrer Andrew Morgan, Jessica Meir (beide NASA) und
Oleg Skripotschka (Roskosmos) auf der Station. Sie sollen Mitte
Februar wieder zur Erde zurückkehren. Der Start erfolgte am
Donnerstagvormittag von der erneuerten Startrampe 31 auf dem
Kosmodrom Baikonur. Von hier war Juri Gagarin am 12. April vor 59
Jahren zu seinem historischen Flug aufgebrochen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8466: Aus aller Welt - 09.04.2020 (SB)




VOM TAGE



Bangladesch riegelt Cox's Bazar ab

In Bangladesch wurde der im Süden an der Grenze zu Myanmar gelegene
Distrikt Cox's Bazar von Polizei und Militär abgeriegelt. In der
Region leben mehr als eine Million Flüchtlinge aus dem Nachbarland in
provisorischen Camps. Sie gehören in Myanmar der muslimischen
Minderheit der Rohingya an. Nur eine Notversorgung mit Lebensmitteln
sowie eine medizinische Versorgung wird aufrechterhalten. Die
Regierung in Dhaka will mit der Einschließung von Cox's Bazar die
Verbreitung der Viruskrankheit Covid-19 verhindern. Bislang wurde aus
den Camps keine Infektion gemeldet. In Bangladesch hatte sich die
Zahl der Infizierten binnen fünf Tagen auf über 200 verdoppelt. In
Myanmar selbst sind nach Angaben der NGO Human Rights Watch 350.000
Menschen durch das Virus besonders gefährdet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8421: Medizin und Gesundheitswesen - 09.04.2020 (SB)




VOM TAGE



Forscher vermuten hohe Dunkelziffer bei den Corona-Infizierten

Auch wenn die steigenden Zahlen der Coronavirus-Infektion schon
eindrucksvoll genug sind, kritisieren Experten schon länger, daß sie
nur einen Bruchteil des wahren Geschehens abbilden. Nach Berechnungen
von Göttinger Forschern sollen sich in Deutschland unter
Berücksichtigung einer hohen Dunkelziffer bereits bis Ende März mehr
als 460.000 Menschen mit dem Coronavirus infiziert haben. Die
Forscher gehen davon aus, daß lediglich 15,6 Prozent der Infektionen
in Deutschland festgestellt wurden. Weltweit gesehen vermuten sie
sogar, daß bislang im Schnitt nur etwa 6 Prozent aller Infektionen
nachgewiesen wurden. Sollte das stimmen, könnte die tatsächliche Zahl
der Infizierten weltweit bereits mehrere 10 Millionen erreicht haben.
Für ihre Schätzung nutzten die Forscher unter anderem Daten aus einer
Studie zur Mortalität von COVID-19 und zum Zeitraum bis zum Tod der
Betroffenen. Auf der Grundlage dessen berechneten sie, daß in den USA
mehr als 10 Millionen, in Spanien mehr als 5 Millionen, in Italien
etwa 3 Millionen und in Großbritannien etwa 2 Millionen Infektionen
aufgetreten sind.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8454: Kriminalität und Rechtsprechung - 09.04.2020 (SB)




VOM TAGE



Gefälschte Corona-Nothilfe-Anträge im Umlauf

Nach Angaben der Staatskanzlei in Düsseldorf sind die wegen der
Coronavirus-Pandemie beantragten Auszahlungen an Solo-Selbständige
vorübergehend eingestellt worden. Offenbar haben Betrüger im Internet
den Antragsseiten täuschend ähnliche Formulare verbreitet, über die
unbedarfte Antragsteller unter anderem ihre Personalausweisnummer und
Steuernummer preisgegeben haben. Die Betrüger könnten damit die
Nothilfegelder auf eigene Konten umlenken. Das Landeskriminalamt hat
eine Ermittlungskommission für Subventionsbetrug eingerichtet, welche
sich in den kommenden Tagen bemüht, betrügerische Anträge zu
identifizieren. Bislang sind laut NRW-Wirtschaftsministerium mehrere
tausend Antragsteller von dem Auszahlungsstopp betroffen.
Kleinunternehmer und Selbständige können weiterhin ihre Anträge auf
Soforthilfe stellen. Diese beträgt für Betriebe mit bis zu fünf
Beschäftigten 9000 Euro. Unternehmen mit bis zu zehn Mitarbeitern
können 15.000 Euro bekommen. Mittelgroße Betriebe mit bis zu 50
Mitarbeitern können 25.000 Euro beantragen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8376: Sprache, Kunst und Medium - 09.04.2020 (SB)




VOM TAGE



Autokinos als Nische während der Corona-Pandemie

Autokinos waren schon fast von der Bildfläche verschwunden, aber die
Coronavirus-Pandemie mit ihren Versammlungs- und Kontaktverboten gibt
den vor allem in Nordrhein-Westfalen noch existierenden Kinos neuen
Auftrieb.

So sind in dieser Woche lange brachliegende Kino wieder zum Einsatz
gekommen - mit Erfolg, wie WDR1 berichtete. In Marl und Essen und
zuletzt in Düsseldorf waren die Plätze ausgebucht. Kommende Woche
macht auf dem Düsseldorfer Messegelände ein weiteres Autokino in der
Region auf.

Auch im Mönchengladbacher Nordpark wird es ab nächster Woche
Donnerstag ein Autokino geben. In Krefeld werden aktuell noch
Sponsoren für ein mögliches Autokino gesucht. Hier sollen die
Vorführungen am 20.04.2020 beginnen.

Da andere Veranstaltungsformen wegen der Ansteckungsgefahr für die
Besucher nicht zugelassen werden können, versuchen beherzte kleine
Unternehmen unter Einhaltung der Hygiene-Vorschriften auf diesem Weg
der Pleite zu entgehen.

Daß Autokinos auch tagsüber genutzt werden können, zeigt das neue
Düsseldorfer Kino. Da die Kirchen geschlossen bleiben müssen, sollen
dort über Ostern drei Gottesdienste abgehalten werden.

Am Karfreitag wird es einen ökumenischen, am Ostersonntag einen
katholischen und am Ostermontag einen evangelischen
Drive-In-Gottesdienst geben. Die Meßfeiern beginnen jeweils um 11 Uhr.
Die kostenfreien Tickets müssen vorab online reserviert werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8443: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 09.04.2020 (SB)




VOM TAGE



Riads Kriegsallianz setzt Kampfhandlungen im Jemen aus

Saudi-Arabien und die Mitglieder seiner am Bürgerkrieg im Jemen
beteiligten Kriegsallianz wollen ihre Kampfhandlungen erst in zwei
Wochen wieder aufnehmen. Die Waffenruhe bis dahin soll genutzt
werden, die Verbreitung von Sars-CoV-2 in dem südarabischen Land zu
unterdrücken. Außerdem könnten die Bedingungen für
Friedensverhandlungen mit den Huthi-Rebellen geschaffen werden. Die
Waffenruhe könnte auch verlängert werden. Saudi-Arabien hatte 2015 in
dem im Vorjahr aufgeflammten Konflikt auf der Seite von Präsident
Hadi Stellung bezogen. Der Uno-Generalsekretär Guterres hat die
Konfliktparteien der Welt eindringlich dazu aufgerufen, die
Kampfhandlungen wegen der Coronavirus-Pandemie einzustellen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8457: Aus Parlament und Gesellschaft - 09.04.2020 (SB)




VOM TAGE



Corona-Schutzausrüstung soll in Deutschland produziert werden

Während der Corona-Pandemie werden in Deutschland Schutzausrüstungen
und Masken in großer Zahl benötigt. Damit Produktion und öffentliches
Leben frühzeitig wieder hochfahren können, müssen weitere Millionen von
Schutzmasken zur Verfügung stehen, doch der Nachschub aus China ist
ungewiß. Benötigt werden allein im laufenden Jahr rund eine Milliarde
OP-Masken sowie 450 Millionen Masken mit FFP-Standard (Filtering Face
Pieces). Deshalb will Bundeswirtschaftsminister Altmaier die
Fertigung von Schutzausrüstung verstärkt in Deutschland ansiedeln.
Auf Anregung des Ministers und seines Kabinettskollegen
Gesundheitsminister Spahn richtet die Bundesregierungen einen
sogenannten Arbeitsstab Produktion und Produktionskapazitäten ein,
der unter anderem den in Frage kommenden Unternehmen lukrative
Angebote vorlegen soll. Mehr als hundert deutsche Unternehmen haben
bereits ihr Interesse angemeldet. Wer in die Auswahl kommt, kann mit
festen Aufträgen bis Ende 2021 rechnen.

Weil der größte Teil der von den Pharmaunternehmen in Deutschland
benötigten Grundstoffe aus Asien importiert wird, will sich Altmaier
zusammen mit den Kollegen aus den europäischen Partnerländern für
eine Grundstoffproduktion innerhalb Europas einsetzen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8426: Tragisches und Kurioses - 09.04.2020 (SB)




VOM TAGE



400 Meter lange Brücke in Italien eingestürzt

Anderthalb Jahre nach dem spektakulären Einsturz des Morandi-Viadukts
mitten in Genua ist in Norditalien erneut eine Brücke einer
Staatsstraße kollabiert.

Wie das Verkehrsministerium in Rom mitteilte, brachen die Fahrbahnen
zwischen La Spezia und Massa Carrara auf einer Länge von 400 Metern
ein. Wie es weiter hieß, sei die Baufälligkeit der Flußüberführung
bereits lange bekannt.

Wie der Wiener Standard berichtete, war der Verlauf dennoch
einigermaßen glimpflich, da sich auf dem Abschnitt nur zwei
Kleintransporter befanden, deren Fahrer mit leichten Verletzungen
geborgen werden konnten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8455: Arbeit, Soziales und Familie - 09.04.2020 (SB)




VOM TAGE



Erntehelfer aus Rumänien in Deutschland eingetroffen

Auf mehreren Flughäfen in Deutschland sind am Donnerstag die ersten
Erntehelfer eingetroffen, die trotz der Corona-Pandemie, wenn auch
unter strengen Auflagen, einreisen durften. Die Landarbeiter und
-arbeiterinnen kamen aus Rumänien. Sie werden von ihren künftigen
Arbeitgebern am Flughafen abgeholt, nachdem sie einer medizinischen
Untersuchung unterzogen wurden. Im April sollen auf einen Beschluß
von Bundesinnenminister Seehofer und Agrarministerin Klöckner hin
40.000 Erntehelfer aus Osteuropa ins Land gelassen werden. Im Mai
sollen noch einmal so viele folgen. Sie dürfen wegen der besseren
Überprüfbarkeit nur in Gruppen und per Flugzeug einreisen. Die
Maschinen werden von den Agrarbetrieben gechartert. Der Bauernverband
reicht die Anmeldedaten der ausländischen Arbeitskräfte an die
Bundespolizei weiter.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8432: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 09.04.2020 (SB)




VOM TAGE



Erdbeben erschüttert Israel

Die Erde bebt. Diesmal in Israel. Wie die Internetplattform
tachles.ch meldete, hatte das Erdbeben eine Stärke von 4,3 auf der
Richterskala. Das Epizentrum des Bebens soll rund 100 Kilometer
südlich der Stadt Eilat im Roten Meer gelegen haben, so die
Geologische Übersicht der seismologischen Division. Gleichzeitig
wurde auch ein Erdbeben der Stärke 4,6 im jordanischen Aqaba
gemeldet. Gut möglich, daß diese beiden Erschütterungen ein Beben
größeren Ausmaßes ankündigen, vor dem Experten schon seit einiger
Zeit warnen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8443: Märkte und Finanzen - 09.04.2020 (SB)




VOM TAGE



Export Deutschlands legte im Februar leicht zu

Das Statistische Bundesamt gibt das Volumen der Exporte Deutschlands
für Februar mit 109,3 Milliarden Euro an. Das war im Vergleich zum
Vorjahr eine Zunahme um 0,4 Prozent. Demgegenüber sanken die Importe
um 2,9 Prozent auf 88,5 Milliarden Euro. Wegen der zuerst in China
aufgetretenen Corona-Pandemie ging vor allem der Handel mit der
Volksrepublik zurück. Die Exporte dorthin schrumpften um 8,9 Prozent
auf 6,8 Milliarden Euro und die Importe von dort um zwölf Prozent 
auf 7,4 Milliarden Euro. Alle Zahlenangaben sind vorläufig.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8455: Aus Forschung und Technik - 09.04.2020 (SB)




VOM TAGE



Hacker greifen vermehrt Krankenhäuser an

Als ob deutsche Krankenhäuser angesichts der steigenden Zahlen der
mit dem Coronavirus Infizierten nicht schon genug um die Ohren
hätten. Jetzt müssen sie sich auch noch verstärkt mit Hackerangriffen
herumschlagen. Laut Deutschem Ärzteblatt beobachtet das Bundesamt für
Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) seit einigen Tagen eine
Zunahme von Cyberangriffen. So gab es Ende März Angriffe der
chinesischen Hackergruppe APT41, die es seit Ausbruch der Pandemie
vermehrt auf ausländische Ziele abgesehen hat. Und gerade jetzt plant
die Bundesregierung den Einsatz einer sogenannten Stopp-Corona-App.
Um über diese Mißbrauch und Manipulation zu verhindern, soll hier das
Prinzip der zweifachen Authentifizierung zur Anwendung kommen. Es
wird sich zeigen müssen, ob das die Hacker in ihrem Tatendrang
bremsen kann.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





MELDUNG/621: Impuls für die Pilzforschung (idw)


Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 08.04.2020

Impuls für die Pilzforschung



Die Zellen von Pilzen können erstmals auch mit einer relativ einfachen
mikroskopischen Methode analysiert werden. Forscher aus Würzburg und
Cordoba stellen die Neuerung in der Zeitschrift "Frontiers in
Microbiology" vor.

Pilze spielen für die Menschheit eine wichtige Rolle. Im Boden zerlegen
sie abgestorbenes organisches Material, so dass es für Pflanzen als
Nährstoff zugänglich wird. In industriellen biotechnologischen Anlagen
produzieren Pilze täglich Unmengen von Chemikalien und Nahrungsmitteln.
Außerdem stellen Pilze sehr komplexe Wirkstoffe her, die Potential für
medizinische Anwendungen haben könnten.

Auf der anderen Seite gibt es Pilze, die Nutzpflanzen schädigen oder
Menschen krankmachen. Infektionen mit dem Schimmelpilz Aspergillus
fumigatus zum Beispiel können tödlich enden - vor allem Menschen mit stark
geschwächtem Immunsystem, etwa nach einer Stammzell- oder einer
Organtransplantation, sind davon betroffen.

Trotz dieser großen Bedeutung sind Pilze weit weniger gut erforscht als
andere Organismen. "Für neue Erkenntnisse in der Pilzbiologie ist es auch
nötig, dass möglichst viele Forscherinnen und Forscher Zugang zu
modernsten analytischen Methoden erhalten", sagt Dr. Ulrich Terpitz vom
Biozentrum der Julius-Maximilians-Universität (JMU) Würzburg.

Erfolgreich mit Expansionsmikroskopie

Eine solche Methode hat Terpitz' Team in Kollaboration mit drei weiteren
Arbeitsgruppen entwickelt: Erstmals lassen sich nun auch Pilze mit Hilfe
der Expansionsmikroskopie (ExM) darstellen. Diese Methode macht zelluläre
Strukturen mit einer Auflösung von unter 60 Nanometern sichtbar - und zwar
mit einem konventionellen konfokalen Fluoreszenzmikroskop.

"Das ist zwar weniger als mit hochtechnisierten superauflösenden
Fluoreszenzmikroskopen erreicht werden kann, jedoch ist der Zugang zu
solchen Anlagen insbesondere für Pilzforscher häufig eingeschränkt.
Dagegen sind Standard-Fluoreszenzmikroskope weit verbreitet, und die
Expansionsmikroskopie kann in jedem biologischen Labor durchgeführt
werden", sagt Terpitz.

An der Entwicklung mitgewirkt haben die JMU-Arbeitsgruppen von Professor
Markus Sauer (Biozentrum) und Dr. Johannes Wagener (Institut für Hygiene
und Mikrobiologie) sowie die Gruppe "Molecular Genetics of Fungal
Pathogenicity" um Professor Antonio Di Pietro von der Universität Cordoba
in Spanien

Methode bei drei Pilzarten angewendet

Die Vorgehensweise bei der ExM ist laut Terpitz recht einfach: Die
gefärbte Pilzprobe wird in ein Polyacrylamid-Hydrogel eingebettet und die
fluoreszierenden Farbstoffe im Hydrogel verankert. Nach der Zugabe von
Wasser dehnt sich das Polymer wie ein Gummibärchen im Wasserglas aus.
Dabei expandiert es auch die fluoreszierenden Farbstoffe in gleichmäßiger
Weise.

Zuvor ist allerdings ein Problem zu lösen: Pilze besitzen eine Zellwand,
die vor der Expansion entfernt werden muss. Die Forscher verwenden dafür
zellwandauflösende Enzyme. "Das Ergebnis ist ein leicht zu handhabendes
Protokoll für die ExM von Pilzen, das für verschiedene Pilzspezies
einschließlich des klinisch relevanten Aspergillus fumigatus anwendbar
ist", so Terpitz. Die Forscher wandten ihre Methode auch auf die Erreger
des Maisbeulenbrands (Ustilago) und der Tomatenwelke (Fusarium oxysporum)
an.

Förderung durch die Deutsche Forschungsgemeinschaft

Erarbeitet wurden diese Ergebnisse im Rahmen des transregionalen
Sonderforschungsbereichs 124 FungiNet (Jena/Würzburg), der von der
Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) gefördert wird. Als nächstes wollen
die JMU-Forscher die Reaktion des Immunsystems auf eindringende Pilze mit
der Expansionsmikroskopie darstellen. Dazu bringen sie in Zellkulturen
Pilze mit Immunzellen in Kontakt.


Originalpublikation:

Götz, R., Panzer, S., Trinks, N., Eilts, J., Wagener, J., Turra, D.,
Di Pietro, A., Sauer, M., and Terpitz, U.;

Expansion microscopy for cell biology analysis in fungi.

Frontiers in Microbiology, 3. April 2020, 

doi: 10.3389/fmicb.2020.00574


Weitere Informationen unter:

 https://www.biozentrum.uni-wuerzburg.de/super-resolution/publications/ulrich-terpitz/

- Website Dr. Ulrich Terpitz

https://www.funginet.de/

Website SFB Transregio 124 FungiNet
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FORSCHUNG/1685: Belle II liefert erste Ergebnisse - Auf der Suche nach dem Z'-Boson (idw)


Max-Planck-Institut für Physik - 06.04.2020

Belle II liefert erste Ergebnisse: Auf der Suche nach dem Z'-Boson



Vor ziemlich genau einem Jahr ist das Belle II-Experiment angelaufen.
Jetzt veröffentlicht das renommierte Journal Physical Review Letters die
ersten Resultate des Detektors. Die Arbeit befasst sich mit einem neuen
Teilchen im Zusammenhang mit der Dunklen Materie, die nach heutigem
Kenntnisstand etwa 25 Prozent des Universums ausmacht.




[image: Bild: © KEK/Belle II]

Kollisionsereignisse im Inneren des Belle II-Detektors

Bild: © KEK/Belle II



Seit etwa einem Jahr nimmt das Belle II-Experiment Daten für physikalische
Messungen. Sowohl der Elektron-Positron-Beschleuniger SuperKEKB als auch
der Detektor Belle II waren in mehrjährigen Umbauarbeiten gegenüber den
Vorgängern verbessert worden, um eine 40 Mal höhere Rate an Daten zu
erzielen.

Wissenschaftler*innen an zwölf Instituten in Deutschland sind maßgeblich
am Bau und Betrieb des Detektors, der Entwicklung von
Auswertungsalgorithmen und der Analyse der Daten beteiligt. Das
Max-Planck-Institut für Physik, das Halbleiterlabor der
Max-Planck-Gesellschaft, die Ludwigs-Maximilians-Universität und die
Technischen Universität München leisteten federführende Beiträge zur neuen
Entwicklung des hochsensiblen innersten Detektors, dem Pixel-Vertex-Detektor
und der Software zur Auswertung der Daten.

Mit Belle II suchen Wissenschaftler*innen nach Spuren neuer Physik, mit
der sich zum Beispiel das ungleiche Vorkommen von Materie und Antimaterie
oder die mysteriöse Dunkle Materie erklären lassen. Eines der bisher
unentdeckten Teilchen, nach dem der Belle II-Detektor Ausschau hält, ist
das Z'-Boson - eine Variante des bereits nachgewiesenen Z-Bosons.
Letzteres agiert als Austauschteilchen für die schwache Wechselwirkung.

Soweit wir wissen, besteht etwa 25 Prozent des Universums aus Dunkler
Materie, wohingegen die sichtbare Materie knappe 5 Prozent des
Energiebudgets ausmacht. Beide Materieformen ziehen sich gegenseitig über
die Schwerkraft an. So bildet die Dunkle Materie eine Art Schablone für
die Verteilung der sichtbaren Materie, was sich zum Beispiel in der
Anordnung von Galaxien im Universum zeigt.

Bindeglied zwischen Dunkler und normaler Materie

Das Z'-Boson könnte eine interessante Rolle beim Zusammenspiel von Dunkler
und normaler, sichtbarer Materie spielen, also eine Art Vermittler
zwischen den beiden Materieformen sein. Das Z' kann - zumindest
theoretisch - aus der Kollision von Elektronen (Materie) und Positronen
(Antimaterie) im SuperKEKB hervorgehen und dann in unsichtbare
Dunkle-Materie-Teilchen zerfallen.

Somit kann das Z'-Boson helfen, das Verhalten von Dunkler Materie zu
verstehen - und nicht nur das: Mit der Entdeckung des Z' ließen sich auch
andere Beobachtungen erklären, die nicht mit dem Standardmodell, der
grundlegenden Theorie der Teilchenphysik, in Einklang stehen.

Wichtiges Indiz: Nachweis von Myonenpaaren

Doch wie lässt sich das Z'-Boson im Belle II-Detektor aufspüren? Nicht auf
direktem Weg, so viel ist sicher. Theoretische Modelle und
Simulationsrechnungen sagen voraus, dass sich das Z' durch Wechselwirkungen
mit Myonen, schwereren Verwandten der Elektronen, verraten könnte: Wenn
Wissenschaftler*innen nach den Elektron-/Positron-Zusammenstößen eine
ungewöhnliche hohe Anzahl an Myonen-Paaren mit
gegensätzlicher Ladung sowie unerwartete Abweichungen bei Energie- und
Impulserhaltung entdecken, wäre das ein wichtiges Indiz für das Z'.




[image: Bild: © KEK/Belle II]

Der Belle II-Detektor sucht nach dem Z'-Boson. Dieses könnte sich -
wie hier dargestellt - durch das gehäufte Auftreten von Myonen-Paaren
mit entgegengesetzter Ladung zeigen.

Bild: © KEK/Belle II



Allerdings lieferten die neuen Belle II-Daten noch keine Anzeichen für das
Z'-Boson. Jedoch können die Wissenschaftler*innen mit den neuen Daten die
Masse und Kopplungsstärken des Z'-Bosons mit einer bisher unerreichbaren
Genauigkeit einschränken.

Mehr Daten, genauere Analysen

"Trotz der noch geringen Datenmenge können wir jetzt Messungen machen, die
es so bisher noch nicht gegeben hat", sagt der Sprecher der deutschen
Gruppen, Prof. Thomas Kuhr von der LMU München. "Das unterstreicht die
wichtige Rolle des Belle II-Experiments bei der Erforschung der
elementaren Teilchen."

Diese ersten Ergebnisse stammen aus der Analyse einer kleinen Menge an
Daten, die noch in der Anlaufphase von SuperKEKB im Jahr 2018 gewonnen
wurden. Seinen Vollbetrieb nahm Belle II am 25. März 2019 auf. Seither
sammelt das Experiment Daten, während gleichzeitig die Kollisionsrate von
Elektronen und Positronen stetig verbessert wird.

Wenn das Experiment perfekt eingestellt ist, wird es ein Vielfaches der
Daten liefern, die in die aktuell veröffentlichten Analysen eingeflossen
sind. Die Physiker*innen hoffen so, neue Erkenntnisse über die Natur der
Dunklen Materie und andere ungeklärte Fragen zu erzielen.

Die deutschen Arbeitsgruppen im Belle II-Experiment erhalten Fördermittel
von

Bundesministerium für Bildung und Forschung: Rahmenprogramm
Erforschung von Universum und Materie (ErUM)

Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) im Rahmen der Exzellenzstrategie
des Bundes und der Länder:

- "ORIGINS": EXC-2094 - 390783311

- "Quantum Universe": EXC-2121 - 390833306

European Research Council

European Union's Horizon 2020 - grant agreement No 822070

Helmholtz-Gemeinschaft

Max-Planck-Gesellschaft


Originalpublikation:

Search for an invisibly decaying Z' boson at Belle II in
e+e- / µ+µ-(e± µ∓) plus missing energy final states

The Belle II Collaboration

Phys. Rev. Lett. 124, 141801 - Published 6 April 2020

DOI:10.1103/PhysRevLett.124.141801
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FORSCHUNG/1684: Quantenphysik - Dispersion der "Bethe Strings" experimentell beobachtet (idw)


Universität zu Köln - 07.04.2020

Quantenphysik: Dispersion der "Bethe Strings" experimentell beobachtet

• Internationales Forschungsteam hat Dispersionsrelation der
Vielteilchen-Quantenzustände "Bethe Strings" aufgelöst

• Veröffentlichung in Nature Physics



Im Jahr 1931 hat der theoretische Physiker Hans Bethe vorhergesagt, dass
es auch in einem eindimensionalen quantenmagnetischen Modell einen
Vielteilchen-Quantenzustand geben kann, die nach ihm benannten "Bethe
Strings". 2018 konnte Dr. Zhe Wang mit seinen Kollegen diese Theorie von
einer Art "Quanten-Schnur" erstmals in einem Experiment bestätigen. Dafür
erhielt Wang den Walter-Schottky-Preis der Deutschen Physikalischen
Gesellschaft. Nun hat der am II. Physikalischen Institut der Universität
zu Köln tätige Wang als Teil eines Teams aus Berlin, Köln, Didcot,
Dresden, Grenoble, Mumbai, Shanghai und Vancouver erstmals die
Dispersionsrelation dieser "Vielteilchen-Schnur" untersucht. Die
Erkenntnisse der Gruppe sind unter dem Titel "Dispersions of many-body
Bethe strings" in Nature Physics veröffentlicht.

Wang erklärt, dass die sogenannten "Bethe Strings" komplexe
magnongebundene Zustände (sog. Magnone) seien, das heißt magnetische
Anregungszustände, die sich ähnlich wie Teilchen verhalten. Wang: "Es
wurde von Bethe vorhergesagt, dass Magnone nicht nur unabhängig
voneinander in quantenmagnetischen Ketten existieren, sondern dass die
magnetischen Anregungen auch zu einer einfachen Schnur-artigen Anregung,
den 'Bethe Strings', gebunden werden können."

Fragestellungen zum Bau von eindimensionalen Quantenmagneten seien in der
Theorie einfacher zu behandeln als in einem experimentellen Aufbau.
Deshalb habe es fast 90 Jahre seit Bethes bahnbrechender Arbeit gebraucht,
bis man den Nachweis für die Überlegungen hatte, so der
Experimentalphysiker Wang über die moderne Hochleistungstechnik: "In der
Realität ist es unheimlich anspruchsvoll, aus Festkörpermaterial ein
eindimensionales System abzubilden und zu kontrollieren, da wir ja die
Effekte des dreidimensionalen Raums überwinden müssen." Es sei jedoch
wichtig, die Theorie des Hans Bethe bestätigt zu wissen, da die
eindimensionalen Modelle bis heute als basales Rechenmodell für viele
theoretische Fragen der Quantenphysik genutzt werden.

Der erste Nachweis der "Bethe Strings" wurde 2018 in einem
Kettenantiferromagneten (SrCo2V2O8) entdeckt - über den Trick, rundherum
Magnetfelder anzulegen. "Das äußere Magnetfeld spielte hier eine
entscheidende Rolle. Nur in einer feldinduzierten, lückenlosen Phase des
Kettenantiferromagneten fanden wir die Bethe-Zustände", sagt Dr. Wang,
"Diese spezielle Phase wurde bisher nur selten untersucht, da weder ein
festes antiferromagnetisches Kettenmaterial noch das erforderliche starke
Magnetfeld leicht zu erreichen sind."

Die 2018 genutzte Hochfeld-Terahertz-Spektroskopie erlaubte es Wang und
seinen Kollegen, die Eigenenergien der String-Zustände zu identifizieren.
Doch habe die optische THz-Spektroskopie nicht die Dispersionsrelation
geliefert, blickt Wang zurück.

Das internationale Forschungsteam hielt sich deshalb für die neuen
Experimente an eine andere Technik, die sogenannte "unelastische
Neutronenstreuungsspektroskopie". Diese führte sie zu dem jetzt
publizierten Durchbruch: So beruhen die erfolgreichen neuen Messungen auf
hochwertigen Einkristallen und hohen Magnetfeldern an einer
Neutronenstreuanlage, die kürzlich von Gruppen um Professorin Dr. Bella
Lake vom Helmholtz-Zentrum Berlin und der TU Berlin durchgeführt wurden.
Zusammen mit ihren Kollegen, insbesondere Dr. Anup Kumar Bera, wurde die
Dispersion der Bethe-Strings in Hoch-Feldern gemessen. Präzise
Berechnungen des eindimensionalen Modells wurden von Dr. Jianda Wu vom
Tsung-Dao-Lee-Institut an der Jiao-Tong Universität Shanghai und Dr. Wang
Yang von der University of British Columbia in Vancouver mit dem 
Bethe-Ansatz durchgeführt.

"Die enge Zusammenarbeit zwischen Experimental- und theoretischen
Physikern ist für die Ergebnisse von besonderer Bedeutung", sagt Dr. Zhe
Wang von der Universität zu Köln.

"Vielteilchen-Systeme sind im Allgemeinen schwierig zu untersuchen,
während in diesen Systemen zugleich exotische und faszinierende Phänomene
realisiert werden. Diese Phänomene zu erforschen ist ein wichtiges Ziel
meiner Arbeit. Auf lange Sicht könnte das Verständnis dieser Phänomene zur
Erfindung neuer Quantentechnologien führen", so Wang.


Zur Veröffentlichung:

https://www.nature.com/articles/s41567-020-0835-7
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MELDUNG/859: Neutronenforschung - Magnetische Monopole in Kagome-Spin-Eis-Systemen nachgewiesen (idw)


Helmholtz-Zentrum Berlin für Materialien und Energie GmbH - 07.04.2020

Neutronenforschung: Magnetische Monopole in Kagome-Spin-Eis-Systemen
nachgewiesen



Magnetische Monopole sind eigentlich unmöglich. Bei tiefen Temperaturen
können sich jedoch in bestimmten Kristallen so genannte Quasiteilchen
zeigen, die sich wie magnetische Monopole verhalten. Nun hat eine
internationale Kooperation nachgewiesen, dass solche Monopole auch in
einem Kagome-Spin-Eis-System auftreten. Ausschlaggebend waren unter
anderem auch Messungen mit inelastischer Neutronenstreuung am Instrument
NEAT der Berliner Neutronenquelle BER II*. Die Ergebnisse sind in der
Fachzeitschrift Science erschienen.

Magnetische Monopole wurden weltweit erstmals 2008 an der Berliner
Neutronenquelle nachgewiesen. Damals handelte es sich um ein
eindimensionales Spinsystem in einer Dysprosium-Verbindung. Vor rund 10
Jahren konnten Monopol-Quasiteilchen auch in zwei-dimensionalen
Spin-Eis-Materialien nachgewiesen werden, die aus tetraedrischen
Kristall-Einheiten bestanden. Diese Spin-Eis-Materialien waren jedoch
elektrische Isolatoren.

Dr. Kan Zhao und Prof. Philipp Gegenwart von der Universität Augsburg
haben nun zusammen mit Teams aus dem Heinz-Meier-Leibnitz-Zentrum, dem
Forschungszentrum Jülich, der University of Colorado, der Akademie der
Wissenschaften in Prag sowie dem Helmholtz-Zentrum Berlin erstmals
gezeigt, dass auch eine metallische Verbindung solche magnetischen
Monopole ausbilden kann. Das Team in Augsburg stellte dafür kristalline
Proben aus den Elementen Holmium, Silber und Germanium her. In den
HoAgGe-Kristallen bilden die magnetischen Momente (Spins) der Holmium-Atome
ein so genanntes zweidimensionales Kagome-Muster. Dieser Name kommt von der
japanischen Kagome-Flechtkunst, bei der die Flechtbänder nicht
rechtwinklig miteinander verwoben sind, sondern so, dass sich dreieckige
Muster bilden.

Im Kagome-Muster können sich die Spins benachbarter Atome nicht wie üblich
jeweils gegenläufig zueinander ausrichten. Stattdessen gibt es zwei
zulässige Spin-Konfigurationen: Entweder zeigen die Spins von zwei der
drei Atome genau zum Dreiecks-Zentrum, die des dritten dagegen aus dem
Zentrum heraus. Oder es ist genau umgekehrt: Ein Spin zeigt zum Zentrum,
die beiden anderen aus ihm heraus. Dies beschränkt die Möglichkeiten der
Spin-Anordnungen - daher auch der Name "Kagome-Spin-Eis." Eine Folge davon
ist, dass sich dieses System so verhält, als ob in ihm magnetische
Monopole vorliegen würden.

Dieses Verhalten konnte nun die Kooperation um die Augsburger Forscher
erstmals auch experimentell in HoAgGe-Kristallen nachweisen. Sie kühlten
die Proben stark ab und untersuchten sie unter verschieden starken,
äußeren Magnetfeldern. Einen Teil der Experimente führten die
Wissenschaftler am Heinz Maier-Leibnitz Zentrum in Garching bei München
durch. Dabei wurden sie von der Abteilung Probenumgebung des HZB
unterstützt, die einen supraleitenden Kryomagneten für die Experimente am
FRM-II zur Verfügung stellte.

So konnten sie unterschiedliche Spin-Anordnungen erzeugen, die in einem
Kagome-Spin-Eis erwartet werden. Modellrechnungen aus dem Augsburger
Forschungsteam zeigten, wie das Energiespektrum der Spins aussehen sollte.
Dieses Energiespektrum der Spins konnte dann mit der Methode der
inelastischen Neutronenstreuung am Instrument NEAT an der Berliner
Neutronenquelle vermessen werden. "Das war der letzte Baustein für den
Nachweis der magnetischen Monopole in diesem System. Die Übereinstimmung
mit den theoretisch vorhergesagten Spektren ist wirklich sehr groß" sagt
Dr. Margarita Russina, die am HZB für das NEAT-Instrument verantwortlich
ist.


(*) Die Berliner Neutronenquelle wurde im Dezember nach 46 Jahren
erfolgreichen Betriebs 2019 planmäßig abgeschaltet. Bis dahin wurde die
Messzeit optimal für die Forschung genutzt.

Originalpublikation:

Die Arbeit wurde in Science (2020) publiziert:

FRUSTRATED MAGNETISM - Realization of the kagome spin ice state in a
frustrated intermetallic compound;

Kan Zhao, Hao Deng, Hua Chen, Kate A. Ross, Vaclav Petricek, Gerrit Günther,
Margarita Russina, Vladimir Hutanu, Philipp Gegenwart

DOI: 10.1126/science.aaw1666
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ARBEIT/1199: Kurzarbeitergeld für geringe Einkommen erhöhen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 9. April 2020

Kurzarbeitergeld für geringe Einkommen erhöhen



Zu den Vorschlägen des DGB zur Anhebung des Kurzarbeitergeldes
erklären Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn, Sprecher für
Arbeitsmarktpolitik, und Beate Müller-Gemmeke, Sprecherin für
ArbeitnehmerInnenrechte und aktive Arbeitsmarktpolitik:

Wer Kurzarbeit macht, sollte nicht deswegen mit Arbeitslosengeld II
aufstocken müssen. Wir fordern deshalb Nachbesserungen beim
Kurzarbeitergeld, um Beschäftigte mit geringen Einkommen vor Armut zu
schützen.

Das Kurzarbeitergeld ist ein wirksames Mittel in der Krise. Wir haben
deswegen auch die Erleichterungen zum Bezug des Kurzarbeitergeldes
unterstützt. Das Problem ist aber, dass das Kurzarbeitergeld in seiner
jetzigen Form zu Nettolohneinbußen von 33 Prozent (mit Kind) bzw. 40
Prozent (ohne Kind) führt. Wenn die Beschäftigten wenig verdienen oder
hohe Wohnkosten haben, kommen sie mit 60 Prozent des Nettolohns nicht
über die Runden. Viele sind dann von heute auf morgen auf
aufstockendes Arbeitslosengeld II angewiesen. Deshalb besteht an
dieser Stelle dringender Handlungsbedarf.

Wir schlagen deswegen vor, dass das Kurzarbeitergeld für geringe und
mittlere Einkommen bis zu einem Nettoeinkommen von 2300 Euro erhöht
wird. Den Höchstsatz von 90 Prozent erhalten Beschäftigte bis zu einem
Nettoentgelt von 1.300 Euro. Wer wenig verdient, erhält im Vergleich
zu heute ein höheres Kurzarbeitergeld und wird so vor Armut geschützt.
Wie beim jetzigen Kurzarbeitergeld erhalten Beschäftigte mit Kindern
jeweils 7 Prozent mehr. Die Unternehmen sind weiterhin aufgefordert,
das Kurzarbeitergeld auf 100 Prozent per Tarifvertrag,
Betriebsvereinbarung oder einzelvertraglich aufzustocken.

Außerdem sollen die Arbeitgeber auch für Auszubildende zu jedem
Zeitpunkt Kurzarbeitergeld in Höhe von 100 Prozent beantragen können.
Damit entfällt für das Unternehmen die Pflicht, vor Antragstellung
sechs Wochen lang die Ausbildungsvergütung zu tragen. Das ist
notwendig, denn es wäre fatal, wenn Unternehmen aus krisenbedingten
Gründen Auszubildende entlassen müssten. Das Ende einer Ausbildung
darf keine Option sein, denn es geht um die Zukunft der jungen
Menschen.

 * 
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EUROPA/1860: Anton Hofreiter zur heutigen Verhandlung der Eurogruppe


Pressedienst von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 9. April 2020

Zur heutigen Verhandlung der Eurogruppe erklärt Anton Hofreiter, Fraktionsvorsitzender:



"Ich erwarte, dass sich die Bundesregierung heute bewegt und auf
unsere europäischen Partner zugeht, damit es zu einer solidarischen
Lösung kommt. Ihre Blockade bei Corona-Bonds gefährdet die gemeinsame
wirtschaftliche Zukunft Europas und damit auch unsere eigene. Eine
neue europäische Finanzkrise muss verhindert werden."

 * 
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E-Mail: presse@gruene.de

Internet: www.gruene.de
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INNEN/3568: Grenzüberschreitende Infektionsketten unterbrechen


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 9. April 2020

Grenzüberschreitende Infektionsketten unterbrechen



Der Bund hat mit den Ländern eine "Musterverordnung zu
Quarantänemaßnahmen für Ein- und Rückreisende zur Bekämpfung des
Coronavirus" vereinbart. Die Verordnung sieht eine zweiwöchige
häusliche Quarantäne für Menschen vor, die nach einem mehrtägigen
Auslandsaufenthalt nach Deutschland ein- oder zurückreisen. Hierzu
können Sie den Stellvertretenden Vorsitzenden der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Thorsten Frei, gerne wie folgt zitieren:

"Die ab dem Osterreiseverkehr geltende bundeseinheitlich
verpflichtende Quarantäne von zwei Wochen für Personen, die aus dem
Ausland einreisen, ist eine wichtige Voraussetzung dafür, dass wir
gegebenenfalls über erste Lockerungen der sonstigen
Kontaktbeschränkungen nach den Osterferien nachdenken können. Denn
nur bei einer Unterbrechung der grenzüberschreitenden
Infektionsketten wird die Wirksamkeit unserer rein inlandsbezogenen
Kontaktbeschränkungen nicht gefährdet. Dass der Bund und die Länder
sich bei der Quarantäne für Einreisende jetzt auf bundeseinheitliche
Regelungen verständigen konnten, ist ein Erfolg. Denn eines konnten
wir bisher lernen: Die Menschen wünschen sich möglichst einheitliche
Regelungen in allen Bundesländern und keinen regionalen
Flickenteppich, wo im einen Land erlaubt ist, was im anderen verboten
ist."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INNEN/3567: Die Herausforderungen lassen sich nur gemeinsam bewältigen


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 8. April 2020

Die Herausforderungen lassen sich nur gemeinsam bewältigen



Zum Thema Abgeordnetenvergütung können Sie den Ersten
Parlamentarischen Geschäftsführer der CDU/CSU-Bundestagsfraktion
Michael Grosse-Brömer mit folgender Stellungnahme zitieren:

"In der größten Krise, die Deutschland in den vergangenen Jahren
erlebt hat, halten wir eine Erhöhung der Abgeordnetenvergütung für
problematisch. Innerhalb der CDU/CSU-Fraktion prüfen wir deshalb
bereits, wie sich ein möglicher Verzicht darauf parlamentarisch
umsetzen lässt. Das wäre sicher auch ein Zeichen dafür, dass sich die
aktuell großen Herausforderungen nur gemeinsam bewältigen lassen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INNEN/5122: Zum 75. Jahrestag der Befreiung des KZ Buchenwald


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 9. April 2020

Zum 75. Jahrestag der Befreiung des KZ Buchenwald



Anlässlich des 75. Jahrestages der Befreiung des Konzentrationslagers
Buchenwald erklärt Katja Kipping, Vorsitzende der Partei DIE LINKE:

Am 11. April 2020 jährt sich die Befreiung des Konzentrationslagers
Buchenwald zum 75. Mal. Buchenwald ist ein Symbol für
Entmenschlichung, Erniedrigung, unaussprechlichem Leid und stiller
Billigung der Bevölkerung.

Fast 280.000 Inhaftierte, ca. 56.000 Tote - Zahlen, die die Dimension
des Grauens greifbar machen. Diesen Menschen gilt unser Gedenken und
unsere Verpflichtung, dass dies nie wieder geschehen darf. Nie wieder
dürfen Rassenwahn, rechte Hetze, Antisemitismus und Hass unser Handeln
bestimmen. Nie wieder dürfen wir zulassen, dass die Barbarei
hingenommen wird.

Der Schwur von Buchenwald - "Die Vernichtung des Nazismus mit seinen
Wurzeln ist unsere Losung. Der Aufbau einer neuen Welt des Friedens
und der Freiheit ist unser Ziel." - ist nach wie vor aktuell. Rechte
Hetzer vergiften erneut das gesellschaftliche Klima mit Lügen, Hass
und Feindbildern. Geschichtsrevisionismus und alte Verschwörungsmythen
erleben in neuen Gewändern eine Renaissance.

Es liegt an uns, dies nicht unwidersprochen hinzunehmen, gar still zu
akzeptieren. Diese alte stille Akzeptanz und Gleichgültigkeit darf
sich nicht wiederholen. Das sind wir den Opfern des Holocausts
schuldig. Wir sind es, die aufbegehren müssen gegen Rassismus,
Chauvinismus und stereotype Feindbilder, damit das, was war, sich
niemals wiederholt.

Nie wieder Krieg, nie wieder Faschismus.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 9. April 2020

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de
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SICHERHEIT/2065: Bundesweite Ostermärsche sind nach 60 Jahren aktuell wie nie


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 9. April 2020

Bundesweite Ostermärsche sind nach 60 Jahren aktuell wie nie



"Gerade die weltweite Gesundheitskrise durch das neue Coronavirus
macht deutlich, welche Prioritäten in dieser Zeit gesetzt werden
müssen. Während das Gesundheitswesen und die kommunalen Verwaltungen
unter der Last der Krisenbewältigung zusammenzubrechen drohen, hält
die Bundesregierung weiter krampfhaft an ihren Aufrüstungsplänen für
die Bundeswehr fest", erklärt Kathrin Vogler, friedenspolitische
Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, anlässlich der Ostermärsche in
Deutschland, die mit individuellen und virtuellen Protesten gegen die
fortgesetzte Aufrüstung und für friedliche Konfliktlösungen
demonstrieren. Vogler weiter:

"So plant die Verteidigungsministerin unbeirrt die Anschaffung von
Atombombern für etwa 35 Milliarden Euro, und der Außenminister
bekräftigt das Festhalten an dem NATO-Aufrüstungsziel der Erhöhung des
Rüstungshaushalts auf bis zu zwei Prozent des Bruttoinlandsprodukts.

Gegen diese Pläne der Bundesregierung ist entschiedener Protest weiter
dringend notwendig. Die Abgeordneten der Linksfraktion werden sich
deswegen auch 2020 an den Osteraktionen der Friedensbewegung
beteiligen: mit dem Aufhängen von Friedensfahnen und -symbolen an
Fenstern und Balkonen oder mit Video- und Textbotschaften im Internet.

Wir müssen Sicherheit neu denken. Auch das stärkste Militär der Welt
kann die Bevölkerung nicht vor einer Pandemie oder den Folgen der
Klimakrise schützen. Das kann nur eine Politik, die auf friedliche
Kooperation und Abrüstung setzt, um die freiwerdenden Rüstungsgelder
in soziale, gesundheitspolitische und ökologische Maßnahmen zu
investieren."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 9. April 2020

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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SICHERHEIT/2064: Jemen braucht dauerhafte Waffenruhe


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 9. April 2020

Jemen braucht dauerhafte Waffenruhe



"Der von Saudi-Arabien angekündigte Bombardierungsstopp im Jemen ist
lange überfällig. Die Waffenruhe muss verstetigt werden und darf
nicht, wie von Riad angekündigt, auf zwei Wochen begrenzt bleiben. Bis
dahin wird die Corona-Pandemie schließlich nicht bewältigt sein",
erklärt Sevim Dagdelen, Außenpolitikexpertin der Fraktion DIE LINKE
und Mitglied im Auswärtigen Ausschuss. Dagdelen weiter:

"Nach fünf Jahre andauernden Angriffen durch die von Saudi-Arabien
angeführte Kriegskoalition ist das Gesundheitssystem im Jemen
weitgehend zerstört, so dass die Bevölkerung einem großflächigen
Covid-19-Ausbruch schutzlos ausgeliefert ist. Die Bundesregierung muss
sich dafür einsetzen, dass Saudi-Arabien und die anderen Länder der
Militärallianz für ihre Kriegsverbrechen im Jemen zur Verantwortung
gezogen werden.

DIE LINKE fordert die Bundesregierung zudem auf, endlich die
Waffenlieferungen an alle Länder der Jemen-Kriegskoalition zu stoppen.
Allen voran die für die Zerstörungen verantwortlichen Staaten müssen
Jemen die notwendige medizinische Hilfe zuteilwerden lassen und beim
Wiederaufbau des Landes helfen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 9. April 2020

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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SICHERHEIT/2063: Für Abrüstung - auch und gerade in der Corona-Krise


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 9. April 2020

Für Abrüstung - auch und gerade in der Corona-Krise!



Zu den (virtuellen) Ostermärschen 2020 erklärt Tobias Pflüger,
stellvertretender Vorsitzender der Partei DIE LINKE:

Der deutsche Außenminister, Heiko Maas, hat sich gerade fatalerweise
erneut - auch in der Corona-Krise - zum 2 Prozent Aufrüstungsziel der
NATO bekannt. Dies ist das völlig falsche Signal in einer Zeit, in der
immer offensichtlicher wird, dass finanzielle Anstrengungen in ganz
anderen Feldern als für Militärausgaben notwendig sind. Gerade jetzt
sind die Forderungen der Ostermärsche, die für Abrüstung kämpfen,
nötiger denn je.

Die Corona-Krise ist eine weltweite Krise, die nur durch globale
Zusammenarbeit und internationale Solidarität bewältigt werden kann,
wie sie die Ostermärsche mit ihren Demonstrationen und
Friedensaktionen seit nunmehr 70 Jahren zur Osterzeit einfordern.

UN-Generalsekretär Antonio Guterres hat es ganz richtig gesagt: Wegen
COVID-19 muss es jetzt einen globalen Waffenstillstand geben. Weltweit
müssen die Waffen schweigen, die Menschheit muss nun alle Energie auf
den Kampf gegen das tödliche Virus richten, das in allen Erdteilen
wütet und dem schon so viele Menschen zum Opfer gefallen sind.

Es ist offensichtlich, dass die Militärausgaben jetzt auf den
Prüfstand gehören und gekürzt werden müssen, und zwar überall auf der
Welt, auch in Deutschland.

Doch die Bundesregierung macht weiter, als wäre nichts gewesen: Der
Rekord-Militärhaushalt von über 50 Milliarden Euro, nach
NATO-Kriterien, bleibt unangetastet. Mit dem Corona-Nachtragshaushalt
soll die Bundeswehr sogar 150 Millionen Euro zusätzlich bekommen und
es gibt keine einzige Kürzung bei den Rüstungsprojekten.

Im Gegenteil: Die Bundesregierung hält unbeirrt an millionenschweren
Rüstungsprojekten fest, auch die unsäglichen Rüstungsexporte in
Kriegs- und Krisengebiete gehen weiter. Komplett ersetzt werden sollen
etwa die Tornado-Kampfflugzeuge, die den Zugang zur nuklearen Teilhabe
innerhalb der NATO ermöglichen. Dieser Tage soll die endgültige
Entscheidung fallen, ob als Ersatz für den Tornado nun Eurofighter vom
europäischen Flugzeugbauer Airbus und F-18 von Boeing angeschafft
werden. Es ist bereits durchgesickert, dass die Bundesregierung
einfach mehr Flugzeuge von beiden Rüstungskonzernen kaufen will. Das
ist ein direktes Ostergeschenk an die europäische und US-amerikanische
Rüstungsindustrie. Und es ist eine unverschämte milliardenschwere
Geldverschwendung, die in Corona-Zeiten noch absurder ist als ohnehin
schon.

Offen wird über einen Einsatz der Bundeswehr im Innern, auch für
polizeiliche Aufgaben und bewaffnet, nachgedacht. Hier wird Schritt
für Schritt die Grenze zwischen zivil und militärisch aufgeweicht.
Einen Einsatz der Bundeswehr zur 'Aufrechterhaltung von Sicherheit und
Ordnung', für polizeiliche Aufgaben, lehnt DIE LINKE klar ab. DIE
LINKE ist gegen jegliche bewaffneten Einsätze der Bundeswehr im
Innern.

Die Auslandseinsätze der Bundeswehr müssen in der Corona-Krise erst
recht beendet werden. Teilweise sind die Auslandseinsätze, wie im
Irak, schon ausgesetzt oder die Länder, in denen die
Bundeswehrsoldat*innen stationiert sind, weisen richtigerweise darauf
hin, dass die Soldat*innen aus einem Land mit hoher Ansteckungsgefahr
kommen.

Wir sagen deutlich: Jeder (weitere) Cent für die Bundeswehr fehlt
heute bei der Beschaffung von Atemschutzmasken, Krankenhausbetten und
Beatmungsgeräten und er fehlt beim Personal im Gesundheits- und
Pflegebereich. Sie sind es, die den Kampf gegen Corona ausfechten. Die
50 Milliarden Euro Militärausgaben erweisen sich in der Corona-Krise
einmal mehr als verhängnisvolle Fehlinvestition.

Wegen der Corona-Krise können die Ostermärsche in diesem Jahr leider
nicht wie gewohnt stattfinden. Das ist bedauerlich, aber
unvermeidlich, denn Gesundheit geht vor. Das heißt aber nicht, dass
Ostermärsche deswegen weniger wichtig oder unmöglich wären.

Als LINKE rufen wir dazu auf, sich aktiv an den (virtuellen)
Ostermärschen zu beteiligen.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 9. April 2020

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de
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UMWELT/732: Krise als Chance für sozial-ökologischen Wandel - IG Metall und BUND weiter als GroKo


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 9. April 2020

Krise als Chance für sozial-ökologischen Wandel - IG Metall und BUND weiter als GroKo



DIE LINKE begrüßt die gemeinsame Erklärung von IG Metall und BUND für
einen sozial-ökologischen Weg aus der Corona-Krise. Bernd Riexinger,
Vorsitzender der Partei DIE LINKE, erklärt:

Dass sich Industriegewerkschaft und Umweltschutzverband in der Krise
die Hand reichen und einen gemeinsamen Weg aus der Krise vorschlagen,
ist ein kaum zu überschätzender Schritt. Die Zivilgesellschaft ist
hier deutlich weiter als die Bundesregierung. Während die Große
Koalition noch Debatten an den Linien "Ökologie oder Wirtschaft",
"Corona Bekämpfung oder Wirtschaft" führt, legen IG Metall und BUND
einen Vorschlag auf den Tisch, der zeigt, wie man die Corona-Krise als
Katalysator für den notwendigen Umbau nutzen kann. Ein Umbau, der die
Wirtschaftskraft erhält und sie den ökologischen Zielen, insbesondere
dem 1,5° Ziel, verpflichtet.

In der Krise eingeführte Staatsbeteiligungen an Unternehmen zu halten
und zu nutzen, um einen ökologisch nachhaltigen Umbau der Produktion
anzuschieben, ist ein sehr vernünftiger Ansatz. Dass Unternehmen,
deren Überleben durch Steuermittel gestützt wird, sich dem Gemeinwohl
und sozialen Standards verpflichten, sollte ohnehin selbstverständlich
sein.

Völlig unvernünftig ist dagegen die bisherige Linie der
Bundesregierung, in kriselnde Unternehmen nur Geld zu pumpen und keine
längerfristige Mitsprache anzustreben. Damit würden tatsächlich die
Verluste auf die Allgemeinheit abgewälzt, während die Gewinne
zuverlässig weiter in private Taschen abfließen.

Auch den Ansatz, jetzt in eine nachhaltige Versorgungsinfrastruktur zu
investieren, finde ich richtig. Konkret kann ich mir vorstellen,
Planungen und Investitionen in Schienenwege und anstehende
Brückenerneuerungen jetzt vorzuziehen, so lange die Verkehrsmittel
weitgehend leer sind. Auch wäre zu prüfen, wo Automobilkonzerne die
Zeit stillstehender Bänder nutzen können, um Produktionskapazitäten
für die dringend benötigten zusätzlichen Busse und Züge aufzubauen.
Dann sind wir wirklich nach der Krise bereit, durchzustarten.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 9. April 2020

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3491: Crivitz - Alleingang von Klinikbetreiber empörend (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 9. April 2020

Crivitz: Alleingang von Klinikbetreiber empörend

Julian Barlen: Erwartung an Klinikbetreiber, Verabredungen einzuhalten



Mit völligem Unverständnis reagiert der gesundheitspolitische Sprecher
der SPD-Landtagsfraktion, Julian Barlen, auf die heutige
Berichterstattung zum Aus der Geburtshilfe in Crivitz:

"Der Alleingang des Klinikbetreibers ist angesichts der geltenden
Verabredungen und der aktuellen Corona-Lage unverschämt.

Zur Geburtshilfe in Crivitz und Parchim fanden viele Beratungen mit
der Regierung, dem Parlament, dem Landkreis und vor allem dem
Klinikbetreiber statt. Dabei wurde ein klares Verfahren verabredet:
Bis Ende Juni wird nichts geschlossen. Zudem sollte ein gemeinsam
getragenes Konzept erarbeitet werden. Explizit mit dem Ziel, die
Geburtshilfe sowohl am Standort Crivitz als auch am Standort Parchim
zu erhalten.

Der Landrat und der Gesundheitsminister haben sich im Gegensatz zum
Klinikbetreiber an diese Verabredungen gehalten. Vor diesem
Hintergrund und mit Blick auf die COVID-19-Pandemie ist das Verhalten
des Klinikbetreibers, durch die kalte Küche die Verabredung zu brechen
und im Alleingang die Geburtshilfe zu schließen, nicht hinnehmbar.

Ich erwarte vom Klinikbetreiber, die Verabredung strikt einzuhalten
und konstruktiv an einer gemeinsam Lösungen mitzuarbeiten."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360

E-Mail: info@spd-fraktion-mv.de

Internet: www.spd-fraktion-mv.de
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RHEINLAND-PFALZ/5430: Die Corona-Hilfen fließen (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
09.04.2020

Die Corona-Hilfen fließen

Wirtschaftsausschuss tagt zu Folgen der Corona-Pandemie



Zur heutigen Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft und Verkehr
erklärt die wirtschaftspolitische Sprecherin der SPD-Landtagsfraktion,
Dr. Anna Köbberling:

"In der heutigen Sitzung des Wirtschaftsausschusses wurde deutlich:
Die Landesregierung und die Investitions- und Strukturbank (ISB)
arbeiten Hand in Hand und mit Hochdruck daran, dass die Corona-Hilfen
von Bund und Land schnell bei den in Not geratenen Unternehmerinnen
und Unternehmern ankommen. Wie Wirtschaftsminister Volker Wissing
mitteilte, liegen bereits über 60.000 Anträge vor. Seit der ersten
Auszahlung Anfang vergangener Woche wurden bereits 11,5 Millionen Euro
aus dem Soforthilfeprogramm des Bundes ausgezahlt. Damit die Hilfen
bei den Betrieben im Land zügig ankommen, wird die Antragsbearbeitung
ständig optimiert. 100 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der
Investitions- und Strukturbank haben sich freiwillig für
Sonderschichten gemeldet und werden auch über die Oster-Feiertage die
eingehenden Anträge abarbeiten. Im Wirtschaftsministerium ist zudem
ein 30-köpfiger Krisenstab auch über Ostern im Einsatz. Diese enormen
Anstrengungen verdienen unseren Respekt und unseren Dank."

Köbberling weiter: "Es zeigt sich, dass die Landesregierung und das
rheinland-pfälzische Wirtschaftsministerium bei der Umsetzung des
Soforthilfeprogramms des Bundes sowie der ergänzenden Maßnahmen des
Landes von Anfang an die richtigen Weichen gestellt haben. In enger
Abstimmung mit dem Bund und der Wirtschaft wurde und wird mit großer
Sorgfalt agiert. Der rheinland-pfälzische Weg hat sich bewährt: Mit
Blick auf die fehler- und betrugsanfälligen Verfahren in anderen
Bundesländern war es absolut richtig, auf ein sicheres
Antragsverfahren zu setzen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 9. April 2020

SPD Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 3218, Fax: 06131 / 208 4217

Internet: www.spdfraktion-rlp.de
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RHEINLAND-PFALZ/5429: Zuhause an Ostern - Herausforderung für Bevölkerung und Sicherheitsbehörden (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 09.04.2020

Zuhause an Ostern: Herausforderung für Bevölkerung und
Sicherheitsbehörden



Das Osterwochenende steht mit gutem Wetter vor der Tür. Umso mehr ist
die massive Einschränkung der persönlichen Freiheit aufgrund der
Coronapandemie eine Herausforderung für uns alle. Polizei und
Ordnungsämter werden auch an diesem Wochenende gefordert sein, um mit
Augenmaß die bestehenden Regeln zu kontrollieren. Dazu erklärt Pia
Schellhammer, innenpolitische Sprecherin der GRÜNEN Landtagsfraktion:

"Auch am Osterwochenende müssen wir alle konsequent sein: Anstatt
Freunde und Familie zu besuchen, müssen wir alle zuhause bleiben. Das
fällt uns allen schwer. Aber während der Coronapandemie ist nun einmal
Abstand der größte Gefallen, den man seinen Mitmenschen tun kann. Wir
appellieren an alle, weiterhin zuhause zu bleiben.

Derart massive Einschränkungen unserer Grund- und Freiheitsrechte sind
aus GRÜNER Sicht besonders schmerzlich. Doch nur so können wir zurzeit
Gesundheit und Leben der Menschen in unserem Land wirkungsvoll
schützen. Aber: Die Freiheitsrechte wurden nicht abgeschafft, sondern
temporär eingeschränkt. Die Bevölkerung kann sich sicher sein, dass am
Ende dieser Krise die Freiheitsrechte komplett wieder hergestellt
werden. Deshalb war uns von Anfang an wichtig, dass die
Einschränkungen immer nur zeitlich begrenzt beschlossen werden und die
Begründung der Einschränkungen immer nachvollziehbar für die
Bürgerinnen und Bürger sind. Transparenz und wissenschaftliche Fakten
sind für uns hier leitend.

Die aktuellen Einschränkungen stellen auch unsere Polizei und die
kommunalen Ordnungsämter vor besondere Herausforderungen. Leider
halten nicht alle genügend Abstand, und in diesen Fällen sind die
Sicherheitsbehörden gefragt. Bislang wurde diese Aufgabe von Polizei
und Ordnungsämtern in Rheinland-Pfalz nach unserer Kenntnis mit
Augenmaß wahrgenommen. Wir bauen darauf, dass die rheinland-pfälzische
Polizei auch an diesem Wochenende mit Fingerspitzengefühl die
Einhaltung der Corona-Verordnung kontrolliert."

 * 
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EUROPA/1660: Polnisches Gesetz zur Disziplinierung von Richtern ist EU-rechtswidrig


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 8. April 2020

Arbeitsgruppe: Angelegenheiten der Europäischen Union

Polnisches Gesetz zur Disziplinierung von Richtern ist EU-rechtswidrig



Johannes Schraps, zuständiger Berichterstatter:

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat das polnische Gesetz zur
Disziplinierung der Richter für nicht konform mit EU-Recht erklärt.
Demokratie und Rechtsstaatlichkeit in Europa müssen geschützt werden.
In den nächsten EU-Finanzrahmen sollte ein Rechtsstaatsmechanismus
verankert werden, fordert die SPD-Bundestagsfraktion.

"Wir begrüßen ausdrücklich die heutige Entscheidung des EuGH. Das
polnische Disziplinierungsgesetz verstößt gegen die Meinungs- und
Vereinigungsfreiheit von Richtern und ist weder mit dem EU-Recht noch
mit den Grundwerten der Europäischen Union zu vereinbaren.

Das Vorhaben der Regierungspartei PiS sieht vor, dass Richter künftig
mit Geldstrafen, Herabstufung oder sogar Entlassung rechnen müssen,
wenn sie Legalität oder Entscheidungen eines anderen Richters, eines
Gerichts oder einer Kammer in Frage stellen. Die Tatsache, dass dieses
Gesetz nun ausgesetzt werden muss, ist ein Erfolg der europäischen
Demokratie.

Dies ist bereits das zweite Urteil des EuGH binnen weniger Tage, das
die Politik der polnischen Regierung betrifft und für rechtswidrig
gegenüber dem gemeinsamen EU-Recht erklärt. Das Urteil des EuGH vom
2. April 2020 bestätigte, dass Polen, Ungarn und Tschechien gegen
EU-Recht verstießen, als sie sich der Verteilung von Flüchtlingen
innerhalb der Europäischen Union auf Beschluss der EU-Innenminister im
Jahr 2015 widersetzten.

Auch die Entscheidung der Regierungsmehrheit im Sejm, die
Präsidentschaftswahlen zu verschieben und als eine Briefwahl
stattfinden zu lassen, ist weder im Zustandekommen noch in der
vorgesehenen Art und Weise mit demokratischen Grundsätzen zu
vereinbaren. All das zeigt uns erneut deutlich, dass wir Demokratie
und Rechtsstaatlichkeit in Europa dringend schützen müssen. Die
Verankerung eines Rechtsstaatsmechanismus im nächsten mehrjährigen
Finanzrahmen für den Zeitraum von 2021-2027 ist dabei ein
entscheidender Schritt."

Copyright 2020 SPD-Bundestagsfraktion
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SOZIALES/2824: Mehr Planungssicherheit durch kurzfristige Anpassungen beim Elterngeld


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 9. April 2020

Arbeitsgruppe: Familie, Senioren, Frauen und Jugend

Mehr Planungssicherheit durch kurzfristige Anpassungen beim Elterngeld



Sönke Rix, familienpolitischer Sprecher;

Stefan Schwartze, zuständiger Berichterstatter:

Die SPD-Bundestagsfraktion hat sich mit Union und
Bundesfamilienministerin Franziska Giffey auf kurzfristige Anpassungen
beim Elterngeld verständigt. So wird sichergestellt, dass Eltern und
werdende Eltern aufgrund der Corona-Pandemie keine Nachteile bei der
Leistung entstehen.

"Wegen der Maßnahmen zur Eindämmung der Corona-Pandemie müssen gerade
Familien ihren Alltag neugestalten. Hinzu kommen häufig finanzielle
Sorgen und Unsicherheiten. Nicht alle Eltern erfüllen aktuell die
geltenden Voraussetzungen für den Bezug von Elterngeld. Diese Eltern
lassen wir mit ihren Sorgen nicht allein. Mit kurzfristigen
Anpassungen des Elterngeldes schaffen wir Sicherheit und Planbarkeit.
Vorgesehen ist, dass Einkommensverluste, die auf die Corona-Pandemie
zurückzuführen sind, keine finanziellen Nachteile beim Elterngeld
bedeuten. Kurzarbeiter- und Arbeitslosengeld I, das aufgrund der
aktuellen Situation gezahlt wird, soll bei der Berechnung des
Elterngeldes ausgeklammert werden.

Eltern, die in systemrelevanten Berufen tätig sind, können ihre
Partnermonate auch zu einem späteren Zeitpunkt in Anspruch zu nehmen.
So können etwa Pflegekräfte oder Polizisten in ihren Job zurückkehren
und das Elterngeld zu einem späteren Zeitpunkt beziehen. Mütter und
Väter, die in Teilzeit arbeiten und sich die Kinderbetreuung teilen,
können im Rahmen des Elterngeldes den sogenannten Partnerschaftsbonus
erhalten. Sofern sie aufgrund der aktuellen Situation weniger oder
mehr arbeiten, soll der Anspruch auf diese Leistung weiter bestehen
bleiben.

Mit diesen kurzfristigen Anpassungen wollen wir sicherstellen, dass
Eltern und werdende Eltern sich auf die Familienleistung Elterngeld
verlassen können. Damit nehmen wir Eltern zumindest an dieser Stelle
ihre Sorgen."

Copyright 2020 SPD-Bundestagsfraktion
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WIRTSCHAFT/2891: Reform des Außenwirtschaftsgesetzes - Vorausschauende Prüfung, verbesserter Schutz


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 8. April 2020

Arbeitsgruppe: Wirtschaft und Energie

Reform des Außenwirtschaftsgesetzes: Vorausschauende Prüfung, verbesserter Schutz



Bernd Westphal, wirtschaftspolitischer Sprecher;

Markus Töns, zuständiger Berichterstatter:

Das Bundeskabinett hat heute einen Gesetzentwurf zur Änderung des
Außenwirtschaftsgesetzes beschlossen. Unternehmen, die für die
öffentliche Ordnung und Sicherheit von Bedeutung sind, sollen
effektiver vor ausländischen Übernahmen geschützt werden. Dazu wird
insbesondere der Prüfmaßstab für die Investitionsprüfung angepasst.

"In Corona-Zeiten ist das Interesse ausländischer Investoren groß,
deutsche Unternehmen günstig einzukaufen. Das betrifft auch
Unternehmen, die wichtig für die öffentliche Ordnung in Deutschland
sind: Etwa in Gesundheitswirtschaft, Hochtechnologie oder
Energieversorgung. Umso mehr brauchen wir Mechanismen, um
Unternehmensübernahmen wirksam zu prüfen. Die schwebende Unwirksamkeit
während der Prüfung und die Verschärfung des Prüfmaßstabs sind dabei
zentral.

Für uns ist klar: Ausländische Investitionen sind wichtiger
Bestandteil unserer Wirtschaftsordnung. Sie schaffen Arbeitsplätze in
Deutschland und tragen zum wirtschaftlichen Wachstum bei. Einen
Ausverkauf der deutschen Wirtschaft in der Corona-Krise darf es aber
nicht geben. In den anstehenden Beratungen werden wir sicherstellen,
dass Deutschland ein offener Investitionsstandort bleibt und
öffentliche Ordnung und Gesundheit angemessen geschützt sind. Hierbei
setzen wir auf eine enge Abstimmung mit unseren europäischen
Partnern."

Copyright 2020 SPD-Bundestagsfraktion
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GEWERKSCHAFT/363: Öffentlich finanzierte Weiterbildung schützen und besser ausstatten (GEW)


Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft - 9. April 2020

GEW: "Corona-Krise als Chance nutzen"

Bildungsgewerkschaft: Lehrkräfte, Lernende und Einrichtungen in der
öffentlich finanzierten Weiterbildung schützen und besser ausstatten!



Frankfurt a.M. - Die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) mahnt
Bund und Länder, die öffentlich finanzierte Weiterbildung in der 
Corona-Krise zu stabilisieren. Hierzu gehöre, die Lehrkräfte abzusichern und die
Bildungseinrichtungen angemessen auszustatten. Zudem müssten der
Datenschutz gewährleistet und professionelles Arbeiten der Lehrkräfte
unterstützt werden. "Die Corona-Krise macht deutlich, in welch desolater
Lage sich die öffentlich finanzierte Weiterbildung befindet", sagte Ansgar
Klinger, für Weiterbildung verantwortliches GEW-Vorstandsmitglied, am
Donnerstag in Frankfurt a.M. Viele Lehrkräfte und Bildungseinrichtungen
wüchsen trotzdem in der Krise über sich hinaus und entwickelten neue
Kommunikations- und Unterrichtsformen.

"Wirtschafts- und Finanzminister müssen sofort nachbessern, damit auch
soloselbstständige Lehrkräfte Anspruch auf staatliche Soforthilfen
erhalten. Die Existenz dieser Lehrkräfte ist akut bedroht. Der Shut-Down
zeigt noch einmal wie unter einem Brennglas, dass der Staat und die
öffentlichen Auftraggeber ihrer Fürsorgepflicht für diese Gruppe nicht
nachkommen", betonte Klinger. Trotz der Aussage der Bundesregierung: "Wir
lassen niemanden allein" fielen die soloselbstständigen Lehrkräfte durch
den Rost der meisten Soforthilfeprogramme des Bundes und der Länder. Die
Verwaltungsbestimmungen schlössen sie von den Soforthilfen aus. Die
Zuschüsse gebe es allein für den Ausgleich von Liquiditätsengpässen bei
Betriebsausgaben, also beispielsweise für Mieten für Seminarräume oder
Leasingraten für Fahrzeuge, sagte Klinger. Freiberufliche Lehrkräfte an
Volkshochschulen, Sprach- und Musikschulen sowie Lehrbeauftragte an
Hochschulen besäßen jedoch in der Regel keine eigenen Betriebsräume oder
einen Fuhrpark.

Zehntausende Weiterbildungsträger seien von dem Druck der Maßnahmen, mit
denen die Corona-Pandemie eingedämmt werden soll, betroffen, unterstrich
der GEW-Weiterbildungsexperte. Sie könnten bis zu 75 Prozent des
Durchschnittsbetrages der letzten zwölf Monate erhalten, wenn sie sich
aktiv an der Bewältigung der Folgen der Krise beteiligen. Für
Bildungsträger bedeute das, Arbeitskräfte, Räume und Sachmittel zur
Verfügung zu stellen sowie neue Lernformen und digitale Formate
einzusetzen. Das täten viele trotz ungünstigster Startvoraussetzungen. Die
Vorgaben zur Digitalisierung in Form "virtueller Klassenzimmer" etwa, wie
sie das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge für die Berufssprachkurse
bekannt gegeben hat, verdeutlichten beispielhaft den enormen Reformdruck,
unter dem Träger, Lehrkräfte und Lernende zurzeit stehen.

Um diese Vorgaben erfüllen zu können, müsse es grundlegende, dauerhafte
Verbesserungen der Finanzierung und der Beschäftigung in der öffentlich
finanzierten Weiterbildung geben. "Die GEW hat hierfür klare Konzepte. Die
Länder können einen ersten Schritt machen, wenn sie ihre Ausgaben für die
Erwachsenenbildung auf ein Prozent ihres Bildungsbudgets erhöhen. Ähnliche
Verbesserungen und ein klares Bekenntnis zur öffentlich verantworteten
Weiterbildung erwarten wir vom Bund", betonte Klinger.

Info: Bundesweit bestreiten über 100.000 Lehrkräfte in der
Weiterbildung ihren Lebensunterhalt als Soloselbstständige mit dem
Unterricht in Kursen und Lehrgängen, die zum großen Teil im öffentlichen
Auftrag als Daueraufgabe angeboten werden. Die materiellen Bedingungen,
unter denen diese Lehrkräfte arbeiten, entsprechen weder ihrer
Qualifikation noch der gesellschaftlichen Verantwortung, die sie tragen.
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HOCHSCHULE/2337: Alternativen zur Abiturnote? Eignungstests an deutschen Hochschulen im Überblick (idw)


CHE Centrum für Hochschulentwicklung - 08.04.2020

Alternativen zur Abiturnote? Eignungstests an deutschen Hochschulen im
Überblick



Angesichts möglicher Absagen von Abiturprüfungen wegen der Corona-Krise
wird auch das Thema Eignungsprüfungen an Hochschulen diskutiert. An Kunst-
oder Musikhochschulen sind solche Aufnahmeverfahren bereits Standard. Eine
Analyse des CHE Centrum für Hochschulentwicklung zeigt für die übrigen
Fächer: Rund jeder fünfte Fachbereich in Deutschland nutzt bereits
Eignungs- oder Auswahltests bei der Vergabe von Studienplätzen. Ein
Drittel nutzt die Möglichkeiten von digitalen Selbst-Tests für
Studienbewerber(innen). Eine aktuelle Publikation zeigt die Verbreitung
sowie Vor- und Nachteile solcher Testverfahren bei der Studienplatzvergabe
auf.

Der Hochschulzugang sowie ein gerechteres Auswahlverfahren für
Studienplätze sind ein wiederkehrendes Diskussionsthema im
Bildungsbereich. So gelten etwa ab diesem Jahr neue Zulassungsregeln im
Medizinstudium. In vielen Auswahlverfahren bei zulassungsbeschränkten
Studienplätzen spielt in Deutschland die Abiturnote noch eine zentrale
Rolle. Vor dem Hintergrund der Corona-Krise und der Unsicherheit, ob
reguläre Abiturprüfungen durchführbar sind, diskutieren Bildungsexperten
nun den stärkeren Einsatz anderer Bewertungsverfahren, wie etwa
Eignungsprüfungen.

Das CHE Format CHECK zum Hochschulzugang in Deutschland zeigt, dass
aktuell rund 40 Prozent aller Bachelor-Studiengänge zulassungsbeschränkt
sind, und daher unter anderem die Abiturnote bei der Studienplatzvergabe
berücksichtigen.

Kunst- oder Musikhochschulen setzen fast flächendeckend Eignungsprüfungen
zur Feststellung der speziellen Eignung für die künstlerischen Fächer ein.
Für ein Sportstudium muss man seine sportliche Eignung ebenfalls in einem
speziellen Test nachweisen. Hier geht es um Eignung im Sinne von "ja oder
nein".

Mit Auswahltests werden hingegen knappe Studienplätze an die geeignetsten
Bewerberinnen und Bewerber vergeben. Prominentestes Beispiel ist der Test
für medizinische Studiengänge (TMS), der mittlerweile von nahezu allen
medizinischen Fakultäten bei der Bewerber(innen)auswahl berücksichtigt
wird.

Bei den übrigen Fächern spielt das Thema Tests nur eine untergeordnete
Rolle. So nutzen nur 18 Prozent aller Fachbereiche obligatorische Auswahl-
oder Eignungstests bei der Studienplatzvergabe, wie eine Auswertung des
CHE aus dem Jahr 2018 zeigt. Tests kommen beispielweise in den Bereichen
Architektur (45 %), Anglistik / Amerikanistik (35 %), BWL (33 %) und
Soziale Arbeit (31 %) vergleichsweise häufig zum Einsatz.

Eine digitale Variante der Eignungstests, sogenannte Self-Assessments,
nutzen bereits mehr als ein Drittel (35 %) aller Fachbereiche. Hierbei
können Studieninteressierte durch Online-Selbsttests herausfinden, ob sie
die Anforderungen für ein Studium im gewünschten Fach mitbringen. Das
Ergebnis des Self-Assessments wird aber nur den Studieninteressierten
bekannt und fließt nicht in die Auswahlentscheidung ein.

Beim Einsatz von Self-Assessments zeigt der CHECK auch regionale
Unterschiede. Während etwa in Baden-Württemberg knapp die Hälfte der
Fachbereiche angab, eigene obligatorische oder freiwillige
Self-Assessments einzusetzen, waren es in Brandenburg nur 4 Prozent.

Cort-Denis Hachmeister verdeutlicht die Vor- und Nachteile beim Einsatz
solcher Tests: "Einerseits bieten Eignungstests die von vielen gewünschte
bundesweite Vergleichbarkeit über Wissen und Kompetenzen von Bewerberinnen
und Bewerbern. Andererseits sind gut gemachte Eignungsprüfungen zeitlich
und finanziell aufwändig und somit kaum flächendeckend in allen Fächern
durchführbar. Auch können solche Verfahren - anders als die Abiturnote -
nur einen stichprobenartigen Ausschnitt des Wissens und der Fähigkeiten
abprüfen und sind dadurch auch nicht aussagekräftiger als die Abiturnote".

Letztlich erlaube sowohl die Abiturnote als auch eine gute Eignungsprüfung
nur eine begrenzte Vorhersage des Studienerfolgs, so der Experte für
Hochschulzulassung beim CHE Centrum für Hochschulentwicklung. Zu
vielfältig seien Studienerfolgsfaktoren wie Motivation, Betreuung durch
die Hochschule und nicht zuletzt finanzielle Aspekte wie eine auskömmliche
Studienfinanzierung.

Der Autor des "CHECK Hochschulzugang in Deutschland", plädiert deshalb für
ein stärkeres Zusammenspiel der bisher verfügbaren Auswahlelemente von der
Abiturnote, über Eignungstests bis zur Berücksichtigung von
Praxiserfahrung, wie es etwa beim Medizinstudium der Fall ist. "Auch eine
Studieneingangs- und Orientierungsphase, die man zunächst 'bestehen' muss,
um weiterstudieren zu können, könnte für deutsche Hochschulen ein
interessanter Weg für die Zukunft sein", so Cort-Denis Hachmeister.


Über die Publikation

Das CHE Format CHECK bietet seit 2019 einen schnellen - überwiegend
visuellen - Überblick zu unterschiedlichen Themen. Für eine Darstellung
zum Thema Hochschulzugang hat das CHE aktuelle Daten aus verschiedenen
Quellen zusammengestellt. Die Angaben zu Eignungstests und Self-Assessments
beruhen auf Befragungen im Rahmen des CHE Hochschulrankings
zwischen 2015 und 2017 und umfassen Daten von 1.624 Fachbereichen an 246
deutschen Hochschulen. Diese wurden im Rahmen der CHE Publikation
"Orientierung und Unterstützung zum Studieneingang" 2019 erstmals
publiziert und für diesen CHECK erneut ausgewertet. Autoren der
Publikation CHECK - Hochschulzugang in Deutschland sind Cort-Denis
Hachmeister, Marc Hüsch und Jan Thiemann. Sämtliche visuellen Inhalte
stehen als Grafik in der CHE Flickr-Cloud zur Verfügung:

https://www.flickr.com/photos/156160353@N07/albums

Originalpublikation:

https://www.che.de/download/check_hochschulzugang


Weitere Informationen unter:

https://www.che.de/2020/alternativen-zur-abiturnote-eignungstests-an-deutschen-hochschulen-im-ueberblick/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution409
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REPRESSION/1693: Rechte Gewalt - nimmt in jeder Hinsicht zu ... (SB)




Durch die spektakulären Nazimorde an Walter Lübcke und in Halle
und die berechtigte Diskussion über die Bedrohung von Politikerinnen
und Politikern droht die rassistische Alltagsgefahr durch Nazis und
Rassisten, die vor allem Geflüchtete trifft, in den Hintergrund zu
treten. Umso wichtiger wäre es, die bundesweiten Strukturen der
Beratungsstellen gegen Rechtsextremismus und für Opfer rechter und
rassistischer Gewalt langfristig und umfänglich zu fördern.

Ulla Jelpke (Innenpolitische Sprecherin der Linksfraktion im Bundestag) [1]

Aus Perspektive deutscher Staatsräson unterliegt die Wahrnehmung,
Registrierung und Verfolgung rechtsextrem motivierter Gewalt
Erwägungen des Staatsschutzes, in deren Rahmen die Tatbestände und
verschiedenen Opfergruppen höchst unterschiedlich gewichtet werden.
Dabei greift der lange Zeit kolportierte Vorwurf, die zuständigen
Behörden seien auf dem rechten Auge blind, insofern zu kurz, als Teile
des Gefüges der inneren Sicherheit wie insbesondere der
Verfassungsschutz und wohl auch der Kriminalämter die rechtsextreme
Szene weitreichend infiltriert hatten und sie zu instrumentalisieren
trachteten. Um dies im Kontext des NSU, des Anschlags auf den
Berliner Weihnachtsmarkt oder im Mordfall Walter Lübcke zu
verschleiern, bedarf es eklatanter Täuschungsmanöver, die bis an die
Grenze angeblichen Behördenversagens, doch nie darüber hinaus
kritisiert werden dürfen.

Die vermeintliche Kehrtwende im Vorgehen gegen rechte Umtriebe, die
heute sehr viel konsequenter als in der Vergangenheit von Politik und
Strafverfolgung aufs Korn genommen werden, folgt dem probaten Muster
deutscher Vergangenheitsbewältigung. Was gestern war, wird der
Aufklärung entzogen und offiziell entsorgt, um heute einen untadeligen
Neustart zu suggerieren. Das Vertrauen der Bevölkerung in diesen Staat
angesichts eskalierender Krisen wiederherzustellen und zu
konsolidieren genießt höchste Priorität. Zu diesem Zweck auch die
extreme Rechte zu lektionieren, wie weit der Sicherheitsstaat ihre
kühnsten Träume längst überholt hat, instrumentalisiert sie abermals.

Wenn also in Sonntagsreden allenthalben gepredigt wird, man dürfe
rechter Gewalt, wo immer sie in Erscheinung tritt, keinen Fußbreit
Boden preisgeben, besteht kein Anlaß, diesem Manöver auf den Leim zu
gehen. Rassismus, rechte Gesinnung und daraus resultierende Übergriffe
konnten sich jahrelang weitgehend ungehindert einnisten, so daß sie
längst vielerorts den Alltag prägen. Regierungspolitik und
Strafverfolgung mußten zum Jagen getragen werden, und wer heute
fundierte Recherchen, stichhaltige Daten und begründete
Hintergrundsanalysen sucht, findet sie eher nicht bei Behörden,
sondern bei Initiativen der sogenannten Zivilgesellschaft.

Die eingangs zitierte Stellungnahme Ulla Jelpkes bezieht sich auf die
Antwort der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage der Linksfraktion
zu Übergriffen auf Flüchtlingsunterkünfte vom Spätherbst 2019. Wie die
innenpolitische Sprecherin der Linksfraktion dabei hervorhob, seien
Flüchtlinge in Deutschland einer alltäglichen Bedrohung ausgesetzt,
und der Staat habe eine Schutzpflicht gegenüber diesen Menschen. Die
deutsche Polizei hat allein im ersten Halbjahr 2019 insgesamt 609
Angriffe auf Flüchtlinge registriert. Die Delikte reichten von
Beleidigung und Volksverhetzung bis hin zu Brandstiftung und
gefährlicher Körperverletzung. Fast alle Straftaten ordneten die
Sicherheitsbehörden dem Bereich "politisch motivierte Kriminalität
rechts" zu. Hinzu kamen 60 Angriffe auf Flüchtlingsunterkünfte sowie
42 Attacken gegen Hilfsorganisationen oder ehrenamtliche Helfer. Bei
den Übergriffen seien 102 Menschen verletzt worden, darunter sieben
Kinder. Jeder vierte aktenkundige Angriff auf einen Flüchtling
ereignete sich laut Auflistung in Brandenburg. Die Polizei
verzeichnete dort 160 Delikte mit dem "Angriffsziel
Flüchtling/Asylbewerber", so das Bundesinnenministerium. Auch in
anderen Bundesländern wie Baden-Württemberg (62), Niedersachsen (58)
oder Sachsen (56) wurden zahlreiche Übergriffe registriert.

Rechtsextrem motivierte Straftaten werden nach ARD-Erkenntnissen nur
selten geahndet. Tausende Übergriffe auf Asylbewerberunterkünfte
führten nur in einem Bruchteil der Fälle zu einer Verurteilung, wie
gemeinsame Recherchen von Bayerischem Rundfunk (BR) und
Südwestdeutschem Rundfunk (SWR) für die ARD-Dokumentation "Der
schwache Staat - Wenn Polizei und Justiz es Rechtsextremisten leicht
machen" ergaben, die kürzlich ausgestrahlt wurde. Demnach meldeten die
Innenministerien der Bundesländer für die Jahre von 2015 bis 2018
insgesamt 2.558 politisch motivierte Angriffe auf
Asylbewerberunterkünfte, von Hakenkreuz-Schmierereien bis zu schweren
Sprengstoff- und Brandanschlägen. Von diesen Fällen seien jedoch nur
467 polizeilich aufgeklärt worden: Die Polizei konnte in rund 18
Prozent der Fälle einen oder mehrere Täter ermitteln, und nur in 206
Fällen kam es zu Haft- oder Geldstrafen, was acht Prozent aller Fälle
und rund 44 Prozent der aufgeklärten Fälle entspricht. [2]

Da die Behörden das Problem rechtsextremer Bestrebungen und Übergriffe
keinesfalls vollständig erfassen, muß man von einer erheblichen
Dunkelziffer ausgehen. Umstritten waren beispielsweise die Zahlen, die
das Innenministerium im Oktober vorlegte. Demnach sollen von 12.700
gewaltbereiten Rechtsextremen lediglich 43 sogenannte Gefährder sein,
was selbst dem BKA zu niedrig gegriffen schien. Wie es damals zur
Begründung hieß, werde ein einheitliches Instrument zur Erfassung von
rechten Gefährdern erst noch entwickelt. Laut Recherchen des
Tagesspiegel hat sich die Zahl der Rechtsextremen 2019 um ein Drittel
auf mehr als 32.000 erhöht, nachdem es im Jahr zuvor noch 24.100
gewesen waren. Als ein Grund für diesen Anstieg wird angeführt, daß
nun auch der rechte "Flügel" der AfD und ihre Jugendorganisation
"Junge Alternative" dazugezählt werden. [3]

Im Juni 2019 wurde der Kasseler Regierungspräsident Walter Lübcke vor
seinem Wohnhaus erschossen. Der mutmaßliche Täter Stephan E. legte ein
Geständnis ab, das er später jedoch widerrief. Als Motiv nannte E.
Lübckes Äußerungen über Flüchtlinge. Dieser spektakuläre Mordfall
stieß auch eine Debatte über einen besseren Schutz von Lokal- und
Kommunalpolitikern an. Der Deutsche Städte- und Gemeindebund fordert
seit Jahren einen neuen Straftatbestand des Politiker-Stalkings. Wie
eine Anfrage der FDP ergab, wurden 2019 mehr als 1.200 Straftaten
gegen Politiker registriert, wobei die meisten von Rechtsextremen
verübt worden sind.

Im Oktober versuchte der rechtsextremistische Attentäter Stephan B.,
die Synagoge in Halle zu stürmen, in der sich zu diesem Zeitpunkt rund
50 Menschen aufhielten. Nur eine massive Tür, die 20 Schüssen
standhielt, verhinderte einen Massenmord. Der Angreifer suchte und
fand jedoch andere Opfer, denn er erschoß daraufhin eine Passantin und
einen Mann in einem Döner-Imbiß. Im Gefolge dieser weithin
wahrgenommenen Gewalttaten steuerte die Bundesregierung nach und
kündigte einen härteren Kampf gegen Rechtsextremismus an. So wurde das
Waffenrecht verschärft, ein Gesetz zur Bekämpfung von Haß im Internet
auf den Weg gebracht, Innenminister Horst Seehofer kündigte 600 neue
Stellen für BKA und Verfassungsschutz im Kampf gegen Rechts an. Auch
soll der öffentliche Dienst besser durchleuchtet werden.

Wie aus einer Antwort des Bundesinnenministeriums auf eine Anfrage der
Grünen-Innenexpertin Irene Mihalic hervorgeht, registriert die Polizei
für 2019 einen Anstieg rechtsextrem motivierter Straftaten um fast
zehn Prozent. Insgesamt wurden 22.337 Delikte, die einen
rechtsextremen Hintergrund hatten, vorläufig im Kriminalpolizeilichen
Meldedienst für Politisch Motivierte Kriminalität (PMK) gemeldet. 2018
hatte die Polizei demnach noch 20.431 rechtsextrem motivierte
Straftaten gezählt, 2017 waren es 20.520. Darunter fielen vor allem
Propagandadelikte und Fälle von Volksverhetzung, aber auch fast 1.000
versuchte und vollzogene Gewalttaten wie Körperverletzung und in
Einzelfällen auch Tötungsdelikte. Lediglich bei Gewaltdelikten
zeichnet sich ein Rückgang von 1.156 im Jahr 2018 auf 986 im
vergangenen Jahr ab. Die Angaben der Bundesregierung verweisen auch
auf einen erneuten Anstieg der antisemitischen Straftaten in
Deutschland. Demnach registrierte die Polizei vorläufig 2.032 Delikte,
die sich gegen Menschen jüdischen Glaubens oder ihre Einrichtungen
richteten. 2018 waren es nach endgültigen Polizeistatistiken noch
1.799 Fälle.

Die Bundesregierung hob allerdings hervor, daß diese Zahlen vorläufig
seien und noch Veränderungen unterliegen könnten. Die endgültigen
Fallzahlen zur politisch motivierten Kriminalität will das
Bundesinnenministerium nach eigenen Angaben im Mai vorstellen.
Irene Mihalic sprach von einer "enormen Bedrohung" durch Straftaten
von Neonazis. Ob Gewalt gegen Journalisten, Politiker oder Menschen
jüdischen Glaubens - in allen Bereichen überwiege "mit Abstand die
Anzahl der Straf- und Gewalttaten aus dem rechten Spektrum". Das zeige
die neue Qualität der rechtsextremen Gefahr. [4]

Daß angesichts der alles beherrschenden Coronapandemie in diesem Jahr
eine Trendumkehr stattfinden könnte, ist nicht zu erwarten. Rassismus
verschwindet nicht in der Krise, er wächst eher noch an. Schon als das
Coronavirus langsam auch in Deutschland Einzug hielt, bekamen das
Menschen mit asiatischen Wurzeln massiv zu spüren, die beschimpft und
beleidigt wurden. Der Beauftragte der Bundesregierung für jüdisches
Leben in Deutschland und den Kampf gegen Antisemitismus, Felix Klein,
verweist auf die zahlreichen antisemitischen Verschwörungstheorien,
die nun im Zusammenhang mit Corona verbreitet werden und offenbar auf
fruchtbaren Boden fallen. Wenngleich der Rassismus in Zeiten sozialer
Distanz kaum noch auf der Straße artikuliert wird, breitet er sich um
so weiter im Netz aus. [5]

Selbst die Bundesregierung befürchtet im Zuge der Coronakrise eine
Zunahme rechter Gewalt. Nach Angaben des Bundesinnenministeriums
bereiten sich "Prepper"-Gruppen auf einen angeblichen "Tag X" vor, an
dem die öffentliche Ordnung zusammenbrechen soll. In Hamburg,
Schleswig-Holstein, Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen sollen laut
den Behördenangaben Waffen und Munition aus Verstecken geholt worden
sein. Teile der extremen Rechten hätten sich auf genau solche
Situationen vorbereitet und könnten mit Anschlägen aktiv werden, warnt
Martina Renner, Bundestagsabgeordnete der Linksfraktion. Es sei jetzt
wichtig, den Druck auf rechte Netzwerke zu erhöhen, auch und gerade
auf solche innerhalb von Polizei und Bundeswehr. Da für Uniformträger
keine Beschränkungen wie Straßensperren oder Kontaktverbote gelten,
sei äußerste Aufmerksamkeit geboten. [6]

Da die Coronakrise in der Bevölkerung ein hohes Maß an Verunsicherung
auslöst, ist nicht auszuschließen, daß Rechtsextremisten dies im Sinne
ihrer Hoffnung auf bürgerkriegsähnliche Zustände zu nutzen versuchen.
Am rechten Rand ist der Trend zur mentalen und tatsächlichen
Militarisierung unverkennbar, so daß eine konsequente Entwaffnung
rechtsextremer Gruppierungen dringend geboten erscheint. Bemerkenswert
ist in diesem Zusammenhang, daß im Bereich Rechtsextremismus
Haftbefehle in dreistelliger Zahl offen sind, die einer Vollstreckung
harren. Das sind Zustände, von denen die radikale Linke nur träumen
kann, der seit dem G20-Gipfel in Hamburg noch immer die SOKO Schwarzer
Block im Nacken sitzt.


Fußnoten:

[1] www.nau.ch/news/europa/600-angriffe-auf-fluchtlinge-in-deutschland-im-ersten-halbjahr-2019-65579514

[2] www.sueddeutsche.de/politik/rechtsextremismus-antisemitismus-1.4870587

[3] www.zdf.de/nachrichten/heute/rechtsextremismus-rueckblick-2019-100.html

[4] www.faz.net/aktuell/gesellschaft/kriminalitaet/polizei-registrierte-2019-mehr-rechtsextreme-straftaten-16715359.html

[5] www.deutschlandfunk.de/kriminalitaet-rechtsextreme-straftaten-ein-massives-problem.720.de.html

[6] www.jungewelt.de/artikel/375874.umgang-mit-pandemie-rechte-reaktionen-auf-coronakrise.html
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STANDPUNKT/946: Die Pandemie als Druckmittel (german-foreign-policy.com)


Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 9. April 2020

german-foreign-policy.com

Die Pandemie als Druckmittel

EU nutzt die Covid-19-Pandemie als Druckmittel gegen Venezuela. 

UN-Generalsekretär: Westliche Mächte sollen Sanktionen aussetzen.



BERLIN/WASHINGTON/CARACAS - Die EU nutzt die Covid-19-Pandemie als
Druckmittel gegen die Regierung Venezuelas. Hintergrund sind die US-
Sanktionen gegen das Land, die die venezolanische Wirtschaft massiv
schädigen und den Kampf gegen das Covid-19-Virus erheblich behindern.
Washington will die Sanktionen nur aussetzen, wenn die Regierung in Caracas
zurücktritt. Wolle Caracas "verheerende Auswirkungen auf die Menschen"
verhindern, müsse es die US-Forderung erfüllen, verlangt auch die
Europäische Union. Brüssel ist seinerseits nicht bereit, seine Sanktionen
gegen Venezuela zu beenden, obwohl UN-Generalsekretär António Guterres seit
Ende März explizit fordert, wirtschaftliche Zwangsmaßnahmen umgehend
auszusetzen, um den Kampf gegen die Pandemie nicht zu behindern. Mehr als
zwei Drittel aller Staaten unterstützen das, ausgenommen vor allem die
Länder der EU und Nordamerikas. Deutschland trägt zudem Mitschuld daran,
dass der IWF Caracas Nothilfe-Mittel verweigert: Ursache ist, dass diverse
westliche Staaten Venezuelas Regierung die Anerkennung verweigern und einen
Putschisten zum legitimen Präsidenten erklären.

Das Wirtschafts-Pentagon

Die Vereinigten Staaten haben ihre Sanktionen gegen Venezuela zuletzt im
Februar verschärft. Bereits zuvor hatten sie wirtschaftliche
Zwangsmaßnahmen gegen Caracas verhängt, die vor allem auf die Erdölbranche,
die Goldförderung und den Bankensektor zielten. Sie sind grundsätzlich als
extraterritoriale Sanktionen konzipiert, betreffen also auch Bürger von
Drittstaaten, die mit Venezuela Geschäfte treiben. Im Februar hat
Washington weitere Sanktionen verhängt, die nun die staatliche
Fluggesellschaft Conviasa bzw. alle treffen, die mit Conviasa zu tun haben -
 nicht nur Versicherungsgesellschaften oder Unternehmen, die die Flugzeuge
warten oder auftanken, sondern auch einfache Passagiere, die Tickets
kaufen.[1] Ebenfalls im Februar folgten weitere Sanktionen, die konkret die
Wirtschaftsaktivitäten des russischen Ölkonzerns Rosneft ins Visier nehmen;
das Unternehmen müsse binnen drei Monaten jegliche Tätigkeit in Venezuela
einstellen, hieß es ultimativ.[2] Rosneft hat sich daraufhin gezwungen
gesehen, sein gesamtes Venezuela-Geschäft an ein namentlich unbekanntes
russisches Staatsunternehmen zu veräußern, um den Sanktionen zu entgehen.
Das US-Finanzministerium trete mittlerweile als "Wirtschafts-Pentagon" auf,
urteilte der venezolanische Außenminister Jorge Arreaza.[3]

Eine Unterwerfungsforderung

Auf zunehmende Kritik an seiner Sanktionspolitik hat Washington zu
Monatsbeginn reagiert: Die Trump-Administration behauptet nun, unter
Umständen zu einer Aufhebung der Sanktionen bereit zu sein, dann nämlich,
wenn Caracas eine lange Reihe von Forderungen erfüllt. Dazu gehören der
Rücktritt von Präsident Nicolás Maduro, die Schaffung eines "Staatsrates",
der das Land vorläufig regieren soll, die Freilassung sämtlicher angeblich
"politischen Gefangenen", die Abhaltung von Neuwahlen und nicht zuletzt das
Kappen jeglichen Einflusses von Staaten, die den USA nicht genehm sind -
insbesondere Russland sowie Kuba.[4] Faktisch handelt es sich um die für
keinen souveränen Staat akzeptable Forderung, sich den Vereinigten Staaten
zu unterwerfen. Die EU unterstützt die US-Anmaßung und nutzt ausdrücklich
die Covid-19-Pandemie, um den politischen Druck auf Caracas zu erhöhen.
Venezuela erfahre derzeit "beispiellose Herausforderungen mit der
Coronavirus-Pandemie", die "verheerende Auswirkungen auf die Menschen"
haben könne - in einem Land, "das mit einer schon jetzt ernsten
ökonomischen, sozialen und humanitären Situation kämpfe", heißt es in einer
Erklärung der Union vom 3. April. Weit davon entfernt, angesichts der
Covid-19-Pandemie die Aufhebung der Sanktionen zu fordern, die einen
erfolgreichen Kampf gegen das Virus beinahe unmöglich machen, verlangt die
EU, die gleichfalls wirtschaftliche Zwangsmaßnahmen gegen Venezuela
verhängt hat, die Regierung in Caracas müsse sich den US-Forderungen
fügen.[5]

Keine IWF-Nothilfe

Die transatlantische Umsturzpolitik gegenüber Venezuela hindert das Land
noch auf andere Weise am Kampf gegen die Pandemie: Sie führt dazu, dass
Caracas einen dringend benötigten Kredit des Internationalen Währungsfonds
(IWF) nicht erhält. IWF-Chefin Kristalina Georgiewa hatte Mitte März
mitgeteilt, die Institution sei bereit, mit all ihren Kapazitäten Kredite
zu mobilisieren, um bedürftigen Staaten beim Kampf gegen "die
wirtschaftlichen und humanitären Auswirkungen" der Covid-19-Pandemie zu
helfen. Dazu stehe das Rapid Financing Instrument bereit, das finanzielle
Nothilfe ermöglichen soll.[6] Venezuela beantragte deshalb entsprechende
Finanzunterstützung. Mitte März waren die ersten Covid-19-Infektionen in
dem Land offiziell bestätigt worden; gleichzeitig war klar, dass die
Regierung nur begrenzte Handlungsspielräume besitzt: Der Staat ist in den
vergangenen Jahren durch westliche Sanktionen ökonomisch empfindlich
geschwächt worden; hinzu kommt, dass der zur Zeit extrem niedrige
Erdölpreis Venezuelas Einnahmen weiter kollabieren lässt. Caracas sah sich
daher gezwungen, für den Kampf gegen die Pandemie IWF-Hilfen zu beantragen.
Die Institution verweigert das, weil "in diesem Augenblick keine Klarheit
über die Anerkennung" der venezolanischen Regierung durch die
"internationale Gemeinschaft" bestehe.[7] Hintergrund ist, dass zahlreiche
Regierungen Europas und Nordamerikas sowie rechtsgerichtete Regierungen in
Lateinamerika eigenmächtig den (gescheiterten) Putschisten Juan Guaidó als
Präsidenten Venezuelas anerkennen - auch die deutsche Regierung (german-
foreign-policy.com berichtete [8]).

Kanonenbootpolitik

Schließlich wird der Kampf gegen die Covid-19-Pandemie auch noch durch
Kanonenbootpolitik der Vereinigten Staaten und durch ominöse Manöver eines
deutschen Schiffes erschwert. Die US-Regierung hatte in der vergangenen
Woche, nachdem sie in einem beispiellosen Akt ein Kopfgeld (!) in Höhe von
15 Millionen US-Dollar auf Venezuelas Präsidenten Maduro ausgesetzt hatte,
angekündigt, mehrere Kriegsschiffe zu angeblichen Operationen gegen
Drogenschmuggel vor die venezolanische Küste zu entsenden. Die Rede war von
einer der größten Militäroperationen der Vereinigten Staaten in
Lateinamerika seit Jahrzehnten; US-Präsident Donald Trump hatte vor
ungefähr einem Jahr über eine US-Militärintervention in Venezuela
spekuliert.[9] Die Maßnahme setzt die venezolanische Regierung ebenso unter
Druck wie ein Vorfall, den ein deutsches Kreuzfahrtschiff Ende März unweit
der venezolanischen Insel La Tortuga auslöste. Das Schiff sei von einem
venezolanischen Patrouillenboot "beschossen und offenbar gezielt gerammt"
worden, behaupteten deutsche Medien.[10] Radarbilder sowie Funk- und
Videoaufnahmen, die die venezolanische Marine anschließend veröffentlichte,
zeichnen ein völlig anderes Bild. Demnach durchquerte das deutsche
Kreuzfahrtschiff ohne Genehmigung venezolanische Hoheitsgewässer; die
Besatzung weigerte sich, Anordnungen der venezolanischen Küstenwache Folge
zu leisten; nachdem die Küstenwache (zulässige) Warnschüsse abgegeben
hatte, rammte das deutsche Schiff das venezolanische Patrouillenboot, das
daraufhin sank. Ohne die Besatzung zu retten, entfernte sich das deutsche
Schiff mit regelwidrig abgeschaltetem Ortungssystem.[11]

Gegen 80 Prozent der Weltbevölkerung

Während die transatlantischen Mächte ihre Aggressionen gegen Venezuela
trotz der Covid-19-Pandemie ausweiten, nehmen die Proteste gegen die
westliche Sanktionspolitik weltweit zu. Schon am 24. März hatte
UN-Generalsekretär António Guterres die G20-Staaten aufgefordert, sämtliche
wirtschaftlichen Zwangsmaßnahmen gegen Drittstaaten auszusetzen, um "Zugang
zu Nahrung, zur notwendigen Gesundheitsversorgung und zu medizinischer
Covid-19-Hilfe sicherzustellen": "Jetzt ist es Zeit für Solidarität, nicht
für Ausschluss", erklärte er.[12] Der Aufruf verpuffte. Zwar ist es den
USA, der EU, Großbritannien, der Ukraine sowie Georgien am 2. April mit
vereinten Kräften gelungen, eine von Russland in die UN-Generalversammlung
eingebrachte Resolution zum Scheitern zu bringen, die Guterres' Appell
aufnahm und forderte, Sanktionen zugunsten des Kampfes gegen die Pandemie
zumindest auszusetzen.[13] Am vergangenen Freitag verabschiedete dann aber
die "Gruppe der 77" gemeinsam mit China eine Erklärung, in der sie
"schnelle und wirksame Maßnahmen" forderte, "um den Einsatz einseitiger
ökonomischer Zwangsmaßnahmen gegen Entwicklungsländer zu unterbinden" -
denn die Sanktionen hinderten die betroffenen Länder daran, "wirksam" auf
die Verbreitung des Covid-19-Virus zu reagieren.[14] Der "Gruppe der 77",
die bei ihrer Gründung im Jahr 1964 aus 77 Staaten bestand, gehören heute
134 Schwellen- und Entwicklungsländer an. Mit dem Festhalten an den
Sanktionen trotz der Pandemie stellen sich die transatlantischen Mächte,
darunter Deutschland, also gegen mehr als zwei Drittel aller Staaten der
Welt mit rund 80 Prozent der Erdbevölkerung.


Anmerkungen:

[1] Paul Dobson: Neue US-Sanktionen gegen Venezuela, Drohungen gegen
Russland und Ölkonzerne. amerika21.de 12.02.2020.

[2], [3] Marta Andujo: Nächste US-Sanktionen gegen Venezuela sollen
"Lebensader von Maduro abschneiden". amerika21.de 20.02.2020.

[4] Amerika fordert Maduros Abtritt. Frankfurter Allgemeine Zeitung
02.04.2020.

[5] Declaration by the High Representative on behalf of the European Union
on Venezuela. consilium.europa.eu 03.04.2020.

[6], [7] Julieta Daza: IWF lässt Venezuela im Stich. jungewelt.de
19.03.2020.

[8] S. dazu Die Weltenherrscher (II)
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und Aufforderung zum Putsch
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[9] Christoph Gurk: Kriegsschiffe vor Venezuela. sueddeutsche.de
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[13] UN Adopts Resolution Urging Global Cooperation on COVID-19.
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FRAGEN/057: Interview zum Thema Ältere Menschen in der Corona-Pandemie (idw)


Deutsches Zentrum für Altersfragen - 08.04.2020

Interview zum Thema Ältere Menschen in der Corona-Pandemie

Interview zum Thema "Ältere Menschen in der Corona-Pandemie" mit Clemens
Tesch-Römer, Leiter des Deutschen Zentrums für Altersfragen



Professor Tesch-Römer, Sie leiten das Deutsche Zentrum für Altersfragen
und beschäftigen sich mit der Lebenssituation älterer Menschen. Welche
Auswirkungen hat die Corona-Pandemie auf das Leben älterer Menschen?

Älteren Menschen wird es zunächst einmal so gehen wie allen Menschen, egal
welchen Alters. Besorgt, verängstigt, gelähmt, niedergeschlagen - aber sie
werden dann doch wieder mit Lebensmut und Hoffnung versuchen, mit der
Situation umzugehen. Im Übrigen gibt es "die Alten" gar nicht: Das Alter
ist bunt, und wir müssen uns hüten, verallgemeinernd über ältere Menschen
zu sprechen. Schauen Sie sich doch einmal die zweite Lebenshälfte an, die
wir hier am Deutschen Zentrum für Altersfragen untersuchen. Die zweite
Lebenshälfte, das ist die Lebensphase, in der Menschen realisieren, dass
ihre Lebenszeit endlich ist und dass sie allmählich älter werden. Die
40-Jährigen sorgen sich um ihren Arbeitsplatz und müssen zugleich ihre
Kinder beschulen. Die 60-Jährigen würden gerne ihre Enkel unterstützen und
freiwillig aktiv sein, können das aber zurzeit nicht. Den 80-Jährigen wird
täglich gesagt, dass sie zur absoluten Risikogruppe gehören.
Möglicherweise gehen sie deswegen gar nicht mehr aus dem Haus. Dazu kommen
aber noch die großen Unterschiede in Einkommen und Vermögen: Wer Geld hat,
lässt sich Dinge einfach über private Dienste liefern - auch Klopapier und
auch wenn die allgemeinen Lieferdienste ausgebucht sind.

Was sagt denn Ihre Forschung zur aktuellen Lebenssituation älterer
Menschen?

Aus dem Deutschen Alterssurvey, unserer Langzeitstudie zur zweiten
Lebenshälfte, die es schon seit 1996 gibt, wissen wir, dass die Mehrzahl
der älteren Menschen sozial gut eingebettet ist, dass der Kontakt zwischen
den Generationen gut ist und dass sich der Gesundheitszustand insbesondere
der Menschen, die bereits in den Ruhestand gegangen sind, im Zeitvergleich
verbessert hat. Und noch ein wichtiger Punkt: Ältere Menschen sind gar
nicht so viel einsamer als jüngere. Wenn man sich anschaut, wie sich die
Einsamkeit zwischen dem Alter 40 und 90 verändert, dann ist die
Einsamkeitsquote recht stabil. Nur eine kleine Minderheit der Menschen in
der zweiten Lebenshälfte - zwischen etwa 5 und 10 Prozent - fühlt sich
sehr einsam. Aber das kann sich durch die Corona-Pandemie natürlich
ändern. Darüber werden wir erst in Zukunft etwas Genaueres sagen können.

Was können wir tun, damit ältere Menschen, die jetzt keinen Besuch haben
dürfen, nicht vereinsamen?

Jede Form der Kommunikation ist wichtig, um Einsamkeit zu vermeiden. Fast
alle älteren Menschen haben ein Telefon. Deswegen: Nutzt das Telefon -
Enkel, ruft Eure Großeltern an; Nachbarinnen und Nachbarn, ruft Euch
gegenseitig an! Aber auch ganz altmodische Briefe und Postkarten bereiten
Freude. Wenn man sich schon nicht regelmäßig treffen kann, dann sollte man
doch voneinander hören oder lesen können. Außerdem müssen ältere Menschen
Zugang zu digitalen Kommunikationsformen haben: Es ist doch toll, in einer
Videokonferenz mit Freundinnen und Familie nicht nur zu sprechen, sondern
sie auch zu sehen. Aber nicht alle haben die notwendigen Geräte, nicht
alle können ein solches Gerät bedienen, wenn es im Haushalt vorhanden ist.
Da ist es dann die Aufgabe der Nachbarschaft, sich um alte und sehr alte
Menschen zu kümmern und Kontakt zu halten.

Was kann man denn darüber hinaus tun, um ältere Menschen jetzt zu
unterstützen?

Es gibt ja unglaublich viele kreative und tolle Ideen. Letztens habe ich
ein Foto von einem Straßenbild gesehen: Da haben Kinder vor dem Haus ihrer
Großmutter einen Blumenstrauß auf den Gehweg gemalt und darunter
geschrieben: Oma, wir haben Dich lieb. Ich fand das sehr anrührend - und
ich bin fest davon überzeugt, dass auch die Großmutter die Zuneigung ihrer
Enkel gespürt hat. Aber natürlich ist auch handfeste Hilfe wichtig. Bei
uns im Haus haben junge Leute einen Zettel an die Haustür gehängt und
angeboten, für die Älteren im Haus einkaufen zu gehen. Da sehe ich
übrigens eine große Chance für gegenseitige Solidarität. Die Jüngeren
können einkaufen, die Älteren können etwas beitragen, was man auch zuhause
machen kann: Wer eine Nähmaschine hat, näht Masken für die Hausbewohner.
Alte Menschen sind keine Opfer, sondern ein wichtiger und aktiver Teil
unserer Gesellschaft. Da fällt zurzeit viel weg.

Könnten Sie Beispiele für das gesellschaftliche Engagement älterer
Menschen nennen?

Der ebenfalls von uns durchgeführte Freiwilligensurvey zeigt, dass das
freiwillige Engagement in Deutschland in hohem Maße auch durch Ältere
getragen wird. Viele Menschen im Rentenalter sind freiwillig engagiert, in
ganz unterschiedlichen Organisationen. Von den "Tafeln", die arme Menschen
mit Essen versorgen, bis zu den "Omas gegen rechts" - aber viele dieser
Initiativen mussten aufgrund der Corona-Pandemie ihre Arbeit einstellen.
Ganz wichtig ist auch das familiäre Engagement: Großeltern betreuen häufig
ihre Enkelkinder und unterstützen damit junge Familien. Aber dieses
familiäre Engagement ist zurzeit ja ebenfalls kaum möglich: Die Eltern
möchten in der Regel nicht, dass sich die Großeltern bei den Enkeln
anstecken. Wenn dieses Engagement wegfällt, müssen wir es durch staatliche
oder kommunale Angebote ausgleichen.

Aber sind die sehr alten Menschen, die über-80-Jährigen, nicht eigentlich
doch vor allem eins: die Hauptrisikogruppe für Covid-19?

Mir ist es ganz wichtig, dass wir nicht pauschalisierend über ältere
Menschen sprechen. Nicht das Lebensalter allein ist das Risiko für
COVID-19, sondern der Gesundheitszustand und Vorerkrankungen, die mit
steigendem Lebensalter natürlich zunehmen. Es gibt gesunde ältere
Menschen, und es gibt auch jüngere Menschen mit Vorerkrankungen. Klare
Risiko-Kommunikation ist in diesen Zeiten wichtig, und da muss auf das
insgesamt erhöhte Covid-19-Risiko bei älteren und sehr alten Menschen
hingewiesen werden. Dennoch ist auch hier ein differenziertes Altersbild
wichtig. In der aktuellen Situation kursieren häufig pauschalisierenden
Aussagen über "die Alten". Die damit transportierten negativen
Altersstereotype können zu einer Zunahme von Altersdiskriminierung führen.
In der jetzigen Situation kann eine solche Altersdiskriminierung von
erheblicher Bedeutung sein: Wenn bei Entscheidungen über knappe Ressourcen
nicht das Individuum und seine ganz eigene Lebenssituationen betrachtet
wird, sondern nur das Alter zählt, dann wäre dies ein Beispiel für eine
erhebliche Altersdiskriminierung.

Es handelt sich bei Corona inzwischen um eine Pandemie, also die ganze
Welt ist davon betroffen. Gibt es hinsichtlich des Umgangs mit Älteren
Unterschiede zwischen Deutschland und anderen Ländern?

Wie wir alle wissen, gibt es große regionale Unterschiede in der Zahl der
an Covid-19 erkrankten Menschen. Wir wissen allerdings bislang noch nicht,
ob und welche Unterschiede es mit Blick auf die Lebenssituationen älterer
Menschen gibt. In Teilen Italiens oder Spaniens war aber die Zahl der
erkrankten und gestorbenen Menschen erschreckend hoch. Ein Problem ist in
diesen Ländern aber ganz deutlich geworden: Wie wird entschieden, wenn es
weniger Ressourcen gibt als notwendig sind, zu wenig Krankenhausbetten, zu
wenig Möglichkeiten der Beatmung auf Intensivstationen? Was wir unbedingt
verhindern müssen, sind Situationen, in denen Entscheidungen allein
aufgrund des Alters einer Person und nicht aufgrund detaillierter
Informationen zu ihrem Gesundheitszustand gefällt werden. Und noch ein
persönliche Anmerkung: Gerade in diesen schwierigen Zeiten ist es
notwendig, dass Europa solidarisch sein muss. Endlich gibt es ja Bewegung
in der Frage um finanzielle Hilfen für besonders betroffene Länder.

Was denken Sie, werden die langfristigen Folgen der Corona-Krise für
ältere Menschen sein?

Das kann wohl noch niemand absehen. Aber es wird wohl weitreichende Folgen
für uns alle, Ältere wie Jüngere, geben. Zwei Dinge liegen sehr nahe:
Erstens werden wir in Zukunft alle noch stärker als vorher die
Möglichkeiten des Internets nutzen - zur Kommunikation, um uns zu
informieren, um Dienstleistungen in Anspruch zu nehmen. Wir müssen deshalb
dafür sorgen, dass auch wirklich alle Menschen, unabhängig von Alter,
Einkommen und Bildung Zugang zum Internet haben und die entsprechenden
Geräte und Programme bedienen können. Und zweitens: Mit hoher
Wahrscheinlichkeit wird es zu einer Rezession kommen. Wer wird am meisten
darunter leiden? Die Arbeitslosigkeit wird steigen und viele Selbständige
werden unter der Rezession leiden. Davon werden Menschen im Erwerbsalter,
aber auch Kinder und Jugendliche betroffen. Wahrscheinlich wird es auch
für jene alte Menschen schwer, die nur kleine Renten erhalten. Aber wie
gesagt: Vieles wird noch passieren, an das wir zurzeit gar nicht denken.

Abschließend ein Tipp: Was können ältere Menschen tun, um sich in
Corona-Zeiten fit zu halten?

Bewegung ist wichtig für Gesundheit im Alter. Man kann es nicht oft genug
wiederholen: Bewegung, Bewegung, Bewegung. Nach draußen und
Spazierengehen! Natürlich nur allein oder zu zweit - oder in großem
Abstand, wenn man mit anderen einen Weg machen will. Und dann kann man
auch Gymnastik zuhause machen. Schwierig, dafür die notwendige Disziplin
aufzubringen. Aber wenn wir ehrlich sind: Das ist doch immer so.

Vielen Dank für das Interview!


Das Gespräch führte Stefanie Hartmann


Weitere Informationen unter:

http://www.dza.de 

Hier finden Sie fünf Fact Sheets mit Stellungnahmen zu verschiedenen
Aspekten der Lebenssituation älterer Menschen in der Corona-Krise

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution794

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsches Zentrum für Altersfragen, 08.04.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FRAGEN/056: Haben Pflegekräfte (k)eine Lobby? (idw)


Hochschule für Wirtschaft und Recht Berlin - 07.04.2020

Haben Pflegekräfte (k)eine Lobby?



Bund und Länder schnüren in der Coronakrise Finanzpakete für Wirtschaft
und Menschen in Not. Pflegekräften wird applaudiert. Prof. Dr. Aysel
Yollu-Tok im Interview über den Wert der Sackgassenberufe.

Zur Person

Prof. Dr. Aysel Yollu-Tok ist Professorin für Volkswirtschaftslehre,
insbesondere Sozial- und Wirtschaftspolitik an der Hochschule für
Wirtschaft und Recht (HWR) Berlin. Sie ist Stellvertretende Direktorin des
Harriet Taylor Mill-Instituts für Ökonomie und Geschlechterforschung der
HWR Berlin. Seit April 2019 leitet die ausgewiesene Expertin auf den
Gebieten Arbeitsmarktökonomie und Gender im Auftrag des Bundesministeriums
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend die Sachverständigenkommission
für den Dritten Gleichstellungsbericht.

Kurzarbeitergeld wird aufgestockt, Soloselbständige erhalten
Hilfszahlungen, für KMU gibt es bedingungslose Kredite, der Zugang zu
Transferleistungen wie Hartz IV wird entbürokratisiert. Dagegen nimmt sich
der angekündigte Bonus für Menschen in Pflegeberufen eher bescheiden
aus.

Die genannten Hilfspakete haben ein Ziel: den zu erwartenden
Konjunktureinbruch zu dämmen und die damit verbundenen ökonomischen und
sozialen Kosten der Arbeitslosigkeit zu senken. Die letzte Finanzkrise hat
gezeigt, dass der soziale Dienstleistungsbereich eine enorm
krisenresistente Branche ist. Die Erwerbslosigkeit ist überall
angestiegen, nur nicht hier. Die Nachfrage nach bezahlter Sorgearbeit
nimmt nicht ab, nur, weil unsere Produkte im Ausland weniger nachgefragt
oder globale Lieferketten unterbrochen werden. Sie ist unabhängiger von
konjunkturellen Entwicklungen.

Weshalb werden Pflegeberufe generell vergleichsweise gering entlohnt?

Charakteristisch für die professionelle Sorgearbeit, die in den
Pflegeberufen geleistet wird, ist, dass die Anbieterstrukturen sehr
unterschiedlich sind. Die Arbeitsbedingungen und Einkommen innerhalb des
Berufsfeldes variieren stark. Gemeinsam ist ihnen, dass sie stark von
Teilzeit betroffen sind, sich im unteren Einkommensbereichen bewegen, oft
mit starken gesundheitlichen Belastungen sowie fehlenden Um- und
Aufstiegsmöglichkeiten einhergehen. In der Forschung sprechen wir daher
von "Sackgassenberufen".

Wie begründen Sie diese Schlechterstellung?

Der Ursprung der professionellen Sorgearbeit im Feld der sozialen,
personenbezogenen und haushaltsnahen Dienstleistungen liegt in der
privaten und damit unbezahlten Sorgearbeit, die historisch gesehen "reine
Frauensache" war. Diese, über Hunderte von Jahren andauernde
Selbstverständlichkeit bzw. geschlechtsspezifische Zuschreibung spiegelt
sich heute in der gesamten Entlohnungslandschaft sowie Arbeitsbedingungen
wider. Bisher fehlt der politische Wille, um diese Pfadabhängigkeit zu
brechen und echte "Lebensberufe" zu schaffen.

Liegt das auch am hohen Frauenanteil in den Pflegeberufen?

Der deutsche Arbeitsmarkt ist nach Geschlecht segregiert, das heißt,
Frauen und Männern sind in Bezug auf Berufe, Berufsfelder oder auf
Hierarchieebenen ungleich auf dem Arbeitsmarkt präsent. Und ja, der hohe
Frauenanteil in den Pflegeberufen ist ein Abbild der
Geschlechtersegregation. Sind Männer in den sozialen
Dienstleistungsbereichen zu finden, dann eher in einer Leitungsfunktion.

Wird sich das ändern?

Ein klares Henne-Ei-Problem: Ist die Entlohnung so gering, weil hier vor
allem Frauen beschäftigt sind oder wählen Frauen - trotz der geringen
Entlohnung - diese Berufe aus dem vermeintlichen Grund, Sorge- und
Erwerbsarbeit besser vereinbaren zu können? In Deutschland wird in
heterosexuellen Familien nach wie vor oft das Zuverdienst-Modell gelebt.
Es gibt einen Familienernährer, und die Zuverdienerin geht einem
Teilzeitjob nach, stemmt Erwerbs- und Sorgearbeit parallel. Das ist
ursächlich für die geschlechtsspezifische Lohnlücke und auch für die
verstärkt auftretende Altersarmut bei Frauen.

Pflegekräfte wünschen sich statt anerkennender Klatschkonzerte und
Dankesbekundungen durch Kanzlerin und Minister bessere Bezahlung und
Arbeitsbedingungen.

Es wird Zeit für einen Pfadbruch. Es hat leider eine Pandemie gebraucht,
um die enorme Wertschöpfung im Bereich der Pflegeberufe sichtbar zu
machen, nicht nur für die Politik und Gesellschaft, sondern auch für die
Wirtschaft. Jetzt kann und muss ein Umdenken stattfinden. Diese Branche
ist nicht nur krisenfest, womit sie geringe krisenbedingten Kosten für den
Staat verursacht, sie sorgt auch dafür, dass die Bevölkerung
gesundheitlich versorgt wird. Davon profitieren auch die Unternehmen - sie
wollen schließlich ihr "Humankapital" halten.

Diese Argumente sind nicht neu.

Nein, aber in Anbetracht der aktuellen Lage wird nun der Scheinwerfer auf
diese Branche gerichtet. Die überfälligen Klatschkonzerte können zumindest
einen Pfadbruch bzw. den politischen Willen für eine Veränderung einläuten
- die Konzepte für die Aufwertung dieser Berufe liegen schon längst auf
dem Tisch. Sie müssen nur mit Nachdruck umgesetzt werden.

Was muss passieren und wie?

Eine nachhaltige Strategie zur Aufwertung der professionellen Sorgearbeit
muss her. Arbeitsbedingungen müssen deutlich verbessert werden. Bisher gab
es nur Reformen der kleinen Schritte. Die staatlichen Rahmenbedingungen
des Pflegesektors bedürfen jedoch einer grundsätzlichen Überholung: Der
Pflegemarkt kann nicht mit den Werkzeugen eines klassischen Marktes
"geregelt" werden, zahlreiche Studien belegen dies seit Jahren. Die
maßgebliche Aufstockung der Finanzierung der Pflegeinfrastruktur aus
öffentlichen Mitteln ist notwendig. Der sozialrechtliche Grundsatz
"ambulant vor stationärer Pflege", das heißt, die staatliche Vorgabe, dass
Pflege informell und unbezahlt zu Hause erfolgen soll, bedarf einer
Generalüberholung.

Wie realistisch ist die Umsetzung dieser Forderungen?

Wo ein politscher Wille ist, da ist auch ein realistischer Weg.

Ab April 2022 soll ein branchenüblicher Mindestlohn von 2.175 Euro brutto
für Pflegehilfskräfte und 2.600 Euro für Pflegefachkräfte greifen. Greift
das weit genug und kommt das nicht zu spät? Im deutschen Gesundheitssystem
stehen die Uhren im Pflegebereich doch schon auf 5 nach 12.

Ja, das geht in die richtige Richtung. Aber ob ein Mindestlohn allein ein
glaubwürdiges Zeichen in Richtung "Wertschätzung" ist, bezweifele ich. Es
braucht einen flächendeckenden, gegebenenfalls regional differenzierenden
Tarifvertrag, der mehr verspricht als den Mindestlohn.

Pflegekräfte können im Gegensatz zu anderen Branchen schlecht für ihre
Rechte eintreten. Streiks würden Menschenleben kosten. Ändert sich deshalb
nichts oder fast nichts? Weshalb haben Pflegekräfte keine Lobby?

Naja, die Interessenvertretungen, die Lobby, wenn Sie so wollen, gibt es
durchaus. Die Frage ist, wie es um deren Verhandlungsmacht bestellt ist.
Das Missverhältnis zwischen politischer, gesellschaftlicher und
ökonomischer Relevanz und tatsächlicher Entlohnung und den vorherrschenden
Arbeitsbedingungen liegen offen auf der Hand. Deshalb sollten auf die
öffentlichen Klatschkonzerte und die Dankesrede aus der Politik konkrete
und nachhaltige Schritte folgen, die endlich diese Branche aus dem
Schattendasein rausholen.

Was bleibt von der Coronakrise? Wird die Politik Lehren ziehen aus dem
potenzierten Pflegenotstand?

Die Coronakrise führt uns deutlich vor Augen, wo die Probleme und
Versäumnisse der letzten Jahrzehnte liegen. Das kann eine Chance sein.
Daher sollten die solidarischen Klatschkonzerte weitergehen und die
Scheinwerfer so lange auf die Missstände in den sozialen Berufen gerichtet
werden, bis diese beseitigt sind.

Frau Prof. Yollu-Tok, ich danke Ihnen für das Gespräch.


Das Interview führte Sylke Schumann, Pressesprecherin der Hochschule
für Wirtschaft und Recht (HWR) Berlin.

Hochschule für Wirtschaft und Recht Berlin

Die Hochschule für Wirtschaft und Recht (HWR) Berlin ist mit über 11 500
Studierenden eine der großen Hochschulen für angewandte Wissenschaften -
mit ausgeprägtem Praxisbezug, intensiver und vielfältiger Forschung, hohen
Qualitätsstandards sowie einer starken internationalen Ausrichtung. Das
Studiengangsportfolio umfasst Wirtschafts-, Verwaltungs-, Rechts- und
Sicherheitsmanagement sowie Ingenieurwissenschaften in über 60
Studiengängen auf Bachelor-, Master- und MBA-Ebene. Die HWR Berlin
unterhält 195 aktive Partnerschaften mit Universitäten auf allen
Kontinenten und ist Mitglied im Hochschulverbund "UAS7 - Alliance for
Excellence". Als eine von Deutschlands führenden Hochschulen bei der
internationalen Ausrichtung von BWL-Bachelorstudiengängen und im Dualen
Studium belegt die HWR Berlin Spitzenplätze in deutschlandweiten Rankings
und nimmt auch im Masterbereich vordere Plätze ein. Die HWR Berlin ist
einer der bedeutendsten und erfolgreichen Hochschulanbieter im
akademischen Weiterbildungsbereich und Gründungshochschule. Die HWR Berlin
unterstützt die Initiative der Hochschulrektorenkonferenz "Weltoffene
Hochschulen - Gegen Fremdenfeindlichkeit".

http://www.hwr-berlin.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution147

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule für Wirtschaft und Recht Berlin, 07.04.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AGRAR/1877: Landwirtschaft arbeitsfähig halten (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 8. April 2020

Landwirtschaft arbeitsfähig halten

Erklärung des DBV-Verbandsrates vom 8. April 2020



Vor dem Hintergrund der aktuellen Pandemie durch das Coronavirus hat
der Deutsche Bauernverband weitere dringende Maßnahmen zur
Unterstützung der deutschen Landwirtschaft in der Krise gefordert.
Zunehmend werden sich auch die Folgen einer globalen wirtschaftlichen
Rezession auf die Landwirtschaft und die Agrarmärkte niederschlagen.
Um die Landwirtschaft arbeitsfähig zu halten und die Auswirkungen
einer negativen wirtschaftlichen Entwicklung abzuschwächen, fordert
der Deutsche Bauernverband unter anderem den Ausbau von
Liquiditätssicherungsdarlehen, die Einreisemöglichkeit für
Grenzpendler oder weitere Zuverdienstmöglichkeiten für inländische
Erntehelfer.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 8. April 2020

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7, 10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 0, Fax: 030 / 31 904 431

Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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ARBEIT/3038: Anmeldung auf saisonarbeit2020.bauernverband.de gut angelaufen (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 9. April 2020

Anmeldung auf saisonarbeit2020.bauernverband.de gut angelaufen

Mit hoher Nutzung zum Portalstart war zu rechnen



Mit heutigem Stand (12.00 Uhr) haben rund 1.200 landwirtschaftliche
Betriebe insgesamt 10.000 Saisonarbeitskräfte auf dem Portal
saisonarbeit2020.bauernverband.de für den Monat April registriert und
zur Einreise angemeldet. Für den Monat Mai sind derzeit weitere 5.000
Saisonarbeitskräfte angemeldet worden, heißt es beim Deutschen
Bauernverband (DBV). "Mit diesen Größenordnungen haben wir gerechnet
und sie zeigen einmal mehr, wie wichtig der Schritt war, den
Einreisestopp für Saisonarbeitskräfte rasch zu lockern", betont
DBV-Generalsekretär Bernhard Krüsken. Er sei zuversichtlich, so
Krüsken weiter, dass trotz dieser zunächst hohen Nachfrage zum Start
der Plattform die Zahl der zugesagten Saisonarbeitskräfte von jeweils
40.000 in den Monaten April und Mai eine gute Basis sei. Auch geht der
DBV-Generalsekretär davon aus, dass es nicht zu einer schnellen
Überschreitung dieser Größenordnungen komme.

Dieses Portal und das mit der Bundesregierung vereinbarte
Anmeldeverfahren sind ausschließlich für Betriebe der Landwirtschaft,
des Garten- und Weinbaus sowie für deren Saisonarbeitskräfte
vorgesehen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 9. April 2020

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7, 10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 0, Fax: 030 / 31 904 431

Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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GEWERKSCHAFT/1952: Real-Zerschlagung - ver.di will große Pakete für die Käufer statt nur Filetstücke (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
8. April 2020

Real-Zerschlagung: ver.di will große Pakete für die Käufer statt
nur Filetstücke

Nach der Corona-Krise möglichst viele Arbeitsplätze im Handel
erhalten



Im Zusammenhang mit dem Verkauf von 141 Märkten der Supermarktkette
Real an Edeka und Kaufland hat die Vereinte
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) das Bundeskartellamt
aufgefordert, aktuelle Maßstäbe bei der Prüfung zu berücksichtigen.
"Nach der Corona-Krise ist das Wichtigste, möglichst viele
Arbeitsplätze im Handel zu retten. Alle potenziellen Käufer von
Märkten müssen deshalb verpflichtet werden, Pakete von attraktiven
und weniger attraktiven Standorten zu erwerben, statt sich nur die
Filetstücke bei Real herauszuschneiden", erklärte ver.di
Bundesvorstandsmitglied Stefanie Nutzenberger. "Es geht darum,
gemeinsam zu verhindern, dass mehr als 10.000 Menschen ihre Existenz
verlieren und in Hartz IV rutschen."

"Von den Käufern erwarten wir auch Investitionen, um schlechter
laufende Märkte wieder attraktiv zu machen und damit Arbeitsplätze zu
sichern", sagte Nutzenberger. Ein Geschäftsmodell, in dem die
sozialen Kosten der Zerschlagung eines Unternehmens auf die
Allgemeinheit abgewälzt werden sollen, dürfe nicht unterstützt
werden. Wesentlich seien existenzsichernde Tarifverträge.
"Tarifbindung ist elementar, um Dumpinglöhne zu verhindern und
Menschen zu ermöglichen, ohne staatliche Hilfen zu leben."

Maßgabe des Wirtschaftsministeriums dürfe nicht alleine der Blick auf
die Marktinteressen sein. "Die aktuelle Krise aufgrund Covid 19
zeigt, wie hoch das öffentliche Interesse an der Versorgung der
Bevölkerung mit Waren des täglichen Bedarfs ist. Wenn aber in
systemrelevanten Branchen Zweidrittel der Geschäfte die Beschäftigten
nicht einmal nach dem Flächentarifvertrag bezahlen, ist es auch
Aufgabe der obersten Bundesbehörden, eine weitere Erosion verhindern
zu helfen, damit sich Unternehmen ohne Tarifbindung nicht weitere
Wettbewerbsvorteile verschaffen", so die Gewerkschafterin.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 08.04.2020

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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GEWERKSCHAFT/1951: Speditionsbranche - mehr Transparenz und Kontrolle bei Frachtentgelten (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
8. April 2020

Speditionsbranche: ver.di fordert mehr Transparenz und Kontrolle bei
Frachtentgelten - Lohn-und Sozialdumping bekämpfen

Berlin, 08.04.2020



Zur Eindämmung des um sich greifenden Sozial- und Lohndumpings in der
Speditionsbranche fordert die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft
(ver.di) die Einrichtung einer offiziellen Informationsplattform, bei
der offensichtlich illegale Angebote für Frachtdienstleistungen
('Frachtraten') erfasst werden. "Wenn illegale Angebote öffentlich
werden, können mit Hilfe der Finanzkontrolle Schwarzarbeit die
schwarzen Schafe identifiziert werden. Das hilft den Beschäftigten
ebenso wie den fairen Unternehmen", sagte die stellvertretende
ver.di-Vorsitzende Andrea Kocsis am Mittwoch.

Gegenwärtig bahnt sich eine weitere deutliche Verschlechterung der
Arbeitsbedingungen für die Fahrerinnen und Fahrer an. Grund dafür
sei, dass vor allem die großen Branchen-Unternehmen die Frachtraten
extrem unter Druck setzen würden, klagte Kocsis. In der Folge würden
Angebote abgegeben, die nicht mehr mit dem Mindestlohngesetz und dem
Kabotage-Verbot vereinbar sind. "Es nützt den LKW-Fahrerinnen und
-Fahrern überhaupt nichts, als Helden der Corona-Krise gefeiert zu
werden, wenn die großen Unternehmen gleichzeitig die Frachtraten und
damit einhergehend die Löhne drücken. Viele Betroffene erhalten -
wenn überhaupt - nur noch den gesetzlichen Mindestlohn", betonte
Kocsis. Sie seien am Ende die Leidtragenden, die nicht nur unter
extrem schlechten Bedingungen, sondern aus Angst um einen Jobverlust
am Rande der Legalität arbeiten müssten, betonte Kocsis.

Für eine funktionierende Gesellschaft mit moderner Infrastruktur
seien Speditions-und Logistikdienstleister mit motivierten
Beschäftigten unverzichtbar, das zeige sich gerade in der Krise sehr
deutlich. Deshalb müsse der Gesetzgeber jetzt eingreifen und für
Transparenz und Kontrolle sorgen, so Kocsis.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 08.04.2020
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GEWERKSCHAFT/1950: Eurowings Kabine - Tarifvertrag mit 90 Prozent Kurzarbeitergeldaufstockung vereinbart (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
8. April 2020

Eurowings Kabine:
Tarifvertrag mit 90 Prozent Kurzarbeitergeldaufstockung vereinbart



Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) und die
Fluggesellschaft Eurowings GmbH haben sich während der Corona-Krise
auf einen Tarifvertrag zur Einführung von Kurzarbeit für die
Kabinenbeschäftigten geeinigt. Der Tarifabschluss sieht die
Einführung von Kurzarbeit ab dem 1. April 2020 sowie die Aufstockung
auf 90 Prozent des bisherigen Nettoentgelts vor. Auch eine
Beschäftigungssicherung für die über 1.100 Kabinenbeschäftigten
konnte vereinbart werden.

"Die Luftverkehrsbranche befindet sich in einer schweren Krise. Erst
gestern hat der Lufthansa Konzern bedauerlicherweise verkündet, den
Betrieb der Germanwings einzustellen und die Konzernflotte zu
reduzieren. Es ist begrüßenswert, dass wir in der augenblicklichen
Situation einen Tarifabschluss erzielen konnten, mit dem die
Arbeitsplätze in der Eurowings Kabine vorerst abgesichert und ein
Zuschuss auf 90 Prozent des Nettolohns zum Kurzarbeitergeld
vereinbart werden konnten", betont Mira Neumaier, bei ver.di für die
Luftfahrt zuständige Gewerkschaftssekretärin.

Eurowings ist die Low-Cost-Airline im Lufthansa Konzern. Von
Düsseldorf, Köln/Bonn, Stuttgart und Hamburg bedient Eurowings mit
über 1.100 Kabinenbeschäftigten zahlreiche Flugziele in Europa und
Nordafrika. Im Zuge der Corona-Krise hat Eurowings das Flugprogramm
um ca. 90 Prozent reduziert.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 08.04.2020
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MELDUNG/913: Frequenznutzung für kulturelle Veranstaltungen künftig kostenlos (BNA)


Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und
Eisenbahnen - Pressemitteilung vom 08.04.2020

Allgemeinzuteilung für drahtlose Mikrofone
Frequenznutzung für kulturelle Veranstaltungen künftig kostenlos



Die Bundesnetzagentur hat heute Frequenzen im Bereich zwischen 470
MHz und 694 MHz für die professionelle Nutzung drahtloser Mikrofone
allgemeinzugeteilt.


"Die Frequenzen für drahtlose Mikrofone können zum Beispiel in
der Kulturwirtschaft künftig kostenlos und ohne förmliche Beantragung
genutzt werden", erklärt Jochen Homann, Präsident der
Bundesnetzagentur.

Durch die Allgemeinzuteilung entfallen für ca. 18.000
Einzelzuteilungen künftig die Zuteilungsgebühren und
Frequenznutzungsbeiträge. Neben der finanziellen Entlastung
entbürokratisiert die Allgemeinzuteilung Frequenznutzungen für
professionelle Nutzer; unter anderem im Bereich Rundfunk und Theater,
bei Konzertveranstaltungen oder in anderen
Veranstaltungseinrichtungen.

Die bisherigen Zuteilungsinhaber (Einzelfrequenzzuteilung) werden in
den nächsten Wochen von der Bundesnetzagentur angeschrieben und über
die Überführung ihrer individuellen Nutzungsrechte in diesem
Frequenzbereich informiert sowie um Rückmeldung weiterer
Frequenzbedarfe gebeten.


Weitere Informationen sind unter www.bundesnetzagentur.de/vfg34
veröffentlicht.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 08.04.2020
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VERKEHR/822: Strafbare Unfallflucht nicht auf Privatparkplatz möglich (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 9. April 2020

Strafbare Unfallflucht nicht auf Privatparkplatz möglich



Zweibrücken/Berlin (DAV). Auf einem Privatparkplatz kann ein Fahrer
keine strafbare Unfallflucht begehen. Das gilt dann, wenn der
Parkplatz nicht der Öffentlichkeit zugänglich ist, auch nicht gegen
Gebühr, also etwa Firmen- und Betriebsparkplätze. Ein Parkplatz,
dessen Schranke defekt ist und dessen Stellplätze vermietet sind, ist
der Öffentlichkeit nicht zugänglich. Ein "unerlaubtes Entfernen vom
Unfallort" im Sinne des Strafrechts ist dann nicht möglich. Die
Arbeitsgemeinschaft Verkehrsrecht des Deutschen Anwaltvereins (DAV)
informiert über eine Entscheidung des Oberlandesgerichts Zweibrücken
vom 11. November 2019 (AZ: 1 OLG 2 Ss 77/19).

In dem Fall kam zu einem Unfall auf einem Privatparkplatz, der zu der
Zeit wegen einer defekten Schranke für jedermann offen zugänglich war.
Der Parkplatz ist durch eine entsprechende Beschilderung als
Privatparkplatz gekennzeichnet. Dort darf nur parken, wer eine
Stellfläche gemietet hat. Ein- und Ausfahrt ist normalerweise nur
durch das Passieren einer Schrankenanlage möglich. Die Mieter erhalten
zum Öffnen der Schranke eine elektronische Karte.

Eine Pkw-Fahrerin stieß mit ihrem Fahrzeug auf dem Parkplatz gegen ein
anderes Kraftfahrzeug. Sie entfernte sich vom Unfallort, obwohl sie
den Unfall bemerkt hatte und ohne die Feststellungen zu ihrer Person
zu ermöglichen. Es entstand ein Fremdschaden über 3.600 Euro.

Das Amtsgericht verurteilte die Frau. Das Oberlandesgericht hob die
Entscheidung dann auf. Eine Unfallflucht im Sinne des Strafrechts
könne nur auf einer "öffentlichen Verkehrsfläche" erfolgen. Es sei
fraglich, ob es sich bei dem Parkplatz um eine öffentliche
Verkehrsfläche gehandelt habe. Grundsätzlich sei dieser als
"Privatparkplatz" ausgewiesen und stehe nur Mietern der Parkplätze zur
Verfügung. Das Amtsgericht habe nicht festgestellt, dass der
Eigentümer des Parkplatzes die Nutzung auch durch Dritte dulde und in
welchem Umfang dies erfolge. Dies sei jedoch die Voraussetzung, dass
eine öffentliche Verkehrsfläche vorliege und damit die Voraussetzung
für eine Verurteilung. Es reiche nicht aus, dass die Schranke zum
Unfallzeitpunkt defekt war.

Information: www.verkehrsrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 19/20 vom 9. April 2020

Pressedienst der Arbeitsgemeinschaft Verkehrsrecht

Deutscher Anwaltverein (DAV)
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VERKEHR/821: Benutzung eines Mobiltelefons beim Wegräumen von Papierblättern? (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 9. April 2020

Benutzung eines Mobiltelefons beim Wegräumen von Papierblättern?



Hamm/Berlin (DAV). Wer nur Blätter wegräumen will und dafür das Handy
in die Hand nimmt, begeht keinen Verstoß. Schließlich "benutzt"
derjenige es nicht. Die Verurteilung zu einer Geldbuße ist nicht
rechtmäßig. Die Arbeitsgemeinschaft Verkehrsrecht des Deutschen
Anwaltvereins (DAV) informiert über eine Entscheidung des
Oberlandesgerichts Hamm vom 7. März 2019 (AZ: 4 RBs 392/18).

Der Mann fuhr mit seinem Sattelzug in eine Geschwindigkeitskontrolle.
Dort wurde festgestellt, dass er ein Mobiltelefon in der rechten Hand
hielt und mit diesem in der Hand lose auf dem Armaturenbrett liegende
Zettel aufnahm. Er wurde wegen der Benutzung eines Mobiltelefons zu
einer Geldbuße von 125 Euro verurteilt. Mit seiner Beschwerde wehrte
sich der Mann dagegen. Er meinte, er habe nur Papiere und das Handy
wegräumen wollen.

Das überzeugte das Oberlandesgericht. Es hob die Entscheidung des
Amtsgerichts Coesfeld auf. Das bloße Halten des Mobiltelefons während
des Fahrens sei kein Verstoß gegen das Benutzungsverbot. Dafür spreche
schon der Wortlaut der Vorschrift, der ein "Benutzen" voraussetze.

Information: www.verkehrsrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 18/20 vom 9. April 2020

Pressedienst der Arbeitsgemeinschaft Verkehrsrecht

Deutscher Anwaltverein (DAV)
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VERKEHR/820: Milde Strafe für Aufzeichnung einer Verkehrskontrolle (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 9. April 2020

Milde Strafe für Aufzeichnung einer Verkehrskontrolle



München/Berlin (DAV). Wer eine Verkehrskontrolle aufzeichnet, macht
sich strafbar. Und wer trotz mehrfacher Ermahnung weiterhin Ton- und
Bildaufzeichnungen macht, muss mit einer Verurteilung rechnen. Das
Amtsgericht München hat am 20. Januar 2020 (AZ: 1034 Ls 458 Js
197562/19 jug) einen 21-jährigen zur Teilnahme an einem Kurs "Korrekt
im Web" zum korrekten Verhalten im Internet verurteilt.

In dem von der Arbeitsgemeinschaft Verkehrsrecht des Deutschen
Anwaltvereins (DAV) mitgeteilten Fall ging es um eine
Verkehrskontrolle frühmorgens um 3:40 Uhr. Zwei Polizisten
kontrollierten den Beifahrer und dessen Freund am Steuer. Die
Kommunikation zwischen Beamten, seinem Freund und sich zeichnete der
Beifahrer mit seinem Smartphone auf - trotz mehrfacher Hinweise auf
das strafrechtliche Verbot in Bild und Ton. Die Beamten händigten ihm
bei der nachfolgenden Vernehmung den ausgedruckten Gesetzestext aus,
zogen das Handy als Beweismittel ein und stellten Strafantrag.

Das Jugendschöffengericht am Amtsgericht verurteilte den Beifahrer zur
Teilnahme an dem Kurs. Dabei berücksichtigte das Gericht
strafmildernd, dass er den Sachverhalt einräumte, sich entschuldigte
und auch mit der Szene vertraute Polizisten seine Entwicklung positiv
darstellten. Auch habe der Mann sein Handy trotz weiterlaufender
Zahlungen nicht nutzen können.

Die Richterin wertete zu seinen Lasten, dass von seiner Tat zwei
Personen betroffen waren. Auch habe der Angeklagte Arreste und vor
allem eine längere Vollzugsstrafe verbüßt. Er habe in offener, wenn
auch nicht einschlägiger Bewährung gehandelt. Daher sei es notwendig,
aber auch ausreichend, "den Angeklagten zur Teilnahme an einem
'Korrekt im Web-Kurs' anzuweisen, um ihm einschlägige Kenntnisse bei
der Verwendung elektronischer Geräte zu vermitteln und damit künftige
weitere Straftaten zu verhindern."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 17/20 vom 9. April 2020

Pressedienst der Arbeitsgemeinschaft Verkehrsrecht
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STANDPUNKT/085: Covid-19 erfordert höhere Leistungen für alleinstehende und alleinerziehende Geflüchtete (RAV)


Republikanischer Anwältinnen- und Anwälteverein e. V. - 08.04.2020

Sächsisches Landessozialgericht erkennt: Covid-19 erfordert höhere
Leistungen für alleinstehende und alleinerziehende Geflüchtete



Seit dem 1. September 2019 gelten für Geflüchtete in Deutschland neue
Regeln im Existenzsicherungsrecht. Seitdem werden u.a.
Grundsicherungsleistungen für Alleinstehende und Alleinerziehende in
Sammelunterkünften nur zu 90 Prozent gewährt. Von ihnen könne erwartet
werden, dass sie gemeinsam wirtschaften wie Ehepaare, heißt es in der
empirisch nicht belegten Begründung zur Gesetzesänderung. Dagegen sind in
Deutschland Eil- und Hauptsacheverfahren anhängig. Wegen der erheblichen
Auswirkungen der Covid-19-Pandemie auf Menschen in Sammelunterkünften
werden zahlreiche weitere Eilanträge vor den Sozialgerichten gestellt.

Durch die Covid-19-Pandemie hat sich die Situation der Bewohner*innen von
Sammelunterkünften dramatisch verändert. Sozialarbeiter*innen sind in
vielen Sammelunterkünften aufgrund der Pandemie bereits abgezogen worden
und/oder machen nur noch Telefonbetreuung. Viele Menschen in den
Sammelunterkünften bleiben in ihren Zimmern. Ein gemeinsames Leben kann und
soll auch nicht stattfinden. Dennoch ist die Gefahr für eine Ausbreitung
der Pandemie in Sammelunterkünften weiterhin groß. Auch deshalb fordert
u.a. pro asyl die Auflösung der Sammelunterkünfte und dezentrale
Unterbringung der Geflüchteten [1]. Diesen Forderungen schließt sich der
RAV an und fordert zudem das Ende jeglicher migrationspolitisch begründeter
Sonderverfahren im Sozialrecht. RAV-Vorstandsmitglied Berenice Böhlo
betont, »es muss endlich Schluss gemacht werden mit den Sonderverfahren im
Sozialrecht. Die Menschenwürde ist migrationspolitisch nicht
relativierbar«.

»Bis zur Auflösung der Lager können und dürfen nun erst recht nicht
angebliche Einspareffekte eine Kürzung der Regelleistung für Alleinstehende
und Alleinerziehende begründen«, so der Göttinger Rechtsanwalt Sven Adam,
der einige der Antragstellenden rechtlich vertritt. »Ziel weiterer
Verfahren ist die Gewährung voller Regelleistungen. Es geht monatlich um
bis zu 42 Euro bei den Ärmsten unserer Gesellschaft«, so RAV-Mitglied Adam
weiter.

»Wenn die Sozialleistungsträger die Leistungen für Geflüchtete in
Sammelunterkünften nicht selbstständig kurzfristig anheben, müssen die
Sozialministerien der Länder dies vorgeben. Wenn auch dies nicht erfolgt,
ist die Sozialgerichtsbarkeit gefragt. Das Sächsische Landessozialgericht
hat insoweit mit Beschluss vom 23. März 2020 Handlungswillen gezeigt«
erläutert RAV-Mitglied Rechtsanwalt Raik Höfler aus Leipzig, der den
Beschluss des Sächsischen Landessozialgerichts erstritten hat.

»Die Folgen einer Pandemie dürfen sich nicht am Status von Menschen
ausrichten. Daher ist mindestens die Aufnahme der Sozialschutz-Regelungen
in das Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) notwendig. Es verbietet sich,
einzelne Regelungen zur Existenzsicherung von den Sozialschutz-Regelungen
auszunehmen«, so der Berliner Rechtsanwalt Volker Gerloff für die 'AG
Sozialrecht' im DAV.

RAV-Vorstandsmitglied Berenice Böhlo ergänzt: »Dass das 
'Sozialschutz-Paket' (BT-Drucksache 19/18107,
https://dipbt.bundestag.de/doc/btd/19/181/1918107.pdf) vom März 2020
anlässlich der Corona-Krise keinerlei Verweis auf das
Asylbewerberleistungsgesetz enthält, ist ein menschenrechtlich fatales
Signal der Bundesregierung«.


Hintergrund:

Am 21.08.2019 ist das sog. 'Geordnete-Rückkehr-Gesetz' und am 01.09.2019
das 'Dritte Gesetz zur Änderung des Asylbewerberleistungsgesetzes' in Kraft
getreten. Beide Gesetze enthalten massive Leistungskürzungen insbesondere
für Alleinstehende und Alleinerziehende in den Gemeinschaftsunterkünften.
Mit der Neuregelung im Asylbewerberleistungsgesetz wurden zwar endlich die
Bedarfssätze angepasst (nachdem die letzte Erhöhung 2016 erfolgt ist und
eine Fortschreibung durch die Behörden trotz gesetzlicher Verpflichtung
nicht durchgeführt wurde). Allerdings hat der Gesetzgeber eine neue
Bedarfsstufe für Alleinstehende eingeführt, die noch nicht in einer eigenen
Wohnung wohnen. Sie erhalten zukünftig genauso viel wie Ehegatten und damit
nur etwa 90 Prozent der vollen Leistungen.

Laut dem Gesetzeszweck soll »der besonderen Bedarfslage von
Leistungsberechtigten in Sammelunterkünften« Rechnung getragen werden. Es
sei davon auszugehen, so der Gesetzgeber, dass eine
Gemeinschaftsunterbringung für die Bewohnerinnen und Bewohner solcher
Unterkünfte Einspareffekte zur Folge hat, die denen in Paarhaushalten im
Ergebnis vergleichbar seien.

Der Deutsche Anwaltverein (DAV) wird sich in den nächsten Tagen ebenfalls
zur Lage von Geflüchteten in Sammelunterkünften aus migrations- und
sozialrechtlicher Perspektive äußern. Wir bitten um Beachtung.

Diese Regelung wird von diversen deutschen Sozialgerichten in Eilverfahren
bereits ohne die Auswirkungen des Covid-19-Virus für verfassungswidrig
gehalten (vgl.: SG Landshut, Beschlüsse v. 24.10.2019 - S 11 AY 64/19 ER
und v. 28.01.2020 - S 11 AY 3/20 ER; SG Hannover, Beschluss v. 20.12.2019 -
S 53 AY 107/19 ER; SG Leipzig, Beschluss v. 08.01.2020 - S 10 AY 40/19; SG
Darmstadt, Beschluss v. 14.01.2020 - S 17 SO 191/19 ER; SG Frankfurt/Main,
Beschluss v. 14.01.2020 - S 30 AY 26/19 ER; SG Freiburg, Beschluss v.
20.01.2020 - S 7 AY 5235/19 ER; SG Frankfurt/Main, Beschluss v. 14.01.2020 -
 S 30 AY 26/19 ER; SG Leipzig, Beschluss v. 08.01.2020 - S 10 AY 40/19; SG
Dresden, Beschluss v. 04.02.2020 - S 20 AY 86/19 ER; SG München,
richterlicher Hinweis v. 31.01.2020 - S 42 AY 4/20 ER und Beschluss v.
10.02.2020 - S 42 AY 82/19 ER; LSG Sachsen, Beschluss v. 23.03.2020 - L 8
AY 4/20 B ER).


Anmerkung:

[1] https://www.proasyl.de/news/covid-19-und-fluechtlingspolitik-was-deutschland-jetzt-machen-muss/
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KIRCHE/2269: Wort zum Karfreitag vom Ratsvorsitzenden Bedford-Strohm (EKD)


Evangelische Kirche in Deutschland - Pressemitteilung vom 08.04.2020

"Nur der leidende Gott kann helfen"

Wort zum Karfreitag vom EKD-Ratsvorsitzenden Bedford-Strohm



Der Karfreitag erinnere daran, dass Gott den Menschen gerade im Leiden nahe
sei, so der bayerische Landesbischof und der Ratsvorsitzende der
Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD), Heinrich Bedford-Strohm, in
seinem Wort zum Karfreitag. In seinem Sohn Jesus Christus habe Gott den
Schmerz, den Tod selbst erfahren, so sei diese Erfahrung "ins Gedächtnis
Gottes selbst eingegangen".

Wenn Menschen heute nachts vor Sorge, ob sie das Virus schon in sich haben
und was dann werden soll, nicht schlafen können, dann können sie "all das
in Gottes Hand legen, weil Gott mit uns fühlt, mit uns leidet, mit uns
weint", so der Landesbischof.

"Nur der leidende Gott kann helfen" - mit diesem Zitat erinnert
Bedford-Strohm an den evangelischen Theologen Dietrich Bonhoeffer, der am
9. April 1945 im Konzentrationslager Flossenbürg von den Nazis hingerichtet
wurde. Die Kirche sei berufen, so Bedford-Strohm, den Weg in die Tiefe zu
gehen, "in die Not, in die Obdachlosigkeit". Auch "in leeren Kirchenräumen"
sei ein Ort für den leidenden und mitleidenden Gott. Klar zurück weist
Bedford-Strohm die Vorstellung, der Corona-Virus sei eine Strafe Gottes.
Das sei "nicht der Gott, der sich in Jesus Christus gezeigt" habe, stellt
der Landesbischof klar. Jesus habe nicht getötet, sondern geheilt.

Niemand wisse, was in den kommenden Wochen und Monaten geschehen werde: "Ob
wir das Virus unter Kontrolle bekommen, ob ein Impfstoff dagegen gefunden
wird, ob die Welt zusammensteht, um den Menschen beizustehen, die jetzt
vieles verloren haben". Doch Christen könnten ihr Nicht-Können, ihre
Ohnmacht in Gottes Hand legen und darauf vertrauen, "dass Gott uns in
dieser Notlage so viel Widerstandskraft geben wird, wie wir brauchen",
betont der Landesbischof. Treffend ausgedrückt habe diese Haltung Dietrich
Bonhoeffer mit den Zeilen: "Von guten Mächten wunderbar geborgen, erwarten
wir getrost, was kommen mag. Gott ist bei uns am Abend und am Morgen und
ganz gewiss an jedem neuen Tag".

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 50/2020 vom 08.04.2020

Evangelische Kirche in Deutschland (EKD), Pressestelle

Herrenhäuser Straße 12, 30419 Hannover

Telefon: (0511) 2796-268/269/265/267, Fax: (0511) 2796-777

E-Mail: pressestelle@ekd.de

Internet: www.ekd.de
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SCHACH-SPHINX/07236: Schleichende Stille und dann ... (SB)


Der letzte Zug war ausgeführt. Weiß hatte seinen König nach 1.Kg1-h1
gezogen und erwartete nun im Verein mit all jenen Kiebitzen, die der
Partie von den Rängen aus folgten, 1...Se2xc1. Ein Remis deutete sich
in allen Varianten danach an. Weiß atmete beruhigt aus, als er sich
dies vergegenwärtigte. Statt dessen tauchte sein Kontrahent mit den
Gedanken ab, grübelte, furchte die Stirn und schien mit einem
unsichtbaren Kobold im Geiste zu ringen. Nun regte sich in Weiß doch
der Schimmer einer Beunruhigung. Hatte er etwas übersehen? Stand
Schwarz gar ein Angriffszug zur Verfügung, der ihm einen vollen Punkt
einbringen sollte? Die Kiebitze tuschelten. Auf ihren Gesichtern malte
sich die Kontur einer unverständlichen Frage. Warum spielte Schwarz
nicht 1...Se2xc1 und einigte sich mit seinem Gegner auf ein Remis?
Warum diese Dramatik, dieses theatermäßige Aufbauschen eines
Augenblicks der Stille vor dem Sturm? Nun, Wanderer, hat auch dich das
Feuer gepackt im heutigen Rätsel der Sphinx? Scheint auch dir der Zug
1...Se2xc1 die geringste aller Optionen zu sein?






[image: SCHACH-SPHINX/07236: Schleichende Stille und dann ... (SB)]



Staskow - Klimenok

UdSSR 1973


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Das Auge, stets nach letzten Möglichkeiten schauend, findet mitunter
Rettung auch im hoffnungslosesten Dunkel, möchte man meinen: 1...Dd7-
c6+ 2.Ke4-f5 Se6-g7+ 3.Le5xg7 Dc6-g6+!! und wie immer Weiß auch
schlägt, Schwarz hat das Patt sicher.



Erstveröffentlichung am 20. März 2007

9. April 2020






Copyright 2020 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / FAKTEN





FORSCHUNG/175: Mannheimer Corona-Studie - Bevölkerung bewertet gesellschaftlichen Nutzen der Maßnahmen höher als wirtschaftliche Schäden (idw)


Universität Mannheim - 07.04.2020

Mannheimer Corona-Studie: Bevölkerung bewertet gesellschaftlichen Nutzen
der Maßnahmen höher als wirtschaftliche Schäden



Seit dem 20. März untersuchen Mannheimer Politikwissenschaftlerinnen und
-wissenschaftler in ihrer tagesaktuellen Corona-Studie, wie die aktuelle
Krise das Leben der Menschen in Deutschland beeinflusst. Am vergangenen
Freitag ist ein neuer Bericht der Studie erschienen. In der aktuellen
Analyse gehen die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler unter anderem
den Fragen nach, wie hoch die Akzeptanz ausgewählter Maßnahmen der
Regierung ist und ob die Bevölkerung den damit einhergehenden
wirtschaftlichen Schaden für zu hoch hält.

Die Erhebungen vom 20. März bis 2. April zeigen unter anderem, wie die
Menschen in Deutschland aus wirtschaftlicher Sicht über die Maßnahmen der
Regierung denken, die auf eine Verringerung sozialer Kontakte abzielen.
Denn diese haben auch beträchtliche Auswirkungen auf die Wirtschaft: Die
Produktion wurde heruntergefahren, Geschäfte und Gastronomiebetriebe sind
geschlossen, es gibt Entlassungen und Kurzarbeit, weshalb auch die
Nachfrage nach Gütern sinkt. Das Ergebnis: Nur circa 25 Prozent der
Menschen schätzt den wirtschaftlichen Schaden, der durch die Maßnahmen
verursacht wird, als höher ein als den gesellschaftlichen Nutzen. Die
Sorge der Bürgerinnen und Bürger vor chaotischen Verhältnissen, verursacht
durch eine unkontrollierbare Ausbreitung der Krankheit ist somit größer,
als die Sorge vor einer wirtschaftlichen Rezession.

Eine weitere Frage zielte auf die Akzeptanz einzelner Maßnahmen der
Regierung, die ergriffen wurden oder noch ergriffen werden können, um die
Verbreitung des Coronavirus weiter einzudämmen. Dazu gehören unter anderem
die Schließung der öffentlichen Einrichtungen, Grenzschließungen und
allgemeine Ausgangssperre. Die Ergebnisse zeigen, dass eine überwältigende
Mehrheit der Deutschen die Schließung öffentlicher Einrichtungen (z.B.
Universitäten, Schulen und Kindergärten) und die Schließung der
Landesgrenzen für Reisende weiterhin für angemessen hält. Eine allgemeine
Ausgangssperre wird dabei allerdings kritischer bewertet.

Wie bereits im ersten Bericht der Studie deutlich wurde, verzichtete die
Mehrheit der Deutschen auch in der vergangenen Woche komplett auf private
Kontakte außerhalb des eigenen Haushaltes - mit zunehmender Tendenz.
Mittlerweile geben 90 Prozent an, maximal einmal in der vergangenen Woche
privat Kontakt zu Freunden, Arbeitskolleginnen und Arbeitskollegen gehabt
zu haben. Im Verlauf der beiden Wochen ist deutlich zu erkennen, dass die
Häufigkeit privater sozialer Kontakte stets abnimmt.

Fraglich ist, wie lange die breite Zustimmung zu den teils drastischen
Maßnahmen in der Bevölkerung anhält. In den nächsten Wochen werden daher
die Autorinnen und Autoren der Studie die Entwicklungen weiter beobachten,
um Veränderungen im Meinungsbild präzise nachzuvollziehen.

Die Mannheimer Corona-Studie

Die Gesellschaftsstudie wird im German Internet Panel (GIP) am
Sonderforschungsbereich 884 "Politische Ökonomie von Reformen" der
Universität Mannheim durchgeführt. Das interdisziplinäre Forscherteam
befragt die Studienteilnehmerinnen und -teilnehmer nun auf täglicher Basis
zu relevanten Themen aus Politik, Gesellschaft und Wirtschaft. Die
Ergebnisse werden täglich aufbereitet und auf der Website des GIP
veröffentlicht. Schwerpunktberichte geben weitere Hintergründe zum Leben
in Zeiten der Corona-Pandemie.

Laut Prof. Dr. Blom, Leiterin des GIP und der Mannheimer Corona-Studie,
"bietet die Methodik des German Internet Panel eine einzigartige
Möglichkeit, die Auswirkungen der Corona-Pandemie auf die Gesellschaft
tagesaktuell in einer Zufallsstichprobe der allgemeinen Bevölkerung zu
untersuchen." Für sie gehe mit den Möglichkeiten des GIP auch eine
gesellschaftliche Verpflichtung einher: "Mit der Mannheimer Corona-Studie
möchten wir dazu beizutragen, den Einfluss der Corona-Krise auf
Deutschland zu verstehen und die Öffentlichkeit sowie Entscheidungsträger
in Politik und Wirtschaft täglich über die gesellschaftlichen
Entwicklungen zu informieren", so Blom. Deutschland stehe noch vor dem
Höhepunkt der Corona-Pandemie. Es sei abzuwarten, welche
gesellschaftlichen Auswirkungen diese noch mit sich bringe. Diese
Entwicklungen wird die Studie langfristig dokumentieren. "Die beteiligten
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler haben in den vergangenen Tagen
aufopferungsvoll an der qualitativ-hochwertigen Durchführung und
Auswertung der Studie gearbeitet, um der Öffentlichkeit zeitnah Ergebnisse
zu Verfügung zu stellen. Das ist eine wissenschaftliche Höchstleistung",
so Blom weiter.

Die Methodik der Studie in Kurzfassung

Die Studie baut auf der Methodik und Infrastruktur des German Internet
Panels (GIP) auf. Die GIP-Stichprobe wurde für die Corona-Studie in
zufällige Substichproben unterteilt, die jeweils einem anderen Wochentag
zugeordnet wurden. An jedem Wochentag wird daher ein zufälliger Teil des
GIP befragt.

Innerhalb einer Woche bleibt der Fragebogen genau gleich. Auch über die
Wochen hinweg, werden die Fragebögen möglichst konstant gehalten, um eine
tägliche Fortschreibung der Ergebnisse über einen langen Zeitraum zu
erlauben. Die Studie möchte aber auch tiefergehende Schwerpunktanalysen zu
ausgewählten Themen durchführen und unvorhergesehene Ereignisse abdecken.
Dazu wird der Fragebogen jede Woche evaluiert und für die nächste Woche
aktualisiert.


Originalpublikation:

www.uni-mannheim.de/gip/corona-studie

www.uni-mannheim.de/gip

www.uni-mannheim.de/gip/fuer-datennutzer/methodik

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution61

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Mannheim, 07.04.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INITIATIVE/421: Hamburgs Natur hat nicht geschlossen - Tipps für den Bau von Insektenhotels (NABU HH)


NABU Landesverband Hamburg - 9. April 2020

Hamburgs Natur hat nicht geschlossen: Der NABU Hamburg gibt Tipps
für den Bau von Insektenhotels

Tipp 3: Insektenhotels selber bauen / Schönes Bastelprojekt für
Erwachsene und Kinder in Zeiten von Corona



Es beginnt wieder zu summen und zu brummen in Hamburg, denn mit dem
Frühling kehren auch die Insekten zurück. Wildbienen, Hummeln,
Marienkäfer oder Florfliegen verlassen bei den milden Temperaturen
ihre Winterverstecke. Das Aufstellen von Insektenhotels ist jetzt eine
gute Idee, denn sie bieten Biene, Käfer & Co. einen passenden
Unterschlupf sowie Möglichkeiten zur Eiablage. Leider sind viele
Insektenhotels aus Baumärkten und Discountern nicht geeignet für
unsere heimischen Insekten. Sie sind häufig mit Stroh, Fichtenzapfen,
Holzwolle, Holzhäckseln und ähnlichen billigen Füllstoffen versehen
und als Versteck oder Kinderstube für Insekten weitgehend nutzlos.




[image: Großes Insektenhotel aufgestellt an artenreich blühender Wiese - Foto: © NABU/W. Mayer]

Foto: © NABU/W. Mayer



Viel mehr Spaß macht es da, geeignete Insektenhotels für Garten oder
Balkon selber zu bauen. Dieses kleine Naturschutzprojekt ist auch für
Kinder wunderbar geeignet, denn sie können fleißig mitbasteln und
lernen dabei etwas über die Welt der Insekten. Die benötigten
Materialien sind im eigenen Garten vorhanden oder im Baumarkt
erhältlich, z.B. hohle Stängel aus dem letzten Heckenschnitt,
Bambusstangen, alte Stiele großer Stauden, Schilfhalme, gesammelte
tote Äste vom Holunder oder Baumscheiben von Laubbäumen. Auch aus
herkömmlichem Töpferton lässt sich z.B. ein Wildbienenquartier
gestalten.




[image: Insektenhotel wird am Haus angebracht - Foto: © NABU/M. Konrad]

Foto: © NABU/M. Konrad



Wie der Bau eines Insektenhotels genau funktioniert und was man dabei
noch beachten muss, erklärt der NABU unter
www.NABU-Hamburg.de/corona-naturtipps mit einem Video und mit
Bauanleitungen für verschiedene Nisthilfen. Hier finden
naturbegeisterte Hamburger*innen außerdem viele weitere Naturtipps,
entweder für Zuhause oder für den täglichen Spaziergang.




[image: Kleines Insektenhotel an einer Hauswand - Foto: © NABU/M. Scharping]

Foto: © NABU/M. Scharping



Insektenfans sollten sich außerdem den Insektensommer, die bundesweite
Meldeaktion des NABU merken. Vom 29. Mai bis 7. Juni und vom 31. Juli
bis 9. August 2020 werden wieder die Sechsbeiner gezählt und dem NABU
gemeldet. Infos zu dieser Aktion finden Sie unter
www.insektensommer.de

Der NABU bittet um Rücksicht:

Das Bedürfnis, in dieser Zeit draußen ein wenig Bewegung zu bekommen
und frische Luft zu schnappen, ist groß. Der NABU Hamburg gibt Tipps,
was es jetzt im Frühling alles zu beobachten gibt. Wir bitten aber
gleichzeitig darum, auch bei Naturerlebnissen und Spaziergängen im
Grünen, einige Regeln dringend zu beachten. So kommen Mensch und Natur
gut durch die Corona-Krise.

1. Halten Sie sich bitte an die behördlichen Anordnungen der geltenden
Allgemeinverfügung. Dazu gehört bei Spaziergängen einen Mindestabstand
von 1,5 Metern zu seinen Mitmenschen zu wahren und sich im
öffentlichen Raum höchstens in Begleitung von einer weiteren Person zu
bewegen, bzw. in Begleitung der Menschen, die in derselben Wohnung
leben.

2. Bitte nehmen Sie Rücksicht auf die Tier- und Pflanzenwelt. Parks,
Grünanlagen und Naturschutzgebiete erleben derzeit einen starken
Besucherandrang. Zum Schutz der Natur dürfen in den
Naturschutzgebieten die Wege nicht verlassen werden. Hunde müssen
angeleint werden, in einigen Naturschutzgebieten sind sie sogar
verboten, z.B. im Duvenstedter Brook. Bitte informieren Sie sich
diesbezüglich vor ihrem Ausflug. Auch das Pflücken von Pflanzen ist
nicht erlaubt. Denken Sie daran, dass sich aktuell viele Vögel in der
Brutzeit befinden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 09.04.2020

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

Internet: www.NABU-Hamburg.de
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INSEKTEN/312: Österreichischer Insektenatlas 2020 rüttelt auf (GLOBAL 2000)


GLOBAL 2000 / Friends of the Earth Austria - Wien, 31. März 2020

Neue Publikation: Österreichischer Insektenatlas 2020 rüttelt
auf

75% Insektenschwund seit 1990. GLOBAL 2000 und | naturschutzbund |
fordern einen Systemwandel hin zu einer kleinteiligen, ökologischen
Landwirtschaft, um dramatisches Artensterben zu stoppen.



Wien, am 31. März 2020 - Monokulturen, Pestizide und andere
Giftstoffe, Versiegelung der Böden und fehlende Blumenwiesen - all das
macht Insekten massiv zu schaffen. Das Arten- und Insektensterben wird
durch die globale Klimakrise noch weiter voranschreiten und vice versa
fehlt unseren Ökosystemen durch den Artenschwund die Robustheit zur
Klimawandelanpassung. Der heute von der österreichischen
Umweltschutzorganisation GLOBAL 2000 - gemeinsam mit der
Heinrich-Böll-Stiftung und dem Naturschutzbund Österreich -
veröffentlichte
Insektenatlas zeichnet ein düsteres Bild: Seit 1990 ging der
Insektenbestand um 75% zurück, 30% der Arten sind weltweit bedroht.
Dabei sind 75% unserer wichtigsten Kulturpflanzenarten von der
Bestäubung durch Insekten abhängig. Auch in Österreich sind viele
Insektengruppen stark gefährdet, wie etwa die Hälfte aller
Schmetterlings- oder Heuschreckenarten.

Gerade in Zeiten der Corona-Krise wird deutlich, wie wichtig eine
nachhaltige Versorgung mit Lebensmitteln ist. "Zwar sorgen einige
Maßnahmen zur Infektionseindämmung dafür, dass die Natur eine kleine
Verschnaufpause erhält, doch mit Ende der Pandemie wird der Druck auf
die Ökosysteme wieder ansteigen", befürchtet Dominik Linhard, Biologe
bei GLOBAL 2000. Allerdings haben wir jetzt die große Chance, die
Weichen richtig zu stellen, eine Agrarwende möglich zu machen. "Wer
unsere Nahrungsmittelversorgung sicherstellen will, muss das
Artensterben stoppen. Wer das Artensterben stoppen will, muss den
Pestizideinsatz reduzieren und Lebensräume erhalten. Und dazu muss
eine kleinteilige, ökologische Landwirtschaft mit vielfältigen
Strukturen gefördert werden", erklärt Linhard.

Die Landwirtschaft ist eng mit gesellschaftlich relevanten Themen wie
Klimakrise, Biodiversität, sauberem Wasser und gesunden Böden
verbunden. Es ist absolut notwendig, dass Landwirtinnen und Landwirte
in Zukunft für Beiträge zu diesen wesentlichen Bereichen honoriert
werden, anstatt den Großteil der EU-Förderungen weiter in die
Intensivierung der Landwirtschaft zu stecken. Deswegen hat GLOBAL 2000
inzwischen gemeinsam mit dem Naturschutzbund und über weiteren Hundert
europäischen Partnerorganisationen die europäische Bürgerinitiative
"Bienen & Bauern retten" [1] gestartet. Linhard: "Wir fordern von der
EU-Kommission, Landwirtinnen und Landwirten einen Systemwandel zu
ermöglichen, den Ausstieg aus synthetischen Pestiziden sowie die
Förderung der Artenvielfalt!"

Birgit Mair-Markart, Geschäftsführerin vom Naturschutzbund Österreich
unterstreicht den dringenden politischen Handlungsbedarf: "Insekten
sind als Basis unserer Ökosysteme ebenso unverzichtbar wie für die
Sicherung unserer Ernährung. Die Landwirtschaft hat hier in jeder
Hinsicht eine Schlüsselrolle. Gerade jetzt wird der Rahmen für die
EU-Agrarpolitik der nächsten Jahre gesteckt. Hier muss es Ziel sein,
Landwirte bestmöglich bei aktiven Maßnahmen für mehr Biodiversität und
Strukturvielfalt in der Agrarlandschaft zu unterstützen. Aber auch
jede und jeder einzelne kann etwas tun, das zeigen wir mit unserer
Initiative 'Natur verbindet' [2]."

Insekten wichtigste Grundlage der Landwirtschaft

Insekten halten die Ökosysteme unseres Planeten am Laufen und sind für
die Landwirtschaft von entscheidender Bedeutung. So drohen beim
Wegfall tierischer Bestäubung einzelnen Obst- und Gemüsesorten, wie
Äpfeln, Kirschen, Zwetschgen oder Gurken, Ernterückgänge von bis zu 90
Prozent. Außerdem verbessern Insekten durch das Zersetzen von
abgestorbenen Pflanzenteilen sowie anderem organischen Material die
Bodenqualität und Nützlinge reduzieren Pflanzenschädlinge. Dem
Insektenatlas zufolge können Marienkäfer den Befall mit
Getreideblattläusen um 80 Prozent reduzieren.

Unbestritten sind Insekten eine wichtige Grundlage der Landwirtschaft
und unserer Lebensmittelproduktion und gleichzeitig ist die intensive
Landwirtschaft aber der wesentliche Treiber des Insektensterbens, denn
es fehlt flächendeckend an Lebensräumen. Felder mit Monokulturen,
fünfmal pro Jahr gemähte Wiesen und ausgeräumte Landschaften ohne
ausreichend Rückzugsorte wie Hecken oder ungenutzte Brachen sowie der
intensive Einsatz von Pestiziden und Kunstdünger, schaffen
lebensfeindliche Bedingungen. Dabei zählen auch die heimischen Bauern
zu den Verlieren dieser Entwicklung, denn durch das Verschwinden von
wichtigen Nützlingen steigt das Risiko, dass sich Schädlinge
massenhaft vermehren, die Bodenfruchtbarkeit nimmt ab und die Erträge
sinken. Das führt dazu, dass die Landwirte noch mehr Pestizide und
Dünger einsetzen und der Teufelskreis dreht sich weiter.

Artenreiches Österreich

Aktuell ist Österreich mit etwa 40.000 Insektenarten noch ein relativ
artenreiches Land. Mit rund 700 Wildbienen- und über 4.000
Schmetterlingsarten übertreffen wir sogar deutlich größere Länder wie
Deutschland. Doch wie steht es aktuell um die Insekten in Österreich
und weltweit? Welche Auswirkungen hat Landwirtschaft auf die
Insektenvielfalt und was bedeutet das Verschwinden der Insekten
wiederum für die Landwirtschaft? Welche Rolle spielt die Politik
dabei? Eignen sich Insekten als Tierfutter oder Nahrungsmittel und wie
ergeht es den Insekten in einer Großstadt wie Wien? Antworten auf
diese und viele weitere spannende Fragen gibt der neue Insektenatlas
2020.



Downloads:

2020-Insektenatlas.pdf

https://www.global2000.at/sites/global/files/2020-Insektenatlas.pdf

[1] https://www.global2000.at/save-bees-and-farmers

[2] https://www.naturverbindet.at/

 * 

Quelle:

Presseaussendung, 31.03.2020

Umweltschutzorganisation GLOBAL 2000

Neustiftgasse 36, A-70 Wien

Tel: +43/1/812 57 30, Fax: +43/1/812 57 28

E-Mail: office@global2000.at

Internet: www.global2000.at
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FORSCHUNG/1598: Mutation senkt Energieverschwendung bei Pflanzen (idw)


Ruhr-Universität Bochum - 08.04.2020

Mutation senkt Energieverschwendung bei Pflanzen



Pflanzen sind gewissermaßen Energieverschwender: Um sich vor zu viel
Elektronentransport zu schützen, nutzen sie einen Teil der
Lichtenergie nicht für die Fotosynthese und den Aufbau von Biomasse.
Durch eine Mutation lassen sie sich dazu bringen, effizienter zu
arbeiten. Das hat ein Team der Ruhr-Universität Bochum (RUB) und der
Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg (MLU) herausgefunden. Dazu
identifizierte die Arbeitsgruppe mehrere tausend Proteine, bestimmte
ihre jeweilige Menge in Mutanten- und in Referenzlinien und
kombinierte die erhaltenen Befunde mit Messungen der
Fotosyntheseleistung. Über ihre Ergebnisse berichtet die Zeitschrift
Nature Communications am 3. April 2020.

Mutationen rufen Defekte hervor

Für ihre Arbeiten, die das Team um Dr. Julia Grimmer von der MLU und
Prof. Dr. Sacha Baginsky, Leiter des Lehrstuhls Biochemie der Pflanzen
an der RUB, gemeinsam durchführte, nutzen die Forscherinnen und
Forscher als Modellorganismus die Ackerschmalwand, wissenschaftlich
Arabidopsis thaliana. "Die Pflanze ist bestens untersucht, und es gibt
viele bekannte Mutationen", erklärt Julia Grimmer. Zwei dieser
Mutationen waren für die Gruppe von besonderem Interesse und gaben den
Ausschlag für die nun beschriebenen Entdeckungen.

Eine der Mutationen ist dadurch gekennzeichnet, dass der Import von
Proteinen in die Chloroplasten gestört ist. Chloroplasten sind davon
abhängig, einen Großteil ihrer Proteine aus dem Zytoplasma zu
importieren. "Durch einen Defekt im Import kann nicht ausreichend
Chlorophyll gebildet werden - die Pflanzen sind nicht grün, es ist
eine Albinomutante", so Erstautorin Julia Grimmer. Die andere Mutation
beeinflusst die Funktion des sogenannten Proteasoms. Dieser
Proteinkomplex ist dafür zuständig, Proteine im Zytoplasma abzubauen.
In der Mutante ist die Funktionalität des Proteasoms verändert.

Doppelter Defekt verbessert die Leistung

"Die Kombination dieser beiden Mutationen hat dazu geführt, dass ein
neuer Phänotyp der Pflanze entstanden ist", erklärt Sacha Baginsky.
"Die Pflanzen sind grüner als die Albinomutante und betreiben auch
mehr Fotosynthese. Das hat uns überrascht, weil es der Intuition
widerspricht. Fügt man dem ersten einen zweiten Defekt hinzu,
verbessert sich die Funktion." Die Forscherinnen und Forscher
interpretieren dieses Ergebnis dahingehend, dass durch den
verringerten Abbau von Proteinen aufgrund der Proteasommutation mehr
Chloroplasten-Proteine im Zytoplasma verfügbar sind. Trotz des durch
die Importmutation gestörten Transports können dadurch immer noch
einige Proteine in die Chloroplasten transportiert werden, wo somit
mehr Chlorophyll gebildet werden kann als bei den Albinopflanzen. Die
neue Doppelmutante verfügt außerdem über mehr Thylakoidstapel: Hier
sind die funktionalen Fotosynthesekomplexe lokalisiert.

Untersuchungen mit Wildtyp-Arabidopsis-Pflanzen ergaben, dass die
Verbesserung der Fotosyntheseleistung durch die Proteasommutation auch
unabhängig von der Importmutation auftritt. "Wir vermuten, dass ein
ständiger Abbau von Chloroplasten-Proteinen im Zytoplasma durch das
Proteasom stattfindet, der dazu dient, die Pflanze vor möglichen
Schäden durch zu viel Fotosynthese zu bewahren", so Sacha Baginsky.
Die Pflanze verschwendet also zum Schutz gewissermaßen Energie, die
zum Aufbau von Biomasse genutzt werden könnte. Durch die
Proteasommutation, die den Abbau von Proteinen im Zytoplasma stört,
wird dieser limitierende Faktor reduziert, die Fotosynthese läuft
effizienter. "Da sich alle Fotosynthese-treibenden Organismen durch
ähnliche Mechanismen schützen, gehen wir davon aus, dass dieser Effekt
auch auf andere höhere Pflanzen übertragbar ist", schätzt der Biologe.
Darin könnte ein Potenzial liegen, die Umwandlung von Kohlendioxid in
Biomasse durch Pflanzen effizienter zu machen.

Aufwändige Proteomanalyse

Die Erkenntnisse des Forschungsteams basieren auf aufwändigen Analysen
der Gesamtheit der Proteine der Pflanzen, dem sogenannten Proteom.
Mehrere tausend Proteine wurden nicht nur identifiziert, sondern auch
ihre jeweiligen Mengen in den verschiedenen Mutanten quantitativ
bestimmt. "Das machen in dieser Detailtiefe nur sehr wenige
Arbeitsgruppen, und das hat uns ermöglicht, die Effekte zu
dokumentieren und in Ihrer Wirkung zu verstehen", so Sacha Baginsky.

Förderung

Die Arbeiten wurden gefördert von der Deutschen Forschungsgemeinschaft
(Förderkennzeichen BA 1902/3-2 und INST 271/283-1 FUGG) sowie durch
den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung der Europäischen
Kommission und des Landes Sachsen-Anhalt (Förderkennzeichen
W21004490).

Originalveröffentlichung

Julia Grimmer, Stefan Helm, Dirk Dobritzsch, Gerd Hause, Gerta Shema,
René P. Zahedi, Sacha Baginsky: Mild proteasomal stress improves
photosynthetic performance in Arabidopsis chloroplasts, in: Nature
Communications, 2020, DOI: 10.1038/s41467-020-15539-8

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.nature.com/articles/s41467-020-15539-8

Originalpaper

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news744446

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2
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GARTEN/406: Vögel an der Futterstelle - Die Heckenbraunelle (NABU HB)


NABU Landesverband Bremen - 9. April 2020

NABU: Vögel an der Futterstelle - Die Heckenbraunelle

- "gefiederte Maus" am Futterhaus

- Samen-Feinschmecker und Teilzeitvegetarier

- Deckung ist alles

- Vielfältiges Paarungsverhalten



(Bremen, den 09.04.20) In ihrem Namen steckt viel, was den Vogel
ausmacht. Größenteils braun, grau, unscheinbar und deshalb ein oft
übersehener Gast an der Futterstelle ist die Heckenbraunelle. Dadurch,
dass sich dieser eigentlich häufige und weit verbreitete Vogel auch
bei der Nahrungssuche vorwiegend am Boden aufhält und sich dort immer
sehr versteckt und ruckartig bewegt wird sie gerne mal für eine
vorbeihuschende Maus gehalten. Sieht man nur das Rückengefieder, kann
man sie auch leicht mit einem weiblichen Haussperling verwechseln, was
ihr den Spitznamen "Heckenspatz" eingebracht hat.




[image: Foto: © Florian Scheiba]

Heckenbraunelle am Futterplatz

Foto: © Florian Scheiba



Am Futterhaus sind Heckenbraunellen richtige Samen-Feinschmecker und
verspeisen mit ihrem dünnen Schnabel mit Vorliebe die feinen und vor
allem ölhaltigen Samen von zum Beispiel Ampfer, Mohn, Holunder und
Brennsessel. Auch Fettfutter oder Fettfuttergemische mit Sämereien
stehen auf dem winterlichen Speiseplan dieses Versteckungskünstlers.
Eigentlich pickt die Heckenbraunelle Kleininsekten wie Blattläuse oder
Drahtwürmer vom Boden und im dichten Blattwerk auf. Mit der Besiedlung
dieses Lebensraums bildet die Heckenbraunelle innerhalb der Gattung
Braunellen zusammen mit der Rötelbraunelle die Ausnahme. Die weitere
Verwandtschaft unserer Braunelle reicht bis in dem Himalaya und kommt
vor allem in Bergregionen vor.

Auch beim Brutgeschäft will der eigentliche Waldbewohner hier bei uns
nicht hoch hinaus und bleibt seinem Motto "Deckung ist alles" treu.
Das napfförmige Nest aus trockenen Halmen, Wurzelfasern, Tierhaaren
und Federn wird in ca. 1 Meter Höhe in Hecken, Gebüsch und sonstigem
dichten Bewuchs angelegt. Bevor es soweit kommt lockt bei den
Heckenbraunellen auch gern mal das Weibchen ein oder gerne auch
mehrere Männchen in ihr Revier, das gegen andere weibliche Vögel
aggressiv verteidigt wird. Diese Beziehungen haben Forschungen zufolge
Vorteile bei der Aufzucht und Versorgung der Jungvögel. Insgesamt ist
das Paarungsverhalten sehr bunt gemischt und war schon Thema vieler
wissenschaftlicher Untersuchungen. Es wurde festgestellt, dass es kein
allgemeingültiges Verhalten gibt sondern, dass monogame Paare,
Männchen mit mehreren Weibchen und auch weiblich dominierte
Dreiecksbeziehungen gleich oft vorkommen. Daneben ist die
Heckenbraunelle auch beim Kuckuck eine beliebte Wirtsart und so findet
sich in manchem noch so gut versteckten Nest dann ein Kuckucksei.

Ihre so kennzeichnende Deckung gibt die Heckenbraunelle nur zum Singen
auf. Bereits ab März beglücken uns die ganzjährig anzutreffenden Vögel
von exponierten, winterkahlen Singwarten mit ihrem melodischen Gesang.

Weitere Infos zur Heckenbraunelle gibt es in der Broschüre "Vogel im
Garten", erhältlich im Versand vom NABU Bremen für 4 Euro. Weitere
Infos unter 0421 48 4448 70 oder www.NABU-Bremen,de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 09.04.2020

Herausgeber: Naturschutzbund Deutschland
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GENTECHNIK/045: Neue gentechnisch veränderte Sorten lassen sich nachweisen (Informationsdienst Gentechnik)


Informationsdienst Gentechnik

Nachrichten - 27.03.2020

Neue gentechnisch veränderte Sorten lassen sich nachweisen



Es ist eine Standardbehauptung von Gentechnikern und Behörden: Mit
neuen gentechnischen Verfahren eingebrachte Änderungen bei Pflanzen
lassen sich nicht von natürlichen Mutationen unterscheiden. "Stimmt
nicht", sagt der französische Biochemiker Eric Meunier. Er beschreibt
biochemische Methoden, mit denen sich einzelne Sorten akkurat
unterscheiden lassen. Entwickelt haben diese Methoden Pflanzenzüchter,
um ihre Sortenrechte zu verteidigen.

Denn wenn Züchter eine neue Sorte entwickeln, wollen sie über
Lizenzgebühren für das Saatgut daran verdienen. Das ermöglichen ihnen
Sortenschutzgesetze, die den Züchtern entsprechende Rechte einräumen.
Um diese im Streitfall auch durchsetzen zu können, muss ein Züchter
nachweisen, dass es sich bei einer Pflanze um "seine" Sorte mit ihren
klar definierten Merkmalen handelt. Das gilt für konventionelle Sorten
ebenso wie für Sorten, bei denen mit Gen-Scheren wie Crispr/Cas ins
Erbgut eingegriffen wurde.

Weltweit kümmert sich der internationale Verband zum Schutz von
Pflanzenzüchtungen (UPOV) darum, dass die Rechte der Züchter gewahrt
werden. Die UPOV hat im November 2019 eine Anleitung vorgestellt, wie
sich mit Hilfe biochemischer und molekularer Marker eine Pflanzensorte
sicher identifiziern lässt. Dieses Dokument stellt Eric Meunier auf
der französischen Webseite Inf'OGM vor.

Diese molekularen Marker sind genetische Sequenzen, die
charakteristisch für eine Sorte seien, schreibt Meunier. Mit ihrer
Hilfe könne man "eine Pflanzensorte genau beschreiben, identifizieren,
unterscheiden und zurückverfolgen". Würden meherer Marker kombiniert,
lasse sich ein "genetischen Fingerabdrucks jeder Sorte, eine Art
Strichcode erstellen". Die Arbeit bestehe darin, eine Liste der für
diese Sorte charakteristischen Marker zu erstellen und ein
Testverfahren zu entwickeln, dass diese Marker nachweist.

Meunier berichtet, dass chinesische Forscher auf einer UPOV-Tagung ein
solches Testkit für Maissorten vorgestellt hätten. Der Chip ermögliche
"die Identifizierung der kombinierten Marker von 400 chinesischen und
ausländischen Mais-Inzuchtlinien." Auf der gleichen Tagung habe die
Internationale Vereinigung für Saatgutprüfung, der auch die Prüflabore
der großen Saatgutkonzerne angehören, ein Protokoll für die
Sortenidentifizierung mit Hilfe von Erbgutanalysen vorgestellt.

Bei einem Eingriff mit Gen-Scheren, so argumentiert Meunier, entstehen
immer auch unerwünschte Änderungen im Erbgut, die sich bei dessen
genauer Analyse finden und als Marker nutzen lassen, um diese Sorte
von behaupteten natürlichen Mutationen sicher unterscheiden zu können.
"Dieser Nachweis ist technisch machbar, sofern der politische Wille
vorhanden ist und die notwendigen finanziellen Mittel zur Durchführung
zur Verfügung gestellt werden", schreibt Meunier. [lf]



Inf'OGM: UPOV : Indeed, new GMOs can be accurately identified
(25.03.2020)

https://www.infogm.org/6988-upov-new-gmos-accurately-identified?lang=fr

UPOV: Anleitung zur Verwendung biochemischer und molekularer Marker
bei der Prüfung der Unterscheidbarkeit, Homogenität und Beständigkeit
(01.11.2019)

https://www.upov.int/edocs/tgpdocs/de/tgp_15.pdf

UPOV: Advances in the construction and application of DNA fingerprint
database in maize (14.11.2019)

https://www.upov.int/edocs/mdocs/upov/en/bmt_18/bmt_18_6_rev.pdf

UPOV: DNA-based methods for variety testing: ISTA approach
(14.10.2029)

https://www.upov.int/edocs/mdocs/upov/en/bmt_18/bmt_18_3.pdf

Infodienst: Umstritten: Wie (un)sichtbar schneidet die Gen-Schere?
(08.02.2019)

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33574/

Link zu diesem Beitrag beim Informationsdienst Gentechnik

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33971/


weitere Nachrichten des Informationsdienstes Gentechnik: 

Behörden-Rat: Bei Gene Drives ist höchste Vorsicht geboten
06.04.2020

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33987/

Dicamba Papers: Monsanto und BASF nahmen Schäden bewusst in Kauf
01.04.2020

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33974/

USA: Dicamba-Zulassung kommt auf den Prüfstand 24.03.2020

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33969/

Bt-Baumwolle in Indien schmeckt den Insekten weiterhin

20.03.2020


https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33966/

 * 

Quelle:

Nachricht, 27.03.2020

Informationsdienst Gentechnik

c/o Zs-L Zukunftsstiftung Landwirtschaft

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

Telefon: 030 / 28482304, Fax: 030 / 28482309
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MELDUNG/531: Natur als Bollwerk gegen Pandemien (WWF)


WWF Pressemitteilung - 7. April 2020

Natur als Bollwerk gegen Pandemien

Umweltzerstörung und Krankheiten: WWF-Analyse warnt vor wachsenden
Risiken / WWF-Umfrage in Asien: Deutliche Mehrheit gegen illegalen
Wildtierhandel



Eine neue WWF-Analyse mit dem Titel "THE LOSS OF NATURE AND RISE OF
PANDEMICS" warnt vor wachsenden globalen Gesundheitsrisiken aufgrund
von Umweltzerstörung. So nimmt laut dem Papier die Gefahr weiterer
Zoonosen zu - also von Krankheitserregern, die von Wild- und
Haustieren auf Menschen überspringen. Ausbrüche anderer
Infektionskrankheiten, wie etwa Malaria, stehen zudem im direkten
Zusammenhang mit Waldrodungen. Im schlimmsten Fall sei COVID-19 nur
ein Vorgeschmack drauf, was uns drohen könnte, so die Warnung des
WWF.

"Eine intakte Natur ist ein Bollwerk gegen neue Krankheitserreger und
Pandemien und muss endlich als entscheidender Schlüsselfaktor für
unsere Gesundheit wahrgenommen werden", fordert Eberhard Brandes,
Vorstand beim WWF Deutschland. "COVID-19 ist eine globale
Gesundheitskrise, verbunden mit dramatischen Einschnitten in unserem
Alltagsleben. Doch zur bitteren Wahrheit gehört auch: Das ist eine
Krise mit Ansage. Seit Jahren warnen Mediziner wie Umweltschützer,
dass durch massive Naturzerstörung und den illegalen Wildtierhandel
nicht nur die Gesundheit unseres Planeten, sondern auch unsere eigene
Gesundheit in Gefahr ist."

Laut WWF zeigen etwa Untersuchungen aus Brasilien einen Zusammenhang
zwischen Waldrodungen und der Zunahme von Malaria-Erkrankungen. Eine
brasilianische Studie aus dem Jahr 2010 kommt zu dem Ergebnis, dass
die Abholzung von vier Prozent eines Waldes mit einer fast
50-prozentigen Zunahme der Malariafälle beim Menschen einher ging.
Ähnliches wurde in Afrika beobachtet: Durch den Bau von Staudämmen
nahm die Population wandernder Süßwassershrimps drastisch ab. Dies
führte dazu, dass sich die Beutetiere der Shrimps, bestimmte
Schneckenarten, vermehrten. Die Schnecken wiederum sind Zwischenwirt
des Bilharziose-Erregers. In der Folge kam es zu einer Zunahme der
Erkrankung beim Menschen. "Die Gesundheit von Menschen, Wildtieren und
Umwelt muss konsequent zusammen gedacht werden. Wir müssen unsere
Beziehung zur Natur überdenken und korrigieren. Die Zusammenhänge
zwischen gesunden, vielfältigen Lebensräumen einerseits und der
menschlichen Gesundheit andererseits müssen bei der globalen
Gesundheitsvorsorge in den Fokus gestellt werden", so Brandes.

Der WWF-Vorstand fordert daher die Bundesregierung auf, im Sinne der
nationale Gesundheitsvorsorge zu handeln. Deutschland müsse sich für
einen sofortigen, Stopp der weltweiten Entwaldung und für den Erhalt
vitaler, vielfältiger Lebensräume einsetzen. Entsprechende nationale
wie europäische Gesetze, allen voran ein Gesetz zu Entwaldungsfreien
Lieferketten, müssten nun schnell auf den Weg gebracht werden.
Insbesondere Entwicklungs- und Schwellenländern bräuchten technische
wie finanzielle Unterstützung, um eine Schließung des illegalen und
unregulierten Wildartenhandels und ein effektivere Kontrolle des
legalen Handels, etwa mit Wildfleisch, umzusetzen.

Hoffnungsvoll stimmen Brandes die Ergebnisse einer aktuellen
WWF-Umfrage aus fünf betroffenen Ländern in Asien, darunter Thailand
und
Vietnam. Über 90 Prozent der Befragten würden es unterstützen, wenn
ihre Regierungen die dortigen Wildtiermärkte schließen. Entsprechende
Maßnahmen könnten also vermutlich auf die Unterstützung breiter
Mehrheiten in diesen Ländern bauen. Die repräsentative Umfrage durch
GlobeScan im Auftrag des WWF wurde zwischen dem 3. und 11. März in
Hong Kong, Japan, Myanmar, Thailand und Vietnam durchgeführt.



DOWNLOADS

WWF-Hintergrundpapier Umweltzerstörung und Gesundheit [PDF, 169 KB]


https://www.wwf.de/fileadmin/fm-wwf/Publikationen-PDF/WWF-Hintergrundpapier_Umweltzerstoerung_und_Gesundheit.pdf

WWF-Report Biodiversity and Pandemics [PDF, 2 MB]

https://www.wwf.de/fileadmin/fm-wwf/Publikationen-PDF/WWF-Report_Biodiversity_and_Pandemics.pdf

WWF-Survey on Covid-19 and Wildlife Trade [PDF, 3 MB]

https://www.wwf.de/fileadmin/fm-wwf/Publikationen-PDF/WWF-Survey_on_Covid-19_and_Wildlife_Trade.pdf

Corona-Virus: 

Wie uns Artenschutz vor Krankheiten schützen kann
Die Corona-Pandemie ist eine Folge menschlichen Handelns, eine Folge
unserer Naturzerstörung und unseres ausbeuterischen Umgangs mit den
Lebewesen dieses Planeten. 

https://www.wwf.de/aktuell/corona-notspende/corona-virus-wie-uns-artenschutz-vor-krankheiten-schuetzen-kann/

 * 

Quelle:

WWF Pressemitteilung, 07.04.2020
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Reinhardtstraße 14, 10117 Berlin
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FISCHEREI/212: Zertifizierungsverfahren - WWF enttäuscht von mangelnden MSC-Reformen (WWF)


WWF Pressemitteilung - 6. April 2020

Keine Kursänderung

WWF enttäuscht von mangelnden MSC-Reformen



Im Januar 2018 begrüßte der WWF die Ankündigung des Marine Stewardship
Councils (MSC), seine Zertifizierungs- und Überprüfungsprozesse für
Fischereiprodukte zu verbessern. Mit der Veröffentlichung der
aktualisierten Prozessregularien seines
Fischerei-Zertifizierungsverfahrens am 25. März zeigt sich der WWF
jedoch besorgt, da weitreichende Verbesserungen fehlen und das
Zertifizierungssystem anhaltende Schwächen aufweist.

"Anstatt eine bedeutende Reformagenda auf den Weg zu bringen, sitzt
der MSC die Situation einfach aus", sagt WWF-Fischereiexperte Philipp
Kanstinger.

Im März 2018 legte der WWF dar, wo Reformen im Zertifizierungsprozess
am dringendsten erforderlich sind, um die Glaubwürdigkeit und
Wirksamkeit des MSC-Programms aufrechtzuerhalten. Dazu gehörte die
Unparteilichkeit der Fischereibewerter, ein wissenschaftlich
fundiertes Einspruchsverfahren, der Fokus auf das Vorsorgeprinzip, die
dringend notwendige Berücksichtigung sozialer Themen und die
Gewährleistung, dass Zertifizierungsauflagen auch wirklich umgesetzt
werden. Obwohl diese Themen in der Überprüfung der Prozessregularien
angesprochen wurden, waren die Fortschritte bei all diesen Aspekten
gering.

"Verbraucher und Einzelhändler müssen dem MSC-Label vertrauen können.
Leider sind wir gezwungen, die Verlässlichkeit dieses Labels für eine
wachsende Anzahl von Fischereien in Frage zu stellen", erklärt
Kanstinger. "Wir haben uns zwei Jahre lang an diesem Reformprozess
beteiligt, um dem MSC zu helfen, sein Versprechen von nachhaltigem
Fisch und Meeresfrüchten zuverlässig zu erfüllen. Wir sind vom
Endergebnis enttäuscht".

Der WWF ist weiterhin der Ansicht, dass die MSC-Zertifizierung von
Fisch und Meeresfrüchten zu Verbesserungen im Fischereimanagement
beitragen kann. Der WWF wird sich auch in Zukunft sowohl für
Verbesserungen des MSC-Programms einsetzen, als auch Einzelhändler und
Verbraucher von bestimmten MSC-zertifizierten Fischereien abraten, die
unserer Bewertung nach nicht als nachhaltig und gut bewirtschaftet
bezeichnet werden können, wie z.B. die Gemeinsame 
Grundfisch-Fischerei in der Nordsee, die Thunfischfischerei im 
nordöstlichen
tropischen Pazifik, die Thunfischfischerei mit Lockbojen (FADs) im
Indischen Ozean oder die Fischerei auf Roten Thun im Atlantik.

Zum Hintergrund: Der WWF hat Einspruch gegen insgesamt 17
vorgeschlagene Zertifizierungen erhoben, darunter die Gemeinsame
Grundfisch-Fischerei in der Nordsee, die Thunfischfischerei im
nordöstlichen tropischen Pazifik, die Thunfischfischerei mit Lockbojen
(FADs) im Indischen Ozean und die Fischerei auf Roten Thun im
Atlantik. Der Einspruch gegen die vorgeschlagene Zertifizierung von
Rotem Thun im Atlantik ist noch nicht abgeschlossen. Die anderen
Einwände waren wirkungslos, um eine Zertifizierung dieser Fischereien
zu verhindern.

 * 
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GENTECHNIK/257: Bt-Baumwolle in Indien schmeckt den Insekten weiterhin (Informationsdienst Gentechnik)


Informationsdienst Gentechnik

Nachrichten - 20.03.2020

Bt-Baumwolle in Indien schmeckt den Insekten weiterhin



Was hat der jahrelange Anbau gentechnisch veränderten Bt-Baumwolle in
Indien gebracht? Mehr Kunstdünger, mehr Insektizide und keine besseren
Ernten: Das ist die Antwort zweier Experten, die diese Entwicklung
über fast 20 Jahre hinweg begleiteten.

Im Jahr 2002 brachte Mahyco, das indische Joint-Venture des
Gentechnik-Konzerns Monsanto, seine gentechnisch veränderte
Bt-Baumwolle auf den
indischen Markt. Sie sollte mit ihren selbst produzierten Toxinen den
Baumwollkapselbohrer abtöten und so die Erträge steigern und
gleichzeitig den Verbrauch an Insektiziden verringern. Doch die Ernten
seien die letzten 13 Jahre nicht gestiegen und Indiens Kleinbauern
würden weit mehr Geld für Baumwoll-Insektizide ausgeben als je zuvor.
Zu diesem Ergebnis kamen der Anthropologe Glenn Davis Stone von der
Washington University und K.R. Kranthi, langjähriger Direktor des
indischen Baumwoll-Instituts. In ihrer im Fachmagazin Nature Plants
erschienenen Arbeit beschreiben sie den Ablauf so:

Nach der Markteinführung im Jahr 2002 stiegen die Erträge zwei Jahre
lang tatsächlich stark an; allerdings auch die Mengen an Kunstdünger
und neu entwickelten Insektiziden, die eingesetzt wurden. Der Anbau
von Bt-Baumwolle sei noch zu gering gewesen, um diesen Effekt zu
erklären, schreiben Stone und Kranthi. Erst als ab 2005 auf einem
Großteil der Felder Bt-Baumwolle wuchs, sanken die Ausgaben für
Insektizide kurzzeitig. Doch die neuen Baumwollpflanzen erwiesen sich
als besonders anfällig gegen saugende Schädlinge wie Läuse. Die
Kleinbauern geben deshalb für deren Bekämpfung heute mehr als dreimal
so viel aus wie vor 15 Jahren. Hinzu kam, dass der Kapselbohrer gegen
das Bt-Toxin der gentechnisch veränderten Baumwolle resistent wurde
und seither auch für dessen Bekämpfung wieder mehr Insektizide
eingesetzt werden.

"Jetzt geben die Bauern in Indien mehr für Saatgut, mehr für Dünger
und mehr für Insektizide aus", erklärte Stone. "Unsere
Schlussfolgerung ist, dass die Hauptauswirkung der Bt-Baumwolle auf
die Bauern darin besteht, dass sie die Landwirtschaft
kapitalintensiver macht - und nicht in einem dauerhaften agronomischen
Nutzen".

Wie andere Studien zeigen, macht gerade der erhöhte Kapitalbedarf die
meist armen und verschuldeten Kleinbauern extrem anfällig, zumal in
Gebieten, wo die Felder nicht bewässert werden, sondern auf den immer
unzuverlässiger werdenden Monsumregen angewiesen sind. Colin Todhunter
stellt im Online-Magazin Counterpunch einige dieser Arbeiten vor und
kommt zu dem Ergebnis, dass Bt-Baumwolle von Anfang an das Ziel hatte,
die Profitinteressen der Konzerne im ländlichen Raum Indiens
durchzusetzen und die Landwirte abhängig zu machen. "In dieser
Hinsicht war die Bt-Baumwolle ein herausragender Erfolg", schreibt er.
[lf]



Glenn Davis Stone: A Long-term Analysis of a Controversial GMO Crop
(13.03.2020)

https://natureecoevocommunity.nature.com/users/358453-glenn-davis-stone/posts/60736-finally-a-long-term-analysis-of-a-controversial-crop

Washington University: Long-term analysis shows GM cotton no match for
insects in India (13.03.2020)

https://source.wustl.edu/2020/03/long-term-analysis-shows-gm-cotton-no-match-for-insects-in-india

Nature Plants: Long-term impacts of Bt cotton in India (13.03.2020,
kostenpflichtig)

https://www.nature.com/articles/s41477-020-0615-5

Counterpunch: Dependency, Distress and No Durable Agronomic Benefits:
The Story of Bt Cotton in India (16.03.2020)

http://www.counterpunch.org:443/2020/03/16/dependency-distress-and-no-durable-agronomic-benefits-the-story-of-bt-cotton-in-india/

Link zu diesem Beitrag beim Informationsdienst Gentechnik

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33966/


weitere Nachrichten des Informationsdienstes Gentechnik: 

Behörden-Rat: Bei Gene Drives ist höchste Vorsicht geboten
06.04.2020

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33987/

Dicamba Papers: Monsanto und BASF nahmen Schäden bewusst in Kauf
01.04.2020

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33974/

Neue gentechnisch veränderte Sorten lassen sich nachweisen
27.03.2020

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33971/

USA: Dicamba-Zulassung kommt auf den Prüfstand 24.03.2020

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33969/

 * 

Quelle:

Nachricht, 20.03.2020

Informationsdienst Gentechnik

c/o Zs-L Zukunftsstiftung Landwirtschaft

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

Telefon: 030 / 28482304, Fax: 030 / 28482309

E-Mail: info(at)keine-gentechnik(dot)de

Internet: www.keine-gentechnik.de
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